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Frank Decker

Das parlamentarische System in den Ländern
Adäquate Regierungsform oder Auslaufmodell?

Länderverfassungsrecht im
unitarischen Föderalismus

Mit Blick auf den unitarischen Charakter des deut-
schen Föderalismus ist es nicht weiter verwunder-
lich, dass auch die Verfassungen und Regierungs-
formen der Gliedstaaten eine nur geringe
Variationsbreite aufweisen. Dies gilt zumindest,
wenn man die Bundesrepublik mit Ländern wie
den USA oder der Schweiz vergleicht, in deren
föderalen Systemen der Gedanke der Vielgestaltig-
keit eine weitaus größere Rolle spielt und bundes-
staatliche Traditionen fest verankert sind. Die
Homogenitätsthese muss allerdings sogleich einge-
schränkt werden: Bezogen auf den Bund trifft sie
nur auf das parlamentarische Regierungssystem
der Länder und nicht auf die direktdemokratischen
Verfahren zu, die heute in allen 16 Bundesländern
verfassungsrechtlich festgeschrieben sind. Weniger
dramatisch sind die Unterschiede im Bereich des
Wahlrechts, in dem sich sämtliche Länder inner-
halb des bundesgesetzlichen Verhältniswahlsys-
tems bewegen, unterhalb dieser Ebene aber eben-
falls zahlreiche Variationen anzutreffen sind.

Dass die Länder rechtlich über einen durchaus
weiten Spielraum bei der Gestaltung des eigenen
Regierungssystems verfügen, ergibt sich aus
dem so genannten Homogenitätsgebot des Art. 28
Abs. 1 Satz 1 GG, das ihre verfassungsmäßige
Ordnung lediglich an die allgemeinen Grundsätze
des „republikanischen, demokratischen und sozia-
len Rechtsstaates“ bindet. Die Einführung weiter
gehender direktdemokratischer Elemente, als sie
das Grundgesetz in Art. 29 vorsieht, ist durch
diese Bestimmung ebenso gedeckt wie der mögli-
che Wechsel von der Verhältnis- zu einer reinen
Mehrheitswahl.1 Strittiger ist, ob das auch für eine
Abkehr von der bestehenden parlamentarischen
Regierungsform gilt. Das Bundesverfassungsge-
richt hat dies in einem frühen Urteil so bestätigt,
das der ganz überwiegenden Auffassung der
Staatsrechtslehre entspricht.2 Gestützt wird seine

Interpretation dadurch, dass Art. 17 der Weimarer
Reichsverfassung das parlamentarische System für
die Gliedstaaten seinerzeit ausdrücklich vorge-
schrieben hat.3 Die Angleichung der institutionel-
len Strukturen der Länderpolitik wurde und wird
in Deutschland also weniger durch die Verfas-
sungsnorm als durch deren Praxis erzwungen. Die
freiwillige Unitarisierung folgt hier dem, was auch
in den materiellrechtlichen Bereichen ausschließ-
licher Länderzuständigkeit – zum Beispiel in der
Schulpolitik – als „Parallelgesetzgebung“ der Län-
der geläufig ist.

Eigenarten der Länderpolitik

Verfassungsrechtler wie Brun-Otto Bryde oder
Hans Herbert von Arnim konstatieren mit Blick
auf die Verwaltungslastigkeit eine größere Nähe
der Länderpolitik zur kommunalen als zur Bun-
desebene, die sich auch in der Organisation der
Regierungssysteme ausdrücken müsse.4 Dieses
Argument, das von Wilhelm Hennis5 und Theodor
Eschenburg6 in ähnlicher Form bereits in den fünf-
ziger Jahren vorgetragen wurde, hat an Plausibili-
tät nichts eingebüßt. Nachdem die großen Kom-
plexe der Landesgesetzgebung – die Organisation
der Landesverwaltung und Gemeinden, des Rund-
funks und des Schulwesens – seit langem abgear-
beitet sind, ist die Neigung der Länder sogar noch
gewachsen, in solche (Rand)gebiete der Gesetzge-

1 Vgl. Stefan Storr, Verfassungsgebung in den Ländern. Zur
Verfassungsgebung unter den Rahmenbedingungen des
Grundgesetzes, Stuttgart u. a. 1995, S. 257 ff.
2 BVerfGE 9, 281.

3 Vgl. Jörg Menzel, Landesverfassungsrecht. Verfassungs-
hoheit und Homogenität im grundgesetzlichen Bundesstaat,
Stuttgart u. a. 1995, S. 256.
4 Vgl. Brun-Otto Bryde, Verfassungsreform der Länder
unter bundesstaatlichem Unitarisierungsdruck, in: Hans Ei-
chel/Klaus Peter Möller (Hrsg.), 50 Jahre Verfassung des
Landes Hessen, Opladen– Wiesbaden 1997, S. 433–444; Hans
Herbert von Arnim, Vom schönen Schein der Demokratie.
Politik ohne Verantwortung – am Volk vorbei, München
2000.
5 Vgl. Wilhelm Hennis, Parlamentarische Opposition und
Industriegesellschaft. Zur Lage des parlamentarischen Regie-
rungssystems, in: Gesellschaft –Staat– Erziehung, 1 (1956),
S. 205–222, auch in: ders., Regieren im modernen Staat. Poli-
tikwissenschaftliche Abhandlungen I, Tübingen 1999, S. 1–23.
6 Vgl. Theodor Eschenburg, Parlamentarische Regierung in
den Ländern, in: ders., Zur politischen Praxis in der Bundes-
republik. Kritische Betrachtungen 1957 bis 1961, München
1964, S. 223–227.
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bung vorzustoßen, deren Regelung man getrost
den Kommunen überlassen könnte.7

Hennis und Eschenburg hatten die Eigenart der
verwaltungsbezogenen Länderpolitik seinerzeit
daran festgemacht, dass sie der parteipolitischen
Auseinandersetzung auf weite Strecken entzogen
sei. Hennis’ Diktum, wonach es „keinen christlich-
demokratischen Straßenbau und keine sozialde-
mokratische Wasserwirtschaft“ gebe, sollte den
Sachverhalt auf den Punkt bringen. In dieser
Generalisierung ist seine These zweifellos verfehlt.
Erstens sind auch Verwaltungsentscheidungen
ihrem Wesen nach nicht durchweg unpolitisch
oder bloß technokratisch, so wie es der Begriff des
„Vollzugs“ suggeriert. Vielmehr erfordern sie
sachliche oder zeitliche Prioritätensetzungen, die
den zuständigen Organen manche Gestaltungsfrei-
heit eröffnen.8 Zweitens gilt für einen Teil der den
Ländern verbliebenen legislativen Restkompeten-
zen – insbesondere für die Schulpolitik –, dass sie
sogar eminent politischen Charakter tragen und in
der Vergangenheit stark ideologisiert worden sind.
Die Folgen zeigen sich in den unterschiedlichen
Schulsystemen bis heute. Und drittens lassen sich
auch in anderen Bereichen der Landesgesetzge-
bung (etwa in der Struktur- oder Arbeitsmarktpo-
litik) unterschiedliche Profile ausmachen, je nach-
dem, ob die Regierungen von der Union oder der
SPD gestellt werden.

Dennoch bleibt es im Großen und Ganzen richtig,
dass sich Bund und Länder vom politischen Cha-
rakter ihres Aufgabenzuschnitts deutlich unter-
scheiden. Der Grad der parteipolitischen Durch-
dringung ist in der Landespolitik geringer, was
eine umstandslose Übertragung des parlamentari-
schen Wettbewerbsmodells auf die Länderebene
schwierig macht. Die Analogie zur kommunalen
Politik liegt hier in der Tat auf der Hand. Beson-
ders schlagend ist sie in den drei Stadtstaaten, die
als Bundesländer zugleich Gemeinden sind und
damit eine nochmals andere Aufgabenstruktur
aufweisen als die Flächenländer. Von daher drängt
sich die Frage auf, ob die Kommunen auch bei der
Gestaltung des Regierungssystems ein geeignetes
Vorbild sein könnten.

Betrachtet man dessen drei Hauptmerkmale – die
Volksgesetzgebung, das Wahlrecht und das Ver-
hältnis von Regierung und Parlament –, so zeigen
sich die größten Übereinstimmungen zwischen den
heutigen Länder- und Kommunalverfassungen im

ersten Bereich: bei der direkten Demokratie.9

Hier liegt zugleich die größte Differenz zur Bun-
desebene, auf der man sich auf die Einführung des
direktdemokratischen Instruments bislang nicht
einigen konnte. Ausschließlich dem Modell des
Bundes verpflichtet bleiben die Länder hingegen
bei der Gestaltung des Verhältnisses von Regie-
rung und Parlament. Während die Kommunen
nach dem Siegeszug der Süddeutschen Ratsverfas-
sung sämtlich zur präsidentiellen Regierungsform
übergegangen sind, hat das parlamentarische
System hier weiterhin festen Bestand.

Das parlamentarische System
in den Ländern: Divergenzen und

Konvergenzen

Alle Landesverfassungen konstituieren heute rein
parlamentarische Regierungssysteme mit einem
Einkammerparlament und geschlossener Exeku-
tive. Allein Bayern bildete hiervon bis 1998 eine
Ausnahme, indem es sich neben dem Landtag
einen Senat als Zweite Kammer leistete. Überle-
gungen, eine Zweite Kammer einzuführen, waren
von den Verfassungsgebern auch in anderen Län-
dern (Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein) angestellt
worden, blieben aber allesamt ohne Erfolg. Das-
selbe gilt für die in dem ursprünglichen rheinland-
pfälzischen Verfassungsentwurf vorgesehene Ein-
führung einer exekutiven Doppelspitze, die sich
am semipräsidentiellen System der Weimarer
Republik orientierte.10 Eine generelle Abkehr
vom parlamentarischen System wurde nur in
Baden-Württemberg kurzzeitig erwogen, das bei
seiner Gründung 1952 bereits auf die Erfahrungen
in anderen Bundesländern zurückblicken konnte.
Hier hatte Theodor Eschenburg als damaliger
Staatsrat im baden-württembergischen Innen-
ministerium den Plan entwickelt, das Regierungs-
system des neuen Südweststaates entlang einer
Präsidialverfassung umzugestalten, deren Herz-
stück die Direktwahl des Ministerpräsidenten sein
sollte.11 Die CDU machte sich dies in den Verfas-
sungsberatungen zu Eigen, konnte mit dem Vor-
schlag aber letztlich nicht durchdringen.

7 Vgl. Roland Sturm, Föderalismus in Deutschland, Op-
laden 2001, S. 73.
8 So bereits Klaus P. Siegloch, Kritik und Alternativen zum
parlamentarischen Regierungssystem in den Bundesländern,
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZParl), 3 (1972) 3,
S. 370 ff.

9 Vgl. Frank Decker, Die Regierungssysteme in den Län-
dern, in: ders. (Hrsg.), Föderalismus an der Wegscheide?,
Wiesbaden 2004, S. 176 ff.
10 Vgl. Sigrid Koch-Baumgarten, Der Landtag von Rhein-
land-Pfalz. Vom Entscheidungsträger zum Politikvermittler?,
in: Siegfried Mielke/Werner Reutter (Hrsg.), Länder-
parlamentarismus in Deutschland, Wiesbaden 2004, S. 332 f.
11 Vgl. Theodor Eschenburg, Verfassung und Verwal-
tungsaufbau des Südweststaates, Stuttgart 1952, S. 59 ff.
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Nimmt man allein die Verfassungsnorm, waren die
Unterschiede in den Regierungsformen der Län-
der zunächst durchaus beträchtlich. Erst später
sollte es im Zuge der übereinstimmenden Verfas-
sungspraxis durch Verfassungsreformen zu einer
Angleichung kommen. Siegfried Mielke hat in
einer frühen Arbeit zum Länderparlamentarismus
vier Modelle der parlamentarischen Regierungs-
form unterschieden, von denen sich drei – die Par-
lamentsregierung, die „echte“ parlamentarische
Regierung und der „disziplinierte“ (abge-
schwächte) Parlamentarismus – in den ursprüngli-
chen Länderverfassungen wiederfanden.12 Grund-
lage der Unterscheidung ist das Machtverhältnis
zwischen Parlament und Regierung, das nach
Mielke von folgenden Bedingungen abhängt: den
Modalitäten der Parlamentsauflösung (durch die
Regierung oder nur als Selbstauflösung), der
Bestellung und Entlassung der Minister bzw. Sena-
toren (mit oder ohne Zustimmung des Parlaments)
sowie der Möglichkeit des Regierungschefs, auch
nach einem Misstrauensvotum oder einer verlore-
nen Landtagswahl im Amt zu bleiben. Es ist merk-
würdig, dass diese Einteilung in einer neueren Ver-
öffentlichung desselben Autors fast wortgleich
übernommen wurde, obwohl sie von der Realität
längst überholt ist.13 So haben zum Beispiel inzwi-
schen alle Länderverfassungen das Selbstauflö-
sungsrecht eingeführt, wobei diese entweder mit
absoluter (fünf Länder) oder mit Zweidrittelmehr-
heit erfolgen muss (elf Länder).

Etwas unübersichtlicher ist das Bild bei der Bestel-
lung und Entlassung der Regierungsmitglieder.
Abweichend vom Modell des Grundgesetzes
sehen hier die meisten Verfassungen weiterhin
eine Bestätigung des gesamten Kabinetts durch
das Parlament vor; auch die Entlassung der Minis-
ter ist in einigen Fällen an dessen Zustimmung
gebunden (so in Bayern, Hessen, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz und im Saarland). In Berlin und
Bremen müssen die Senatoren vom Parlament vor
ihrem Amtsantritt sogar einzeln bestätigt werden.
(In Hamburg gilt dies seit der Verfassungsreform
1996 nur noch für im Laufe der Legislaturperiode
neu bestellte Regierungsmitglieder.) Bremen und
Hamburg sahen ursprünglich nicht einmal die
Wahl des Senatspräsidenten bzw. Ersten Bürger-
meisters durch die Bürgerschaft vor; dieser wurde
vielmehr erst nach der Wahl des gesamten Senats
als primus inter pares aus dessen Mitte bestellt.
Die 1994 bzw. 1996 beschlossenen Verfassungsre-
formen haben mit dieser Tradition gebrochen.

Unterschiedliche Regelungen gibt es auch beim
Misstrauensvotum.14 In den meisten Ländern rich-
tet sich dieses wie im Bund allein gegen die Person
des Regierungschefs, mit dessen Abwahl die
Amtszeit aller übrigen Regierungsmitglieder
endet. Dabei ist in der Regel die gleichzeitige
Wahl eines Nachfolgers erforderlich (Ausnahmen
in Berlin und Bremen). In fünf Ländern (Baden-
Württemberg, Berlin, Bremen, Rheinland-Pfalz,
Saarland) ist ein Misstrauensvotum auch gegen
einzelne Minister möglich, was man nach den
negativen Weimarer Erfahrungen für das Grund-
gesetz ausdrücklich ausschließen wollte. Am ande-
ren Ende der Skala steht Bayern, dessen Verfas-
sung überhaupt kein förmliches Misstrauensvotum
kennt. Allerdings muss der Ministerpräsident auch
hier zurücktreten, „wenn die politischen Verhält-
nisse ein vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwi-
schen ihm und dem Landtag unmöglich machen“
(Art. 44 Abs. 3 der Bayerischen Verfassung).

Die bayerische Regelung ist insofern interessant,
als die Verfassung des Freistaates dem Minister-
präsidenten nicht die anderswo übliche Richtli-
nienkompetenz einräumt, was ansonsten nur noch
in Bremen und Berlin der Fall ist. Daran lässt sich
zum einen ablesen, dass zwischen den Modalitäten
der Bestellung bzw. Abberufung und der Richtli-
nienbefugnis kein zwingender Sachzusammenhang
besteht; einige Landesverfassungen verweigern
dem Regierungschef sogar die mit der Richtlinien-
kompetenz normalerweise einhergehende Organi-
sationsgewalt, die hier entweder bei der gesamten
Regierung liegt (Bremen, Hamburg) oder durch
Regierung bzw. Regierungschef und Landtag
gemeinsam ausgeübt wird (Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Hessen, Rheinland-Pfalz). Zum
anderen macht es die überragende Bedeutung der
Verfassungspraxis deutlich, in der sich die Präroga-
tive des Regierungschefs auch gegen den Wortlaut
der Verfassungen behauptet hat. So hatte zum Bei-
spiel Hamburgs Bürgermeister Henning Vosche-
rau das Recht, die Senatoren selbst auszuwählen,
bereits vor der Verfassungsreform 1996 für sich
beansprucht, die insofern nur die Konsequenzen
aus der bestehenden Praxis zog.15 Umgekehrt

12 Siegfried Mielke, Länderparlamentarismus, Bonn 1971,
S. 14 f.
13 Vgl. ders./Werner Reutter, Länderparlamentarismus in
Deutschland – eine Bestandsaufnahme, in: dies. (Anm. 10),
S. 36 f.

14 Vgl. Andrea Stiens, Chancen und Grenzen der Landes-
verfassungen im deutschen Bundesstaat der Gegenwart, Ber-
lin 1997, S. 149 ff.
15 Vgl. Julia von Blumenthal, Freie und Hansestadt Ham-
burg. Das letzte Feierabendparlament, in: S. Mielke/W.
Reutter (Anm. 10), S. 216. Dies bedeutet keineswegs, dass
die verbleibenden Unterschiede in der formalen Aus-
gestaltung der parlamentarischen Systeme allesamt irrelevant
wären. Jenseits der genannten, die Regierungsbestellung und
-abberufung betreffenden Merkmale differieren die Länder-
verfassungen z. B. in der Länge der Wahlperioden, den par-
lamentarischen Kontrollrechten, der Kompatibilität von Amt
und Mandat, den Querverbindungen von parlamentarischer
und Volksgesetzgebung sowie der Professionalisierung des
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kommen die Ministerpräsidenten dort, wo sie über
dieses Recht von Verfassungs wegen verfügen,
nicht umhin, bei der Zusammenstellung des Kabi-
netts auf die Wünsche des Parlaments und der
Abgeordneten Rücksicht zu nehmen. Auch hier
reicht ihr faktischer Einfluss – wie man weiß –
heute nur noch bis an die Grenze der eigenen Par-
tei und Fraktion. Die Koalitionspartner sind bei
der Besetzung der ihnen zugesprochenen Ressorts
weitgehend souverän.

Parteiensystem und
Regierungsformate

Damit wendet sich der Blick zur politischen Pra-
xis. Wenn die Variationen der Regierungsform in
der Verfassungswirklichkeit wenig sichtbar gewor-
den sind, so liegen die Gründe dafür vor allem
bei den Parteien, die das Funktionieren des parla-
mentarischen Systems in der Bundesrepublik im
Sinne eines einheitlichen – am britischen West-
minster-Parlamentarismus geschulten – Regie-
rungsmodells geprägt und die bestehenden ver-
fassungsrechtlichen Unterschiede darüber ab-
geschliffen haben.

Das mehrheitsdemokratische Modell, wie es in
annähernder Reinform in Großbritannien vorzu-
finden ist, basiert auf dem Prinzip der alternieren-
den Regierung. Dass es sich auch in der Bundesre-
publik frühzeitig durchsetzen konnte, lag nicht
ursächlich in der Konzeption des Grundgesetzes
begründet, im Gegenteil: Die Beratungsprotokolle
des Parlamentarischen Rates belegen, wie fremd
der „neue Dualismus“ den Verfassungsgebern sei-
nerzeit gewesen ist.16 Entscheidend war vielmehr
die Entwicklung des Parteiensystems, die bereits
1949 die Bildung einer Kleinen Koalition ermög-
lichte. Bei diesem Standardmodell der Regierung
ist es auf der Bundesebene bis auf zwei Ausnah-
men geblieben (absolute Mehrheit der Union 1957
bis 1961 und Große Koalition von Union und SPD
von 1966 bis 1969). Ganz anders verlief die Ent-
wicklung anfangs in den Ländern. Von den 35
Regierungen, die hier im Zeitraum 1946 bis 1955
existierten, wurden nur fünf von einer Partei
gestellt, während in neun Fällen eine Kleine Koali-
tion amtierte. Dem standen jedoch zehn Große
Koalitionen und elf (!) Allparteienregierungen

ohne numerisch ernst zu nehmende Opposition
gegenüber, die dem Prinzip der alternierenden
Regierung widersprachen.17 Vor diesem Hinter-
grund war es nachvollziehbar, dass Autoren wie
Hennis und Eschenburg die Weisheit des parla-
mentarischen Systems auf der gliedstaatlichen
Ebene in Zweifel zogen und stattdessen die Ein-
führung eines Proporz- oder Präsidialsystems pro-
pagierten, um alle relevanten Kräfte an der Wahr-
nehmung der Regierungsfunktion zu beteiligen.

Der Kritik an den vermeintlich „systemwidrigen“
Regierungsformaten wurde die Grundlage entzo-
gen, als die Großen Koalitionen und Allparteien-
regierungen ab Mitte der fünfziger Jahre in rascher
Folge verschwanden. Ihrem Höhepunkt strebte
diese Entwicklung im April 1972 zu. Nach dem
Ende der Großen Koalition in Baden-Württem-
berg gab es ab diesem Zeitpunkt in den Ländern
nur noch Einparteienregierungen (acht Fälle) oder
Kleine Koalitionen (drei Fälle), die alle entweder
dem Regierungs- oder Oppositionslager des Bun-
des zuzurechnen waren. Zu einer „gemischten“
Koalition kam es erst wieder 1977 (CDU/FDP in
Niedersachsen), zu einem vom mehrheitsdemokra-
tischen Modell abweichenden Regierungsformat
sogar erst 1981 (CDU-Minderheitssenat in Berlin).

Die Entwicklung des Parteiensystems hat dafür
gesorgt, dass sich das auf dem Gegenüber von
regierender Mehrheit und Opposition basierende
Parlamentarismusverständnis des Westminster-
Systems in der Bundesrepublik auch normativ
durchsetzte. Angesichts der immer noch wirkungs-
mächtigen Tradition des konstitutionellen Gleich-
gewichtsdenkens war das keineswegs selbst-
verständlich.18 Die Rechtfertigung des neuen
Dualismus bleibt bis heute eine notorische Her-
ausforderung, der sich insbesondere die Politolo-
gen mit bewundernswerter Ausdauer stellen.19 Sie
hat aber auch unter den Staatsrechtlern das
Bedürfnis nach normativer Konkretisierung
geweckt. Die Verfassungsreformprozesse in den
Ländern boten dazu Gelegenheit. Nachdem sich
Hamburg bereits 1971 entschlossen hatte, im neu
eingefügten Art. 23a seiner Landesverfassung die
Rolle der Opposition als „wesentlicher Bestandteil
der parlamentarischen Demokratie“ anzuerken-
nen, wurden ab 1990 in weiteren elf Ländern – da-

Parlamentsbetriebs, um nur einige Beispiele zu nennen. In-
sofern ergibt sich ein durchaus vielfältiges Bild des deutschen
Länderparlamentarismus, das die Betrachtung lohnt.
16 Vgl. Eberhard Schütt-Wetschky, Gewaltenteilung zwi-
schen Legislative und Exekutive?, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte (APuZ), B 28/2000, S. 5–12.

17 Vgl. W. Hennis (Anm. 5).
18 Dazu jetzt ausführlich Frank Decker, Konstitutionelles
versus parteiendemokratisches Parlamentarismusverständ-
nis? Bemerkungen zu einer überholten Dichotomie, in: Ste-
fan Brink/Heinrich Amadeus Wolff (Hrsg.), Gemeinwohl und
Verantwortung. Festschrift für Hans Herbert von Arnim zum
65. Geburtstag, Berlin 2004, S. 533–554.
19 Vgl. Werner J. Patzelt, Ein latenter Verfassungskonflikt?
Die Deutschen und ihr parlamentarisches Regierungssystem,
in: Politische Vierteljahresschrift, 39 (1998) 4, S. 725–757.
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runter alle neuen Bundesländer – entsprechende
Klauseln eingefügt.20 Lediglich Baden-Württem-
berg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und das Saar-
land folgen hier weiter dem Grundgesetz, das auf
eine solche Klarstellung bis heute verzichtet.

Es ist nicht ohne Ironie, dass die Verfassungsände-
rungen zu einem Zeitpunkt erfolgten, als das bun-
desdeutsche Parteiensystem in eine neue Phase
der Fragmentierung eintrat. Die Erweiterung der
alten Zweieinhalbparteienstruktur um Grüne und
PDS sowie die gelegentlichen Wahlerfolge rechts-
extremer bzw. -populistischer Parteien führten
dazu, das die Bildung einer Mehrheitskoalition
nach dem vertrauten Muster in den neunziger Jah-
ren schwieriger wurde. Existierten in der Hochzeit
der Stabilität in den siebziger Jahren gerade mal
drei Regierungsformate, so waren es von 1990 bis
2004 bereits zwölf. Von den insgesamt 224 Regie-
rungsjahren in den Ländern entfielen in diesem
Zeitraum 79 auf Unions- bzw. SPD-Alleinregie-
rungen, 103 auf Kleine Koalitionen (in sieben ver-
schiedenen Varianten), 34 auf Große Koalitionen
und 8 auf Minderheitsregierungen. Die abweichen-
den Regierungsformate machten damit immerhin
knapp ein Fünftel aller Fälle aus. Die Pluralisie-
rung schlug sich auch darin nieder, dass in 65
Regierungsjahren „gemischte“ Koalitionen im
Amt waren, die nicht den Mehrheitskonstellatio-
nen auf Bundesebene entsprachen.

Die Oppositionsregelungen in den Länderverfas-
sungen nehmen sich vor diesem Hintergrund pro-
blematisch aus, gehen sie doch alle implizit von
einer Einparteienregierung oder Kleinen Koalition
als Regierungsmodell aus. Anderweitige Formate
wie die Große Koalition oder eine parlamentarisch
gestützte Minderheitsregierung lassen sich durch
sie nicht einfangen. Bei der Großen Koalition fehlt
es der Opposition an Masse, um ihre Alternativ-
funktion wahrzunehmen, da sie keine realistische
Chance hat, die Regierung nach der kommenden
Wahl abzulösen. Im Falle der Minderheitsregie-
rung besteht das Problem darin, dass sich nicht alle
Teile des Parlaments dem Lager der Regierung
oder Opposition klar zuordnen lassen. Die in den
meisten der Oppositionsartikel enthaltenen Legal-
definitionen charakterisieren Letztere scheinbar
eindeutig als diejenigen Fraktionen und Mitglieder
des Landtages, welche die Regierung nicht tragen
bzw. stützen. Was „stützen“ bedeutet, ist in diesem
Zusammenhang jedoch keineswegs klar. Versteht
man darunter eine wie auch immer geregelte Form
der Kooperation, würde der Oppositionsbegriff in
der Tat keinen Sinn ergeben. Wie aber verhält es

sich, wenn der betreffende Teil die Regierung bloß
„duldet“, indem er auf die Einbringung eines Miss-
trauensvotums verzichtet bzw. ein solches nicht
befürwortet? In dieser Situation könnte die Regie-
rung keineswegs sicher sein, dass sie für ihre
Gesetzgebungsvorhaben im Parlament immer die
notwendige Unterstützung findet.21

Die Mehrheitsfixierung des bundesdeutschen Parla-
mentarismus, die sich in den Oppositionsklauseln
ausdrückt, ist verständlich, wenn man an die instabi-
len Regierungsverhältnisse der Weimarer Republik
zurückdenkt. Minderheitskabinette wie in Skandi-
navien oder das in Südeuropa gelegentlich gepflegte
Regieren mit wechselnden Mehrheiten sind der par-
lamentarischen Kultur der Bundesrepublik bis
heute fremd geblieben. Einen schlagenden Beweis
dafür lieferte das Schicksal der 1994 gebildeten
Minderheitsregierung in Sachsen-Anhalt. Die von
manchen Politologen gehegte Hoffnung, das „Mag-
deburger Modell“ könne eine Art Zukunftsmodell
des parlamentarischen Systems in Ostdeutschland
sein (mit möglichen Rückwirkungen auch auf die
westlichen Bundesländer), hat sich bekanntlich
nicht erfüllt. Für die Dogmatiker der Mehrheitsde-
mokratie lag im Scheitern des Experiments zweifel-
los eine Genugtuung, markierte eine lediglich
geduldete Minderheitsregierung in ihren Augen
doch den Sündenfall des parlamentarischen
Systems schlechthin.22 Wenn dies der Fall wäre,
würde sich allerdings die Frage stellen, warum das
Modell in den europäischen Ländern so weit ver-
breitet ist und die normalen Mehrheitsregierungen
zahlenmäßig sogar überwiegt.23 Der Haupteinwand
gegen das Duldungsmodell lautet, dass es die Zure-
chenbarkeit politischer Verantwortung erschwere,
die im parlamentarischen System durch das klare
Gegenüber von Regierungsmehrheit und Opposi-
tion gewährleistet sei. Gewiss stellt es ein Problem
dar, wenn die tolerierende Partei für die Politik der
von ihr mitgetragenen Regierung nicht voll in Haf-
tung genommen werden kann. Dieses Problem fällt
aber auf der Länderebene nicht allzu schwer ins
Gewicht, weil die verwaltungslastigen Aufgaben
hier einen konsensuellen Politikstil eher gestatten
als die ideologisch stärker polarisierte Bundespoli-
tik. Dem stehen auf der anderen Seite die unbezwei-
felbaren Vorteile des Duldungsmodells gegenüber.
Versäumt es die Minderheitsregierung, eine feste,

20 Vgl. Pascale Cancik, Parlamentarische Opposition in den
Landesverfassungen. Eine verfassungsrechtliche Analyse der
neuen Oppositionsregelungen, Berlin 2000, S. 80 ff.

21 Vgl. Sabine Kropp, Oppositionsprinzip und Mehrheits-
regel in den Landesverfassungen. Eine Analyse am Beispiel
des Verfassungskonflikts in Sachsen-Anhalt, in: ZParl, 28
(1997) 3, S. 373–390.
22 So Werner J. Patzelt/Roland Schirmer, Parlamenta-
rismusgründung in den neuen Bundesländern, in: APuZ, B
27/96, S. 28.
23 Vgl. Sven Thomas, Zur Handlungsfähigkeit von Min-
derheitsregierungen am Beispiel des „Magdeburger Mo-
dells“, in: ZParl, 34 (2003) 4, S. 792.
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koalitionsähnliche Zusammenarbeit mit einer oder
mehreren Oppositionsparteien zu verabreden, so
muss sie die parlamentarische Unterstützung für
ihre Politik von Fall zu Fall erreichen. Dies führt
dazu, dass der Einfluss der Fraktionen und einzel-
ner Abgeordneter zunimmt. Der Effekt ist also der-
selbe wie in einem präsidentiellen System, in dem
das Parlament durch seine unabhängige Stellung in
der Lage ist, der Exekutive im Gesetzgebungspro-
zess auch faktisch Paroli zu bieten.24

Alternativen zur parlamentarischen
Regierungsform

Unter den möglichen Alternativen zum parlamen-
tarischen System werden in der Literatur zwei
besonders hervorgehoben: das Proporzmodell
schweizerischer oder österreichischer Provenienz
und das US-amerikanische Präsidialsystem. Das
Proporz- oder Konkordanzmodell, das auf die Bil-
dung einer Allparteienkoalition hinausläuft, wurde
von Wilhelm Hennis bereits in den fünfziger Jah-
ren als Regierungsform für die Gliedstaaten ins
Spiel gebracht. Tatsächlich hatte es damals in eini-
gen Ländern – am längsten in Baden-Württemberg
– Bestand, ehe sich der mehrheitsdemokratische
Parlamentarismus überall durchsetzte. Dass Hen-
nis an seinem Vorschlag auch später festhielt,25

weist ihn als streitbaren Kritiker aus, ist aber nicht
unbedingt überzeugend. Schwierigkeiten, eine
Mehrheitskoalition nach üblichem Muster zu bil-
den, die durch die Entwicklung des Parteiensys-
tems erzeugt werden, ändern daran ebenso wenig
wie die in den Ländern zwischenzeitlich eingeführ-
ten Verfahren der Volksgesetzgebung. Erstere
heben die Wettbewerbslogik des parlamentari-
schen Systems ja noch nicht auf, und Letztere sind
in den Verfassungen zu restriktiv ausgestaltet, als
dass sie eine vergleichbare konsensuelle Wirkung
auf die Entscheidungsprozesse entfalten könnten
wie zum Beispiel in der Schweiz. Eine Allparteien-
regierung unter solchen Bedingungen würde das
demokratische Prinzip praktisch suspendieren.

Eine besser geeignete Alternative zur parlamenta-
rischen Regierungsform hält das präsidentielle
Modell bereit. Hier kann man nicht nur auf die Vor-

schläge zurückgreifen, die Eschenburg seinerzeit
für die baden-württembergische Landesverfassung
gemacht hatte, sondern auch auf die Erfahrungen
in den Kommunen, in denen die Direktwahl der
Bürgermeister in den neunziger Jahren flächende-
ckend eingeführt worden ist. Für die Übertragung
des präsidentiellen Systems auf die Länderebene
lassen sich vor allem demokratische Gesichts-
punkte ins Feld führen. Wenn die Hauptfunktion
der Länder in der Durchführung der Bundesge-
setze bzw. des europäischen Rechts liegt, scheint es
nur folgerichtig, die Bürger an der Bestellung der
mit den Verwaltungsaufgaben betrauten Exekutive
unmittelbar zu beteiligen. Die Direktwahl der
Ministerpräsidenten verspricht aus dieser Sicht
zwei Vorteile. Zum einen würde sie die ehrliche
Konsequenz aus der bestehenden Verfassungslage
ziehen, die den Länderregierungschefs bereits
heute eine herausgehobene Position zuweist. Zum
anderen wäre sie mit einer Stärkung des – ja eben-
falls direkt gewählten – Parlaments verbunden, das
den Regierungschef nun nicht mehr im Amt halten
müsste und ihm somit unbefangener als bisher
gegenübertreten könnte. Das präsidentielle System
würde es den Abgeordneten also ermöglichen,
einen Teil ihrer verloren gegangenen Kontrollfunk-
tionen zurückzugewinnen. Dies hätte auch eine
Wiederbelebung des unter dem Druck der „Frakti-
onsdisziplin“ verkümmerten freien Mandates zur
Folge. Und wo sie über legislative Restkompeten-
zen verfügen, wären die Landtage nicht mehr genö-
tigt, die faktische Gesetzgebungsarbeit allein der
Regierung zu überlassen.

Die Funktionsweise des deutschen „Parteienbun-
desstaates“ hat allerdings zur Folge, dass die parla-
mentarische Abhängigkeit der Regierung auch bei
einer Direktwahl des Ministerpräsidenten nicht
restlos beseitigt werden kann. Die anzustrebende
Regierungsform in den Bundesländern weist inso-
fern in Richtung eines präsidentiell-parlamentari-
schen Mischsystems.26 Ihr Ziel müsste es sein,
durch geeignete institutionelle Vorkehrungen
einen annähernden politischen Gleichklang zwi-
schen Exekutive und Legislative zu ermöglichen.
Der Regierungschef wird zwar direkt gewählt,
bleibt aber in den Willen der jeweiligen Parla-
mentsmehrheit eingebunden. Dies könnte zum
einen dadurch erfolgen, dass die Legislative das
Recht behält, die Regierung(smitglieder) vor
ihrem Amtsantritt zu bestätigen.27 Zum anderen

24 Vgl. Nicole Bolleyer, Minderheitsparlamentarismus –
eine akteurszentrierte Erweiterung der Parlamentarismus-
Präsidentialismustypologie, in: Zeitschrift für Politikwissen-
schaft, 11 (2001) 4, S. 1519–1546.
25 Vgl. Wilhelm Hennis, Die Chance einer ganz anderen
Republik. Zur Verfassung des zukünftigen Deutschland, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10. 3. 1990, auch in:
ders., Auf den Weg in den Parteienstaat. Aufsätze aus vier
Jahrzehnten, Stuttgart 1998, S. 93–106.

26 Einzelheiten bei Frank Decker, Direktwahl der Minis-
terpräsidenten?, in: Recht und Politik, 37 (2001) 3, S. 152–
161.
27 In Eschenburgs Verfassungsentwurf für Baden-Würt-
temberg ist sogar eine förmliche Wahl der Minister durch das
Parlament vorgesehen, was in die Nähe der schweizerischen
Kollegialregierungen führen würde. Vgl. Th. Eschenburg
(Anm. 11), S. 66 f.
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sollte der Regierungschef, wie beim kommunalen
recall heute schon der Fall, auch aus politischen
Gründen abberufen werden können – dies aller-
dings unter höheren Hürden als im normalen par-
lamentarischen System. Vorstellbar wären zum
Beispiel ein spezielles Quorum und/oder eine
automatische Verknüpfung von Abberufung und
Parlamentsauflösung (mit anschließenden Neu-
wahlen). Letztere Vorkehrung findet man eben-
falls bereits bei Eschenburg. Ihre Konsequenz
wäre auch, dass das heutige Selbstauflösungsrecht
der Landtage nach Einführung der Direktwahl fal-
len müsste; stattdessen könnte man die Abwahl-
bzw. Auflösungsbefugnis dem plebiszitären Instru-
ment überantworten. Im Übrigen sind sowohl das
Proporzmodell als auch die präsidentielle Regie-
rungsform mit den bestehenden Einrichtungen der
Volksgesetzgebung in den Ländern besser kompa-
tibel als das parlamentarische System – dies gilt
zumindest für dessen mehrheitsdemokratische
Variante. Ausschlaggebend dafür ist der durch sie
beförderte Konsensualismus der parlamentari-
schen Entscheidungsprozesse, der den Funktions-
weisen der direkten Demokratie entspricht. Eine
Einführung der Direktwahl würde also keine
Änderung bei den plebiszitären Verfahren erfor-
derlich machen.

Auf absehbare Zeit wird der Direktwahlvorschlag
sicherlich keine Realisierungschancen haben.
Auch in der wissenschaftlichen Diskussion wurde
die Idee ja erst in den neunziger Jahren wieder
entdeckt und von Hans Herbert von Arnim28

öffentlich lanciert. Die unter der Federführung
von Arnims zustande gekommene „Frankfurter
Intervention“ fand jedoch wenig Widerhall und
blieb deshalb weitgehend folgenlos. Außerdem

erfolgte sie zu einem Zeitpunkt, als man die Wei-
chenstellung zugunsten des parlamentarischen
Regierungssystems in den neuen Bundesländern,
in denen die Gelegenheit für eine Reform noch
am ehesten bestanden hätte, längst vorgenommen
hatte.29 An der schwachen Resonanz konnte auch
der Siegeszug des präsidentiellen Modells auf der
kommunalen Ebene nichts ändern. Ob sich die
Verfassungsdiskussion in den neuen Ländern
anders entwickelt hätte, wenn die Präsidentialisie-
rung der Kommunalverfassungen im Westen frü-
her erfolgt wäre, ist schwer zu sagen. Ein einziger
Vorreiter hätte hier womöglich genügt, eine Welle
auszulösen, und andere zur Nachahmung des prä-
sidentiellen Modells animiert. So wie beim Wahl-
recht und den plebiszitären Verfahren stützen die
Reformer ihren Optimismus heute vornehmlich
auf die direkte Demokratie. Die größten Chancen
dürften sich dabei in den Stadtstaaten bieten,
deren Affinität zur kommunalen Politik am stärks-
ten ausgeprägt ist. So käme zum Beispiel die Drei-
einhalbmillionen-Stadt Berlin automatisch in den
Geltungsbereich der „präsidentiellen“ Kommunal-
verfassung eines gemeinsamen Bundeslandes Ber-
lin-Brandenburg, wenn die Fusion mit dem Nach-
bar im zweiten Anlauf gelänge. Auch in Bremen
und Hamburg30 lassen die Umstände der jüngsten
Bürgerschaftswahlen, deren Ausgang primär von
der Persönlichkeit der beiden Bürgermeister
(Henning Scherf und Ole von Beust) bestimmt
wurde, den Übergang zu einem Präsidialsystem als
folgerichtig erscheinen.

28 Vgl. Hans Herbert von Arnim, Wege aus der Krise des
Parteienstaates. Thesen der „Frankfurter Intervention“, in:
Recht und Politik, 31 (1995) 1, S. 16–26.

29 Vgl. Carsten Giersch, Föderalismus und Länder-
parlamentarismus nach der deutschen Einheit, in: Peter R.
Weilemann/Günter Buchstab/Hanns Jürgen Küsters (Hrsg.),
Macht und Zeitkritik. Festschrift für Hans-Peter Schwarz
zum 65. Geburtstag, München– Wien –Zürich 1999, S. 637–
648.
30 Vgl. Frank Decker, Direkte Demokratie auf hanseatisch.
Warum das parlamentarische Regierungssystem im Stadt-
staat überholt ist, in: MUT. Forum für Kultur, Politik und
Geschichte, 442 (2004), S. 14–17.
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Roland Johne

Bundesrat und parlamentarische Demokratie
Die Länderkammer zwischen Entscheidungshemmnis und notwendigem

Korrektiv in der Gesetzgebung

Der Bundesstaat steht auf dem Prüfstand. Spätes-
tens seit dem zähen Ringen im Vermittlungsaus-
schuss Ende 2003 um die Reformen auf dem
Arbeitsmarkt, die Steuerreform und die Kommu-
nalfinanzen richtet sich der Veränderungsdruck
auch auf die Entscheidungsstrukturen im Bundes-
staat. Die lange Auseinandersetzung zwischen
Bund und Ländern um das Zuwanderungsgesetz
und die Reform der Sozialversicherungssysteme
sind weitere Beispiele für die Schwerfälligkeit des
Systems. Die schon lange geübte Kritik an den
Entscheidungsstrukturen des bundesstaatlichen
Systems kulminiert angesichts des Reformstaus.1

Die gegenseitige Abhängigkeit von Bund und Län-
dern im Gesetzgebungsprozess führt dazu, dass
weder der Bund noch die Länder zu eigenständi-
ger Politikgestaltung in der Lage sind. Die wesent-
lichen politischen und gesetzgeberischen Entschei-
dungen in der Bundesrepublik Deutschland
bedürfen heute der Zustimmung des Bundesrates.
Insbesondere dann, wenn die Oppositionsparteien
des Bundestages über eine Mehrheit in der Län-
derkammer verfügen, wird Gesetzgebung zuneh-
mend zu einem Regierungs- und Oppositions-
parteien übergreifenden Aushandlungsprozess
zwischen Bund und Ländern; dies sowohl im Ver-
mittlungsausschuss zwischen Bundestag und Bun-
desrat als auch, bei absehbaren Dissonanzen,
bereits in Verhandlungsrunden der Parteien im
Vorfeld der Gesetzgebung.

Der Bundesrat im Verfassungsgefüge

Der Bundesrat ergänzt das parlamentarische
Regierungssystem auf Bundesebene um die bun-
desstaatliche Komponente. Institutionell stellt er
dem im Bundestag sich manifestierenden Demo-

kratieprinzip das Bundesstaatsprinzip des Grund-
gesetzes zur Seite.

Verfassungsprinzipien ergänzen einander, stehen
aber auch in einem immanenten Spannungsver-
hältnis zueinander. So hat das Bundesstaatsprinzip
eine die Demokratie erweiternde Wirkung, indem
es eine zusätzliche politische Ebene konstituiert,
in der den Wahlbürgern zusätzliche Teilhabe und
Teilnahme am politischen Entscheidungsprozess in
Form von Wahlen zu den Landesparlamenten
eröffnet wird. Das Bundesstaats- oder föderale
Prinzip schränkt andererseits aber auch den aus
dem Demokratieprinzip abgeleiteten Anspruch
auf Durchgriff des Volkswillens in politische Ent-
scheidungen ein: Dort, wo für die Bundesgesetzge-
bung die Zustimmung des Bundesrates erforder-
lich ist und dieser sie versagt, kann der durch den
Bundestag artikulierte demokratische Wille des
Wahlvolkes nicht zur Wirkung gelangen. Diese
wechselseitige Einschränkung von Verfassungs-
prinzipien entspricht unserer Verfassung.

Die Mitwirkungsrechte des Bundesrates in der
Gesetzgebung sind Ausdruck seiner von der Ver-
fassung gewollten Korrektivfunktion. Sie resultiert
nicht zuletzt aus dem Zweck der Länderbeteiligung
an der Gesetzgebung, Sachverstand und Erfah-
rungswerte aus der Gesetzesanwendung für die
Rechtsfortbildung nutzbar zu machen. Das Bun-
desratsverfahren ist auf dieses Ziel hin strukturiert:
Der exekutivischen Prägung der Bundesratsarbeit
entsprechend erfolgt die Willensbildung eines Lan-
des in den einzelnen Ressorts/Ministerien der
Landesregierung. Hier kommt der Ministerial-
bürokratie eine primäre Bedeutung zu. Sie ist nicht
nur Steuerungsinstrument der Regierung für die
nachgeordneten Behörden der Landesverwaltung;
in ihr konzentriert sich auch der Sachverstand für
die Gesetzgebung, auf den Parlament und Regie-
rung angewiesen sind. Diese fruchtbare Schnitt-
stelle zwischen Gesetzesvollzug und Gesetzeser-
arbeitung, die für die Ministerien der Länder
charakteristisch ist – der Bund verfügt über deut-
lich weniger Vollzugserfahrung –, soll über den
Bundesrat insbesondere auch für die Gesetzgebung
des Bundes nutzbar gemacht werden. Nicht zuletzt
hierin findet die Regelung des Art. 76 Abs. 2 Satz 1

Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung des Autors wieder.
1 Vgl. Rudolf Wassermann, Droht Gesetzgebungsstill-
stand? – Zur Vetomacht des Bundesrates, in: Neue Juristische
Wochenschrift (NJW), (2003), S. 331 f.; Hans-Jürgen Papier,
Überholte Verfassung?, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung
(FAZ) vom 27. 11. 2003, S. 8.
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GG, wonach Gesetzentwürfe der Bundesregierung
zunächst dem Bundesrat zur Stellungnahme zuzu-
leiten sind, bevor sie in den Bundestag gelangen,
ihre inhaltliche Berechtigung.

Das Bundesratsverfahren kann Konfliktpotenzial
nur begrenzt auflösen. Dort, wo der Konsens bzw.
der Kompromiss in Aushandlungsprozessen nicht
mehr herstellbar ist, landet der „Überschuss“ im
Vermittlungsausschuss und, wenn auch dieser
verfassungsrechtlich vorgesehene Konfliktschlich-
tungsmechanismus nicht mehr ausreicht, in Ver-
handlungsrunden der Parteien. Er verlagert sich
dann in den außerkonstitutionellen Bereich, bis
hin zu den Spitzengesprächen der Parteivorsitzen-
den auf Bundesebene. Bei politisch brisanten Fra-
gen, wie der Gesundheitsreform Mitte 2003 oder
dem zähen Verhandlungsmarathon des Vermitt-
lungsausschusses Ende 2003, treten diese Entschei-
dungsmuster zunehmend zu Tage. Dies zeigt, dass
die verfassungsrechtlichen Konfliktregelungsme-
chanismen in der Gesetzgebung ihre Grenze der
Problemlösungsfähigkeit überschritten haben.

Nun nehmen bikamerale Systeme wie der deut-
sche Bundesstaat aufgrund der gewollten horizon-
talen und vertikalen Gewaltenteilung eine Reduk-
tion von Effizienz und politischer Verantwortlich-
keit im Gesetzgebungsverfahren in Kauf. Zähe
Entscheidungsprozesse zwischen Bundestag und
Bundesrat, zwischen Bund und Ländern und den
jeweils handelnden Parteien, sind nicht von vorn-
herein systemwidrige Störfaktoren. Problematisch
wird es erst, wenn in diesem notwendigen institu-
tionellen Interessenausgleich Tendenzen von Ent-
scheidungsunfähigkeit erkennbar werden.

Parlamentarische Demokratie und
Bundesstaat

Die politische Entscheidungsfindung im parlamen-
tarischen Bundesstaat folgt zwei divergierenden
Systemen: den bundesstaatlichen Aushandlungser-
fordernissen zwischen Bund und Ländern einer-
seits, dem Parteienwettbewerb der parlamentari-
schen Demokratie andererseits.2 Beide Entschei-
dungssysteme folgen unterschiedlichen Hand-
lungslogiken: der Verhandlung auf der einen, der
Konkurrenz auf der anderen Seite.

Die bundesstaatliche Entscheidungsstruktur erfor-
dert den Interessenausgleich zwischen Bund und
Ländern. Die Verflechtung von Kompetenzen, der
Steuerverbund, die Mischfinanzierungen, die eine
gemeinsame Aufgabenwahrnehmung implizieren,
erfordern Abstimmungs- und Einigungsprozesse
zwischen den staatlichen Ebenen, die in zahllosen
Bund-Länder-Arbeitsgruppen bis hin zu den Fach-
ministerkonferenzen von Bund und Ländern erfol-
gen. Auch der Gesetzgebung des Bundes geht in
weiten Teilen ein solcher Vorabstimmungsprozess
voraus. Bereits im Erarbeitungsstadium von
Gesetzen auf der Referentenebene erfolgen erste
fachliche Abgleichungen von Bund- und Länderin-
teressen, die ihre Fortsetzung im Bundesratsver-
fahren, nach Einbringung des Entwurfs in den
Gesetzgebungsprozess, finden. Hier zeichnet sich
bereits ab, ob Gesetzentwürfe unter den Ländern
mehrheitsfähig sind, es werden Dissonanzen und
ggf. weiterer Verhandlungsbedarf zwischen Bund
und Ländern deutlich. Gesetzgebung ist damit Teil
der für den Bundesstaat charakteristischen Ver-
handlungsdemokratie. Der Bundesrat ist deren
konstitutioneller Teil im Gesetzgebungsprozess.
Werden Bundestag und Bundesrat von unter-
schiedlichen parteipolitischen Mehrheiten domi-
niert, tritt neben die Bund-Länder-geprägten
Verhandlungen zusätzlich die parteipolitische
Dimension.3 Notwendig ist eine Einigung zwischen
Regierungsparteien und Opposition. Die bundes-
staatliche Verhandlungsdemokratie wird so durch
Einbeziehung zumindest der beiden großen Volks-
parteien zur Konsensdemokratie.

Dieses für den Bundesstaat deutscher Prägung
charakteristische Strukturprinzip der Verhand-
lungs- und Konsensdemokratie steht in einem
Spannungsverhältnis zum parlamentarischen
Strukturmerkmal des Parteienwettbewerbs. Des-
sen Gestaltungsprinzip ist die Umsetzung des mit
Wählervotum ausgestatteten Regierungspro-
gramms und letztlich die Ergebnisverantwortung
der parlamentarischen Mehrheit. Kernelement ist
die parlamentarische Mehrheitsregel, deren Wesen
darin besteht, dass für politische Entscheidungen
gerade kein Konsens der politischen Lager erfor-
derlich ist.

Die Virulenz dieses Spannungsverhältnisses ist
auch eine Folge der Verfassungsentwicklung. Die
Entwicklung des föderativen Systems in den ver-
gangenen Jahrzehnten hat sowohl das institutio-
nelle Arrangement zwischen den Verfassungsorga-

2 Vgl. Gerhard Lehmbruch, Parteienwettbewerb im
Bundesstaat – Regelsysteme und Spannungslagen im
Institutionengefüge der Bundesrepublik Deutschland,
Opladen–Wiesbaden 20003.

3 Vgl. Sven Leunig, „Öl“ oder „Sand“ im Getriebe? Der
Einfluss der Parteipolitik auf den Bundesrat als Veto-Spieler
im Gesetzgebungsprozess, in: Zeitschrift für Parlaments-
fragen (ZParl), (2003) 4, S. 778–791. Anmerkung der Redak-
tion: Siehe auch den Beitrag des Autors in dieser Ausgabe.
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nen auf Bundesebene als auch das Verhältnis zwi-
schen Bund und Ländern verschoben. War der
Bundesstaat in der ursprünglichen Fassung des
Grundgesetzes von 1949 noch auf eine weitge-
hende Trennung von Bund und Ländern in der
Kompetenzverteilung und Aufgabenwahrneh-
mung angelegt,4 so ist seither eine Wandlung des
föderativen Systems hin zur Unitarisierung festzu-
stellen. Die wesentlichen, gesetzgeberisch gestal-
tenden Aufgaben werden heute auf Bundesebene
unter Mitwirkung der Länder wahrgenommen.
Zahlreiche Änderungen des Grundgesetzes, in
denen Kompetenzen von den Ländern auf den
Bund übertragen wurden, die Verlagerung der
Steuergesetzgebung auf den Bund, die Einführung
der Gemeinschaftsaufgaben (Art. 91a und 91b
GG), sowie die ausufernde Mischfinanzierung von
Bund und Ländern sind Ausdruck dieser Entwick-
lung. Hinzu kommt die extensive Wahrnehmung
der Gesetzgebungskompetenzen des Bundes im
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung
(Art. 74 GG). Dieser Prozess hat zu einer zuneh-
menden Einschränkung eigenständiger Hand-
lungs- und Gestaltungsfähigkeit der Länder
geführt. Im Gegenzug haben sich die Länder diese
Kompetenzerweiterung des Bundes stets mit einer
verbindlichen Mitsprache über den Bundesrat ent-
gelten lassen. Die Länderkammer, deren Mitwir-
kung an der Bundesgesetzgebung in Form von
zustimmungspflichtigen Gesetzen zu Beginn des
Grundgesetzes auf wenige Bereiche begrenzt war,
hat so in der bundesrepublikanischen Verfassungs-
geschichte eine beispiellose Karriere gemacht. Der
Handlungsschwerpunkt der Länder verlagerte sich
im Zuge dieses Veränderungsprozesses zuneh-
mend von eigenständiger landespolitischer Gestal-
tungsfreiheit hin zur Beteiligung an Entscheidun-
gen des Bundes. Die Entwicklung von der
Autonomie zur Partizipation ist das dominante
Merkmal dieses Veränderungsprozesses des bun-
desdeutschen föderativen Gefüges.

Augenfällig wird die gewachsene Vetomacht des
Bundesrates bei der Veränderung des Verhältnis-
ses von Zustimmungs- und Einspruchsgesetzen.
Der Verfassungsgeber von 1949 ist von Ein-
spruchsgesetzen als Normalität und von der
Zustimmungsbedürftigkeit als Ausnahme ausge-
gangen. Heute sind rund 60 Prozent der Gesetze
zustimmungsbedürftig, wobei darin die wesentli-
chen, politisch bedeutsamen Gesetzesvorhaben
enthalten sind.5

Strukturelle Entscheidungs-
hemmnisse

Die bundesstaatliche Ordnung begründet sich
heute weniger aus der traditionellen Sicht einer
die regionalen, landsmannschaftlichen und kultu-
rellen Eigenarten bewahrenden Organisations-
form. Ihre Rechtfertigung und Legitimation
basiert vielmehr auf ihren freiheitssichernden,
durch Gewaltenteilung Macht begrenzenden, Viel-
falt und Flexibilität ermöglichenden Funktionen.
Die dezentrale Organisationsstruktur des Staates
gewährleistet größere Sachnähe politischer Ent-
scheidungen. Die Verteilung von Kompetenzen
auf Bund und Länder ermöglicht flexible Problem-
lösungsstrategien; durch Wettbewerb und Experi-
mentierfreude für alternative Politikinhalte soll
Innovationspotenzial erschlossen werden.6

Die Realität dieser Vorzüge bundesstaatlicher
Organisation erscheint unter den vorherrschenden
strukturellen Gegebenheiten zumindest fragwür-
dig. Die Vermischung von Kompetenzen ermög-
licht kaum eine Zuordnung von politischer Verant-
wortung. Der hohe Verflechtungsgrad des
föderalen Verbundsystems führt zur Schwerfällig-
keit des Entscheidungsprozesses. Hohe politische
Entscheidungskosten, ausgedrückt in zeitlichem
und administrativem Aufwand sowie in Abstrichen
an inhaltlicher Reichweite der gefundenen Kom-
promisse, sind die Folge. Der Problemlösungs-
druck, aufgrund des wirtschaftlichen und sozialen
Anpassungsbedarfs an die Herausforderungen von
Binnenkonjunktur, EU-Osterweiterung und Glo-
balisierung ohnehin hoch und von den Parteien
infolge eines sich überbietenden Wettbewerbs um
die besten Konzepte weiter angeheizt, übersteigt
sehr schnell die Verarbeitungskapazitäten des poli-
tisch-administrativen Entscheidungssystems. Dem
Handlungsbedarf und der Erwartungshaltung in
der Bevölkerung kann angesichts der Konsenshür-
den des bundesstaatlichen Systems oft nur unzu-
reichend Rechnung getragen werden.7

So beziehen sich die Erfolgsmeldungen nach
zähen Verhandlungen im Vermittlungsausschuss,
wie Ende 2003 nach dem gefundenen Kompromiss
über das „größte Paket“, das jemals dem Vermitt-
lungsausschuss vorlag, auch weniger auf die Reich-
weite des verabschiedeten Gesetzespaketes. Als
Erfolg gilt vielmehr bereits, dass überhaupt eine

4 Vgl. Hartmut Bauer, Entwicklungstendenzen und Per-
spektiven des Föderalismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: Die öffentliche Verwaltung (DÖV), (2002), S. 837–
845.
5 Vgl. Rudolf Dolzer, Das parlamentarische Regierungs-
system und der Bundesrat – Entwicklungsstand und Reform-

bedarf, in: Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut-
schen Staatsrechtslehrer, 58 (1999), S. 14 f.
6 Vgl. H. Bauer (Anm. 4), S. 838.
7 Vgl. Roland Lhotta, Zwischen Kontrolle und Mitregie-
rung. Der Bundesrat als Oppositionskammer?, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte (APuZ), B 43/2003, S. 16–22.
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Entscheidung möglich war. Dieser wird allerdings
von keiner Seite der Beteiligten uneingeschränkt
Qualität attestiert. Der Kompromiss des Vermitt-
lungsausschusses ist oftmals einer, der von den
politischen Lagern gerade noch tragbar ist. Der
der Verhandlungs- und Konsensdemokratie zuge-
schriebene Wert, sie gewährleiste, dass die wesent-
lichen politischen Lager einbezogen würden und
dadurch gesellschaftliche Akzeptanz für politische
Entscheidungen in höherem Maße gegeben sei, ist
zumindest zweifelhaft.

Die Verhandlungen im Vermittlungsausschuss sind
Gesetzgebung hinter verschlossenen Türen. Unter
dem Gesichtspunkt der Transparenz von Gesetz-
gebung wird dies umso fragwürdiger, je mehr der
Vermittlungsausschuss an Relevanz gewinnt. Ein
Wesenszug des Verhandelns im Vermittlungsaus-
schuss ist das Schnüren von Gesamtpaketen, das
Zusammenführen mehrerer Gesetzesvorhaben zu
einer Verhandlungsmasse. Die Entscheidungsfin-
dung folgt dem Modus von Tauschgeschäften.

Das Kompromisspaket ist in der Regel nur in Gänze
mehrheitsfähig; ein Aufschnüren ist nicht mehr
möglich. Die Paketlösung bedeutet in vielen Fällen,
dass das Paket, bestehend aus mehreren Gesetzen,
zwar die Gesetzgebungshürden in Bundestag und
Bundesrat nimmt, jedes einzelne Gesetz für sich
genommen aber nicht von vornherein mit einer
Mehrheit beider Kammern hätte rechnen können.
Die politischen und parlamentarischen Mehrheiten
sind von daher nicht in jedem Fall Mehrheiten aus
fachlicher und politischer Überzeugung.

In die Verhandlungsmasse des Vermittlungsaus-
schusses werden oft auch nicht zustimmungsbe-
dürftige Gesetze hineingezogen. Das Regierungsla-
ger kann sich dem nicht immer entziehen, wenn die
Gegenseite dies zur Bedingung für eine Kompro-
missfindung bei den zustimmungspflichtigen Vorla-
gen macht. Die Zahl der Gesetzesvorlagen, die
nicht ohne Zustimmung des Bundesrates zustande
kommen, erfährt damit faktisch eine Erweiterung.

Eine Gegenstrategie des Regierungslagers gegen
eine immer weiter ausgreifende Mitbestimmung
des Bundesrates besteht darin, Gesetzesvorlagen,
bei denen eine Einigung mit den Ländern aussichts-
los erscheint, in ihre zustimmungspflichtigen und
nicht zustimmungspflichtigen Teile aufzusplitten.
Bei absehbarem Scheitern der Gesamtvorlage im
Bundesrat kann so zumindest der nicht zustim-
mungspflichtige Teil gegen den Willen der Länder-
kammer verabschiedet werden. Markantes Beispiel
aus dem Regierungsprogramm der rot-grünen Bun-
desregierung ist das Lebenspartnerschaftsgesetz.
Mit ihm sollte die gleichgeschlechtliche Lebensge-
meinschaft der Ehe annähernd gleichgestellt wer-
den. Der Gesetzentwurf, ursprünglich eine in sich

geschlossene, alle Aspekte bis hin zu Erbansprü-
chen und steuerlicher Besserstellung enthaltende
Gesetzesvorlage, wurde bereits zu Beginn des
Bundesratsverfahrens in zwei Gesetzesvorlagen
aufgespalten, von denen die eine die zustimmungs-
pflichtigen Regelungen, die andere die zustim-
mungsfreien enthielt. Zur Gesetzeskraft gelangte
schließlich nur der nicht-zustimmungspflichtige
Gesetzentwurf, mit dem im Wesentlichen das
Rechtsinstitut der gleichgeschlechtlichen Lebens-
partnerschaft als solches geschaffen wurde. Der
andere Teil, der weiter gehende rechtliche Folgewir-
kungen enthielt, wanderte in den Vermittlungsaus-
schuss, wo er zum Ende der letzten Wahlperiode
des Bundestages der Diskontinuität zum Opfer fiel.
Dieses Beispiel macht deutlich, dass sich die Veto-
position des Bundesrates nicht nur in Zustimmungs-
verweigerung am Ende eines Gesetzgebungsverfah-
rens zeigt, sondern dass sie bereits im Vorfeld wirkt,
bei der Frage, in welcher Form und mit welcher
inhaltlichen Reichweite ein Gesetzesvorhaben
überhaupt auf den Weg gebracht wird. Letztlich
wirkt dies auch bis zum Unterlassen von Gesetzge-
bungsinitiativen der Bundesregierung. Von daher
sind Statistiken über im Bundesrat verabschiedete
oder gescheiterte Gesetze nur wenig aussagekräftig.

Ist der Vorwurf des Missbrauchs des Bundesrates
als Mittel zur Blockade gerechtfertigt? Dem parla-
mentarischen Parteienwettbewerb liegt zugrunde,
dass die Parteien alternative programmatische
Lösungen erarbeiten und diese als Forderungen
formulieren. Es entspricht dem Auftrag der Par-
teien, dass sie ihre Programmatik unter Inan-
spruchnahme der institutionellen Möglichkeiten
umzusetzen versuchen. Dass die Oppositionspar-
teien des Bundestages dazu den Bundesrat nutzen,
sofern sie dort über eine Mehrheit verfügen, ent-
spricht der Handlungslogik des parlamentarischen
Parteienwettbewerbs, der hier institutionell in die
Verhandlungs- und Konsensdemokratie des Bun-
desstaates übergreift. Auf diesen institutionellen
Übergriff sind die Parteien systemimmanent ver-
wiesen, wollen sie ihrem Anspruch, im Parteien-
wettbewerb politische Alternativen durchzusetzen,
gerecht werden. Die Grundanlage des Bundesra-
tes, Interessenvertretung der Länder zu sein, nicht
der Parteien, tritt gegebenenfalls hinter diese
Handlungslogik zurück. Der Vorwurf missbräuch-
licher Blockade durch den Bundesrat geht von
daher sowohl politisch als auch verfassungsrecht-
lich fehl. Verfassungsrechtlich ist die Inanspruch-
nahme des Bundesrates als Instrument der Op-
position nicht zu beanstanden.8 Die in ihm

8 Vgl. R. Dolzer (Anm. 5), S. 16; Roland Sturm, Zur Re-
form des Bundesrates. Lehren eines internationalen Ver-
gleiches der Zweiten Kammern, in: APuZ, B 29–30/2003,
S. 25 f.
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handelnden Akteure der Länder sind zugleich Ver-
treter ihrer Parteien; unter dieser Prämisse sind sie
in ihren Ländern gewählt worden. Für deren Han-
deln im Bundesrat die parteipolitische Kompo-
nente ausblenden zu wollen, hieße, die gegebenen
Verfassungsspielräume zu verkennen. Das Blocka-
depotenzial resultiert vielmehr verfassungsimma-
nent aus dem Spannungsverhältnis zwischen parla-
mentarischer Konkurrenz- und bundesstaatlicher
Verhandlungsdemokratie.

Unter diesem Blickwinkel des verfassungsimma-
nenten Verwiesenseins auf nichtkongruente Hand-
lungslogiken wird auch das schlichte Argument,
die Parteien sollten endlich zusammenfinden und
gemeinsam zur Lösung der Probleme beitragen,
den strukturell bedingten Handlungsprinzipien der
Parteien nicht gerecht. Ein Sich-zusammenfinden
von Regierungs- und Oppositionsparteien, unter
mehr oder weniger weit gehendem Hintanstellen
eigener Programmatik, widerspricht der Grundan-
lage des parlamentarischen Parteienwettbewerbs.
Schon jetzt wird beklagt, dass die Parteien in ihrer
Programmatik zu wenig unterscheidbar seien. Zu
Recht wird darauf verwiesen, dass in Wahlen nicht
mehr über grundlegende Weichenstellungen ent-
schieden wird, sondern nur noch über Nuancen
einer faktischen Großen Koalition, worin auch
einer der Gründe für allgemein niedrige Wahlbe-
teiligung zu suchen sei.9

Entparlamentarisierung als Problem

Der hohe Verflechtungsgrad des deutschen Bundes-
staates hat in der Verfassungsentwicklung zu einer
schleichenden Entmachtung der Parlamente, ihrer
Gestaltungskraft und ihrer zentralen Rolle im politi-
schen System geführt. Dies betrifft den Bundestag,
insbesondere aber auch die Landesparlamente. Der
exekutivisch geprägte Verbundföderalismus tangiert
damit Grundprinzipien der Verfassung. Aus dem
Demokratieprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) resultiert,
dass den direkt gewählten Parlamenten eine weitrei-
chende materielle Regelungskompetenz zukommen
muss. Auch der materielle Gehalt des Wahlrechts
erodiert, wenn durch den Wahlakt die Grundlinien
der Politik nicht mehr entscheidend geprägt werden
können, sondern die Entscheidung des Wahlbürgers
durch ein von gegenseitigen Abhängigkeiten gepräg-
tes Verbundsystem konterkariert wird. Seiner Ver-
antwortungszurechnung kann das Parlament nicht
mehr gerecht werden, obwohl gerade dies der aus
dem Demokratieprinzip resultierende Verfassungs-
auftrag ist. Je mehr der Vermittlungsausschuss zum

Instrument der Gesetzgebung wird, je mehr in außer-
konstitutionellen Konsensrunden der Parteien vor-
entschieden und „nachgebessert“ wird, desto mehr
gerät der Bundestag in die Rolle einer Ratifikations-
instanz für an anderer Stelle getroffene Entscheidun-
gen. Zwar hat der Bundestag die Gesetzgebungs-
funktion nicht alleine inne; er hat sie sich mit dem
Bundesrat zu teilen. Wenn der zunehmende Ver-
bund- und Beteiligungsföderalismus das Parlament
aber zusehends aus dem Zentrum des Entschei-
dungsprozesses verdrängt, so tangiert dies das Demo-
kratieprinzip der Verfassung, das in der zentralen
Funktion des Parlaments seinen Ausdruck findet.10

Der hieraus resultierende, aus dem Demokratie-
prinzip des Grundgesetzes abgeleitete verfassungs-
politische Reformbedarf wird durch die Folgen
des Verflechtungssystems für die Länder unter-
mauert. Die Wandlung des Föderalismus von
einem Kompetenz- bzw. Substanzföderalismus mit
autonomer landespolitischer Gestaltungsfreiheit
hin zu einem exekutivisch geprägten Beteiligungs-
föderalismus macht die Landesparlamente zu
den Hauptverlierern dieses Veränderungsprozes-
ses. Mit der Verlagerung von Gesetzgebungskom-
petenzen haben vor allem sie politische Gestal-
tungsrechte eingebüßt, während es den Landesre-
gierungen gelungen ist, sich als Ausgleich für den
Kompetenzverlust der Länder Beteiligungsrechte
über den Bundesrat zu sichern. Ursprüngliche
Gesetzgebungskompetenzen der Landesparla-
mente sind in Beteiligungsrechte der Landesregie-
rungen übergegangen, was innerhalb der Länder
zu einer Verschiebung der Gewaltenbalance zwi-
schen Landesregierungen und Landtagen zu
Lasten der Parlamente geführt hat.

Reformen

Dem bundesstaatlichen Gefüge sind in seiner der-
zeitigen Ausprägung strukturelle Entscheidungs-
hemmnisse immanent. Ziel von Reformen muss
die Erhöhung der Entscheidungsfähigkeit des
Systems und damit der politischen Steuerungsfä-
higkeit des Staates sein. Eine Reform der bundes-
staatlichen Ordnung bedarf dabei nicht einer völli-
gen Neukonzeption. Es geht vielmehr darum, an
bestimmten Stellschrauben zu drehen und dadurch
das Potenzial an Veto- und Blockadepositionen zu
verringern, das Aufeinander-angewiesen-Sein von
Bund und Ländern zu entzerren und die Entschei-
dungsfähigkeit des politischen Systems durch eine
stärkere Trennung der Entscheidungsverantwor-
tung zwischen Bund und Ländern zu erhöhen. Die

9 Vgl. H.-J. Papier (Anm. 1). 10 Vgl. ebd.
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Analyse des Entscheidungsprozesses im parlamen-
tarischen Bundesstaat hat gezeigt, dass Entschei-
dungshemmnisse insbesondere dadurch entstehen,
dass eine zunehmend große Zahl von Gesetzge-
bungsvorhaben dem Diktum des Konsenses unter-
stellt ist: dem Konsens zwischen Bund und Län-
dern, dem Konsens zwischen Regierungsparteien
und Opposition. Zur Erhöhung der Entschei-
dungs- und Steuerungsfähigkeit des Staates ist die
Balance zwischen parlamentarischer Wettbewerbs-
demokratie und bundesstaatlicher Verhandlungs-
und Konsensdemokratie wieder stärker in Rich-
tung Wettbewerbsdemokratie zu verschieben.

Diese Verschiebung soll zweierlei bewirken: Zum
einen soll sie der Regierung und der sie tragenden
parlamentarischen Mehrheit wieder mehr alleinige
Entscheidungskompetenz zu geben. Dies setzt eine
Verminderung der Ländermitsprache an bundes-
politischen Entscheidungen voraus, mithin eine
Zurückführung der Zustimmungserfordernisse des
Bundesrates in der Gesetzgebung. Zum anderen
bedeutet Stärkung der Wettbewerbsdemokratie,
neben der Bundesebene auch die parlamentarischen
Regierungssysteme der Länder wieder mit mehr
Eigenständigkeit und Kompetenzen auszustatten.
Die dazu erforderliche Entflechtung von Zuständig-
keiten zwischen Bund und Ländern stärkt nicht nur
die Entscheidungsfähigkeit des politischen Systems
durch Abbau von Vetopositionen, sondern ermög-
licht ein Innovationspotenzial durch die Konkurrenz
alternativer Politikmodelle zwischen Bund und Län-
dern sowie unter den Ländern selbst. Kurzum: Es
gilt, den Wettbewerbsgedanken auch im Föderalis-
mus wieder stärker zur Geltung zu bringen. In die-
sem Sinne käme eine der ursprünglichen Ideen des
Föderalismus wieder zum Vorschein: Föderalismus
heißt Konkurrenz, nicht Konsens.

Mit einer Entflechtung von Kompetenz- und Ent-
scheidungsstrukturen geht eine Erhöhung der
Transparenz von Entscheidungsprozessen einher.
Es wird auch für den Wähler klarer sichtbar, wer
für welche Entscheidungen verantwortlich ist.
Unter dem Gesichtspunkt des Demokratieprinzips
erhalten die Parlamente in Bund und Ländern wie-
der eine zentralere Stellung im politischen System.
Eine Re-Parlamentarisierung in diesem Sinne gibt
den Parlamentswahlen respektive dem Wählervo-
tum wieder die potenzielle Chance, eine Richtungs-
entscheidung zu sein.

Eine Entflechtung der bundesstaatlichen Struktu-
ren wird in Wissenschaft und Publizistik breit dis-
kutiert.11 Vorschläge der Regierungen von Bund

und Ländern, aber auch der Landesparlamente,
zeigen weitgehende Übereinstimmung in der
grundsätzlichen Zielsetzung einer klareren Kom-
petenztrennung und Zuordnung von Verantwort-
lichkeiten.12 Das Bundesverfassungsgericht hat in
jüngsten Entscheidungen deutliche Tendenzen in
Richtung einer klareren Trennung von Verantwor-
tung zwischen Bund und Ländern erkennen lassen.
So hat das Verfassungsgericht der von Bayern,
Baden-Württemberg und Hessen angestrengten
Klage gegen den geltenden Länderfinanzausgleich
zum Teil Recht gegeben.13 Der grundsätzliche
Anspruch der Länder auf ein gewisses Maß an
Finanzautonomie, die durch den Finanzausgleich
nicht vollends nivelliert werden dürfe, wurde
bestätigt. Auch in seiner Entscheidung zum Alten-
pflegegesetz14 hat das Bundesverfassungsgericht
eine Stärkung der legislativen Kompetenzen der
Länder vorgenommen, indem es die Kriterien der
Erforderlichkeitsklausel in Art. 72 GG für die
Inanspruchnahme der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes sehr restriktiv inter-
pretiert hat. So ermächtigt das Kriterium der
„Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“
den Bundesgesetzgeber erst dann zu einer gesetzli-
chen Regelung, wenn sich die Lebensverhältnisse
in den Ländern in erheblicher, das bundesstaatli-
che Sozialgefüge beeinträchtigender Weise ausein-
anderentwickelt haben oder sich eine derartige
Entwicklung konkret abzeichnet. Zur „Wahrung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit“ darf der Bun-
desgesetzgeber bundeseinheitliche Regelungen
erst erlassen, wenn die Gesetzesvielfalt der Länder
eine Rechtszersplitterung mit problematischen
Folgen darstellt. Insbesondere hat das Bundesver-
fassungsgericht in seiner Altenpflegeentscheidung
die Justitiabilität der Erforderlichkeitsklausel, ent-
gegen früherer Rechtsprechung, wiederhergestellt.
In seinem Urteil zur „Juniorprofessur“15 hat es an

11 Vgl. Udo Margedant, Die Föderalismusdiskussion in
Deutschland, in: APuZ, B 29–30/2003, S. 6–13; Markus
Möstl, Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen von
Bund und Ländern – Hintergrund, Stand und Bewertung der

aktuellen Reformdiskussion, in: Zeitschrift für Gesetz-
gebung, (2003) 4, S. 297–315; Volker Haug, Die Födera-
lismusreform, in: DÖV, (2004), S. 190–197.
12 Vgl. Grundsatzbeschlüsse der Ministerpräsidentenkon-
ferenz vom 27. 3. 2003 und 6. 5. 2004. Zur Position der Bun-
desregierung vgl. Bundesjustizministerin Brigitte Zypries,
Reform der bundesstaatlichen Ordnung im Bereich der Ge-
setzgebung, in: Zeitschrift für Rechtspolitik, (2003), S. 265–
268; zu den Reformvorschlägen der Landesparlamente:
„Lübecker Erklärung“ des Föderalismuskonvents der Lan-
desparlamente vom 31. März 2003; „Quedlinburger Erklä-
rung“ der Landtagspräsidentenkonferenz vom 18. 5. 2004, in:
Hessischer Landtag, Drs. 16/2414.
13 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 11. 11. 1999,
BVerfGE 101/158; dazu in: NJW, (2000), S. 1097.
14 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24. 10. 2002,
BVerfGE 106/62; dazu in: NJW, (2003), S. 41; Heike Jochum,
in: NJW, (2003), S. 28; Otto Depenheuer, Vom „Bedürfnis“
zur „Erforderlichkeit“, in: Zeitschrift für Gesetzgebung,
(2003) 2, S. 177–189.
15 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 27. 7. 2004, 2
BvF 2/02, Urteil unter: (www.BVerfG.de).
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diese die Länderrechte betonende Rechtsprechung
angeknüpft. Der Bundesgesetzgeber habe mit
dem, durch das Urteil für verfassungswidrig erklär-
ten, fünften Gesetz zur Änderung des Hochschul-
rahmengesetzes durch weitgehende Detailregelun-
gen seine Gesetzgebungskompetenz aus Art. 75
GG überschritten, da in der Rahmengesetzgebung
den Ländern „ein eigener Bereich politischer
Gestaltung von substanziellem Gewicht“ verblei-
ben müsse. Die Rahmengesetzgebung des Bundes
sei „auf inhaltliche Konkretisierung und Gestal-
tung durch die Länder angelegt“. Mit diesem
Urteil hat das Bundesverfassungsgericht die 1994
eingefügte Klarstellung in Art. 75 Abs. 1 GG, dass
Rahmenvorschriften des Bundes grundsätzlich zur
Ausfüllung an den Landesgesetzgeber gerichtet
sind, für die Gesetzgebungspraxis nochmals betont
und angemahnt.

Die von Bundestag und Bundesrat im Oktober
2003 eingesetzte „Kommission zur Modernisierung
der bundesstaatlichen Ordnung“16 hat sich der
Neujustierung der bundesstaatlichen Kompetenz-
ordnung grundlegend angenommen. Nachdem die
Grundgesetz-Reform nach der Deutschen Ein-
heit17 – neben der verfassungsrechtlichen Absiche-
rung der Länder-Mitsprache in der Europapolitik
(Art. 23 GG) – in Bezug auf die Kompetenzord-
nung lediglich Arrondierungen erbracht hat, soll
hier der Durchbruch gelingen. Ein zentraler
Ansatzpunkt in der laufenden Föderalismusre-
form-Debatte ist die Rückverlagerung von Kom-
petenzen aus dem Bereich der konkurrierenden
Gesetzgebungskompetenzen (Art. 74, 74a GG) auf
die Länder. Maßstab ist die kritische Überprüfung,
ob es tatsächlich in allen dort genannten Gesetzge-
bungsmaterien einer bundeseinheitlichen gesetzli-
chen Regelung bedarf.

Die Rahmengesetzgebung des Bundes (Art. 75
GG) hat sich in der Praxis allzu oft nicht auf die
Setzung eines Rahmens für eine darauf aufbau-
ende Detailgesetzgebung der Länder beschränkt,
sondern hat sich als Einfallstor für eine detaillierte
Bundesgesetzgebung erwiesen. Die Rahmenge-
setzgebung – hier geht es unter anderem um das
öffentliche Dienstrecht, das Hochschulwesen und

den Naturschutz – sollte auf eine echte Grundsatz-
gesetzgebung zurückgeführt bzw. als Gesetzge-
bungskategorie vollends abgeschafft werden.

Hinzu kommt eine Entflechtung der Gemein-
schaftsaufgaben (Art. 91a, 91b GG, insbesondere
Hochschulbau und regionale Wirtschaftsförde-
rung). In diesen Gemeinschaftsaufgaben manifes-
tiert sich der hohe Verhandlungs- und Konsens-
bedarf, mithin die Schwerfälligkeit der Entschei-
dungsprozesse sowie die Verwischung von
Verantwortlichkeiten.

Ein auslösendes Moment des Zustimmungserforder-
nisses des Bundesrates ist die Regelung von Verwal-
tungsverfahren als Teil des Gesetzes, selbst wenn
dessen materieller Regelungsgehalt die Zustim-
mung des Bundesrates nicht erfordern würde. Das
Zustimmungserfordernis erstreckt sich dann auf das
gesamte Gesetz (Einheitstheorie des Bundesverfas-
sungsgerichts). Hier empfiehlt es sich, dieses die
Zustimmungsbedürftigkeit auslösende Moment der
Art. 84, 85 GG auf substanzielle Änderungen der
Verwaltungsorganisation oder die Errichtung neuer
Verwaltungseinheiten zu begrenzen.

Eine Ergänzung bzw. Modifizierung der bestehen-
den Verfassungssystematik ist in einem Zugriffs-
recht der Länder zu sehen, bestehende bundes-
gesetzliche Regelungen im Bereich der konkur-
rierenden Gesetzgebung durch Landesrecht zu
ersetzen, welches der Bundesregelung vorgeht.18

Würde einerseits die Experimentierfreudigkeit im
bundesstaatlichen System gestärkt, so erforderte
eine solche Verfassungsregelung andererseits die
zumindest teilweise Aufgabe des Verfassungs-
grundsatzes des Vorrangs der Bundesgesetzgebung.

Eine Neujustierung der bundesstaatlichen Struktur
knüpft in der wissenschaftlichen und politischen
Debatte zumeist an das Erfordernis von Grundge-
setzänderungen an. Dies ist zunächst richtig und
geboten, um grundlegende Reformen zu erreichen.
Zu wenig Aufmerksamkeit erfährt demgegenüber
das Entflechtungspotenzial, welches unterhalb der
Ebene der Verfassungsänderung liegt.

Ein solches Element zur Stärkung eigener Gestal-
tungsfreiheit der Länder sind die so genannten
Öffnungsklauseln in Bundesgesetzen. Öffnungs-
klauseln können den Ländern Raum für freie
Gestaltung eröffnen oder vom Bundesgesetz ab-
weichende, alternative Landesregelungen ermög-
lichen (Experimentierklauseln).

16 Dokumente und Protokolle zur Bundesstaats-
kommission unter: (www.Bundesrat.de); zur Arbeit der
Kommission und den Konfliktpunkten im Überblick, vgl.
Wolfgang Renzsch, Was macht die Föderalismuskommission?
In: FAZ vom 8. 3. 2004, S. 8; Michael Kloepfer, Bemerkungen
zur Föderalismusreform, in: DÖV, (2004), S. 566–571.
17 Vgl. Bericht der Gemeinsamen Verfassungskommission
von Bundestag und Bundesrat, Bundestags-Drs. 12/6000 vom
5. 11. 1993. Zur damaligen Verfassungsdebatte vgl. die Do-
kumentation von Kirsten Schmalenbach (Hrsg.), Föderalis-
mus und Unitarismus in der Bundesrepublik Deutschland.
Die Reform des Grundgesetzes von 1994, Schriften des
Landtags Nordrhein-Westfalen, Band 10, Düsseldorf 1998.

18 Vgl. Grundsatzbeschlüsse (Anm. 12); ein solches Zu-
griffsrecht findet sich ebenfalls bereits in den Empfehlungen
der Kommission „Verfassungspolitik und Regierungsfähig-
keit“ der Bertelsmann-Stiftung, Entflechtung 2005 – Zehn
Vorschläge zur Optimierung der Regierungsfähigkeit im
deutschen Föderalismus, Gütersloh 2000.
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Eine Entflechtung der Kompetenzordnung unter-
halb der Schwelle von Verfassungsänderungen
würde schlicht auch durch Verzicht auf bundesge-
setzliche Regelungen ermöglicht. Genau hier gibt
es allerdings ein Grundproblem, wie es sich in der
politischen und gesetzgeberischen Praxis vielfach
gezeigt hat: die mangelnde Bereitschaft der
Akteure zu Veränderungen. Die Debatte des letz-
ten Jahres um die Rückübertragung der Gesetzge-
bungszuständigkeit für die Vermögenssteuer auf
die Länder, deren Ertrag ohnehin ausschließlich
den Ländern zufließt, ist nur eines der Beispiele.
Das Ergebnis war die Beibehaltung des Status quo
einer bundesgesetzlichen Regelung. Die seinerzei-
tige politische Auseinandersetzung um die Öffnung
der Beamtenbesoldung für die Gesetzgebung der
Länder, soweit es die Bediensteten der Landesver-
waltung betrifft, ist ein weiteres. Herausgekommen
ist ein Kompromiss, der sich auf die Freigabe für
Landesregelungen in Bezug auf das Weihnachts-
und Urlaubsgeld beschränkt. Es bleibt abzuwarten,
ob der Bundesstaatskommission hier der Durch-
bruch gelingt. Nun ist die Frage, ob bundeseinheit-
liche Regelung oder Freigabe für die Länder,
jeweils sachbezogen abzuwägen; eine bemerkens-
werte Erkenntnis dieser Debatten besteht jedoch
darin, dass die Auseinandersetzung über diese
Frage nicht ausschließlich zwischen Bund und Län-
dern verläuft, jeweils für sich die gesetzgeberische
Zuständigkeit zu reklamieren, sondern mindestens
ebenso zwischen den Ländern selbst. Es tritt neben
den klassischen Bund-Länder-Konflikt um Zustän-
digkeiten der Konflikt der Länder untereinander.
Unter den Ländern ist der Wille, bestimmte Sach-
bereiche in die eigene Zuständigkeit zu überneh-
men, oftmals nicht mehrheitsfähig.

Als Motivation einer solchen Haltung unter den
Ländern erweist sich die Befürchtung, bei einer
Öffnung des Wettbewerbs anderen Ländern zu
unterliegen. Dabei geht es nicht nur um den
Schutz vor eigenen Nachteilen, sondern auch
um die Verhinderung von Gestaltungsspielraum
andernorts. Plakativ gesprochen: Wenn das eigene
Land einen zusätzlichen Gestaltungsspielraum
nicht zum eigenen Vorteil nutzen kann, so sollen
andere Länder diesen auch nicht nutzen dürfen.
Die Beibehaltung des Status quo hoher Politikver-
flechtung, des Aufeinander-angewiesen-Seins von
Bund und Ländern und der Länder untereinander,
wird so zum Instrument, den Wettbewerb alterna-
tiver Politikmodelle möglichst zu verhindern. Es
bestätigt sich hier die in der Wissenschaft als Folge
des hohen Verflechtungsgrades formulierte „Poli-
tikverflechtungs-Falle“19, nach der die beteiligten

politischen Akteure Veränderungen solange zu
verhindern suchen, wie sie sich als Profiteure des
bestehenden Zustandes sehen, und sei es im nega-
tiven Sinne der Verhinderung von Gestaltungsfrei-
heit andernorts.

Nun mag es gute Gründe für eine solche Reser-
viertheit der Länder geben. Sie liegen vor allem in
der asymmetrischen Struktur des deutschen Föde-
ralismus begründet. So wird aus der Unterschei-
dung von so genannten „armen“ und „reichen“
Ländern eine unterschiedliche Leistungsfähigkeit
abgeleitet, die angesichts der generellen Finanz-
lage fragwürdig erscheint. Zum anderen ergibt sich
ein Leistungsgefälle zwischen den alten und neuen
Bundesländern, welches die Bereitschaft zum
Wettbewerb seitens der neuen Länder nicht son-
derlich ausgeprägt erscheinen lässt. Die aufge-
zeigte Haltung vieler Länder, Wettbewerb eher zu
scheuen, trifft sicherlich nicht für alle Politikberei-
che zu. Sie kann aber als ernüchterndes Indiz
dafür gelten, wie weit föderale Entflechtung reali-
sierbar erscheint.

Eine auf mehr Eigenständigkeit zielende Reform
des Bundesstaates muss deshalb an den gegebe-
nen Strukturen ansetzen, d. h. Ungleichheiten der
Leistungsfähigkeit der Länder berücksichtigen.
Eigenständigkeit und Wettbewerb unter den Län-
dern bietet sich deshalb dort an, wo alternative
Politikentwürfe gegenübergestellt werden können,
ohne dass ein ruinöser Wettbewerb um Finanzie-
rungsquellen erfolgt. Zwar gilt es auch, die finan-
zielle Eigenständigkeit der Länder zu erhöhen,
ein Grundniveau an bundesstaatlichem Finanz-
ausgleich muss gleichwohl erhalten bleiben. Ziel
der Modernisierung des Föderalismus kann es
von daher nicht sein, einen Paradigmenwechsel
vom nivellierenden Verbundföderalismus hin zum
„Jedem-das-Seine“-Föderalismus zu vollziehen.
Ziel muss es vielmehr sein, einen solidarischen
Wettbewerbsföderalismus zu etablieren, der
Eigenständigkeit und solidarischen Ausgleich ver-
bindet. In dieser Balance kann das Wettbewerbs-
potenzial, das sich aus einer Änderung der verfas-
sungsrechtlichen Kompetenzordnung ergibt, sich
aber auch unterhalb der Verfassungsebene bereits
jetzt erschließen lässt, als Chance gesehen wer-
den; auch von Ländern, die einer solchen Ent-
wicklung mit Vorbehalten begegnen. Eine solche
Reform hat direkte Auswirkungen auf den
Gesetzgebungsprozess im Bundesstaat. Die Stel-
lung und Funktion des Bundesrates im politischen
System, die Verringerung des Blockadepotenzials
und die Erhöhung der Entscheidungsfähigkeit des
Systems stehen in unmittelbarer Abhängigkeit
von diesen Veränderungen.

19 Vgl. Fritz W. Scharpf, Die Politikverflechtungs-Falle:
Europäische Integration und deutscher Föderalismus im
Vergleich, in: Politische Vierteljahresschrift (PVS), (1985),
S. 323–356.
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Werner Reutter

Landesparlamente im kooperativen Föderalismus

Den Landesparlamenten in Deutschland wird
gemeinhin ein geringer, nicht selten sogar vernach-
lässigbarer Stellenwert im politischen System der
Bundesrepublik Deutschland zugewiesen.1 Danach
besitzen die Landtage der Flächenländer, die Bür-
gerschaften in Bremen und Hamburg und das Abge-
ordnetenhaus Berlin keinen nennenswerten Anteil
an der Staatsführung; bestenfalls wird ihnen eine
„Laborfunktion“ für die Bundespolitik eingeräumt.

Zurückgeführt wird diese eingeschränkte Bedeu-
tung von Landesparlamenten im Wesentlichen auf
vier Faktoren: auf die Funktionsweise parlamenta-
rischer Regierungssysteme; auf die Mechanismen
des kooperativen Föderalismus und der Politikver-
flechtung, welche die Landesregierungen privile-
gieren und den Landesparlamenten eine gestal-
tungsorientierte Gesetzgebung verschließen; auf
Unitarisierungstendenzen und den Aufbau euro-
päischer Institutionen;2 und schließlich auf eine
Selbstentmachtung von Landesparlamenten, die
ihre Kompetenzen nicht ausschöpfen. Perspekti-
visch kann dies nur in einer prinzipiellen Legiti-
mationskrise des Länderparlamentarismus in
Deutschland münden, wofür die sinkende Beteili-
gung bei Landtagswahlen auch Hinweise liefert.
Politik und Wissenschaft haben vielfach auf diese
Probleme reagiert und sowohl eine „Parlamentari-
sierung“ des Bundesstaates als auch eine klarere
Kompetenztrennung zwischen Bund und Glied-
staaten und eine Stärkung des Wettbewerbs zwi-
schen den Ländern gefordert. Mit der (vermeintli-
chen Rück-)Übertragung von Kompetenzen auf
die Länder, so die Hoffnung, erhalten Landespar-
lamente größeren Einfluss und können zwangsläu-
fig eine der „Idee“ des Parlamentarismus wieder
angemessene Rolle einnehmen.3

Nun lässt sich nicht bestreiten, dass Landesparla-
mente über beschränkte Funktionen verfügen.
Dennoch fällt auf, dass der Bewertungsmaßstab
der Kritik selten offen gelegt wird. Zumeist wird
lediglich behauptet, dass ein kontinuierlicher
Kompetenz- und Einflussverlust stattgefunden
habe, ohne zu prüfen, ob und inwieweit denn
Landesparlamente in den fünfziger Jahren so viel
mehr Einfluss und Gestaltungsmacht hatten.
Ebenso häufig ist der Kritik ein emphatischer Par-
lamentarismusbegriff unterlegt, nach dem Landes-
parlamente Bundestage „en miniature“ sein soll-
ten,4 wobei weniger die bundesparlamentarische
Wirklichkeit als ein idealisiertes Bild von Volks-
vertretung als Maßstab dient. Gemeint ist damit
eine Vorstellung, nach der Parlamente „dualistisch
der Regierung [gegenüberstehen], um auf diese
Weise in wünschenswerter Gewaltenteilung das
Regierungshandeln kontrollieren zu können; und
im übrigen bestehe der Kern von Parlamentsmacht
im Gesetzgebungsprivileg, mithin in der Rolle als
Legislative“5. Mit solchen Prämissen lässt sich das
verfassungsgemäße Funktionieren als grundlegen-
des Strukturproblem parlamentarischer Regie-
rungssysteme interpretieren.

Ähnliches gilt für den Umstand, dass Landesparla-
mente im Bundesstaat über ein spezifisches Funkti-
onsprofil verfügen müssen. Zumeist wird ihre Per-
formanz an „normalen“ nationalen Parlamenten,
d. h. in diesem Fall dem Bundestag, gemessen. Die
aus dem Föderalismus resultierenden Beschrän-
kungen für Landesparlamente werden unter diesen
Voraussetzungen nicht als Folgen verfassungs-
rechtlicher Vorgaben verstanden, die einen eigen-
ständigen Parlamentarismustypus begründen
(könnten), sondern stellen sich als der „Idee“ des

Ich danke Peter Rütters sowie Dieter Dubowik für Hinweise
und Kritik.
1 Der Aufsatz fußt zum Teil auf: Siegfried Mielke/Werner
Reutter (Hrsg.), Länderparlamentarismus in Deutschland.
Geschichte – Struktur – Funktionen, Opladen 2004.
2 Vgl. Uwe Thaysen, Parlamentarismus vor dem Hinter-
grund der europäischen Integration. Die deutschen Landes-
parlamente: „Hauptverlierer“ ohne Alternative, in: Politische
Bildung, 35 (2002) 4, S. 82–93; Roland Johne, Die deutschen
Landtage im Entscheidungsprozeß der Europäischen Union.
Parlamentarische Mitwirkung im europäischen Mehrebenen-
system, Baden-Baden 2000; Peter Straub/Rudolf Hrbek
(Hrsg.), Die europapolitische Rolle der Landes- und Regio-
nalparlamente in der EU, Baden-Baden 1998.
3 Vgl. Siegfried Mielke/Werner Reutter, Länderpar-
lamentarismus in Deutschland. Eine Bestandsaufnahme, in:

dies. (Anm. 1), S. 19–21; Herbert Schneider, Länder-
parlamentarismus in der Bundesrepublik, Opladen 1979;
Franz Greß/Ronald Huth, Die Landesparlamente. Gesetz-
gebungsorgane in den deutschen Ländern, Heidelberg 1998;
Uwe Thaysen, Der deutsche Föderalismus zwischen zwei
Konventen. Zur Reform des deutschen Bundesstaates um die
Jahrtausendwende, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
(APuZ), B 29–30/2003, S. 14–23.
4 Vgl. H. Schneider, ebd., S. 122–125.
5 Werner J. Patzelt, Parlamente und ihre Funktionen, in:
ders. (Hrsg.), Parlamente und ihre Funktionen. Institutionelle
Mechanismen und institutionelles Lernen im Vergleich,
Wiesbaden 2003, S. 27; vgl. auch ders., Ein latenter Verfas-
sungskonflikt? Die Deutschen und ihr parlamentarisches
Regierungssystem, in: Politische Vierteljahresschrift, 39
(1998) 4, S. 725–757.
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Parlamentarismus widersprechende Funktionsdefi-
zite dar. Zwei Konsequenzen werden dabei in ein-
schlägigen Untersuchungen besonders betont: Zum
einen schränke der kooperative Föderalismus deut-
scher Prägung die landesparlamentarischen Legis-
lativfunktionen ein. Der Bund habe in diesem
Bereich alle relevanten Kompetenzen an sich gezo-
gen und so weit ausgeschöpft, dass Landesparla-
mente als Legislativen keine Rolle mehr spielten.
Das muss eine am „alten Dualismus“ orientierte
Vorstellung, die in der Gesetzgebung ein „Wesens-
merkmal“ jedes Parlaments sieht, besonders ver-
stören. Zweitens ist die Kontrollfunktion betroffen.
Politikverflechtung und Exekutivföderalismus pri-
vilegieren die Landesregierungen, die sich damit
der Kontrolle der Parlamente entziehen könnten.
Manfred Friedrich sieht im Auseinandertreten der
Kompetenzspektren von Landesexekutiven und
-legislativen sogar die Ursache für einen „Ausfall
des responsible government“, weil Landesregierun-
gen „zu den ,großen‘ politischen Fragen Stellung
nehmen . . . müssen, während sich das Landesparla-
ment in provinzieller Enge festgehalten“ sieht.6 Die
weitere Analyse wird zeigen, ob und inwieweit die
landesparlamentarische Praxis diesen kritischen
Vermutungen entspricht.

Strukturen von Landesparlamenten

Landtage, Bürgerschaften und das Berliner Abge-
ordnetenhaus sind Teil landesparlamentarischer
Regierungssysteme, wobei sie nach Abschaffung des
Bayerischen Senats alle eine unikamerale Struktur
aufweisen. Daran ändern auch Unterschiede zwi-
schen den Landesparlamenten nichts, deren gesetzli-
che Größe zwischen 51 (Saarland) und 201 Abgeord-
nete (NRW) variiert, wobei die Vertretungsrelatio-
nen mit der Größe des Landes korrespondieren: In
den einwohnerstarken (Flächen-)Ländern müssen
sich die Wahlberechtigten mit weniger Repräsentan-
ten zufrieden geben, wobei die Tendenz im Zeitab-
lauf fallend ist. Einige Länder haben die Zahl der
Mandate reduziert (z. B. Berlin) und/oder die Wahl-
periode auf fünf Jahre verlängert.7

Doch insgesamt haben die Funktionsimperative der
parlamentarischen Regierungssysteme eine Homo-
genisierung der Binnenstrukturen von Landesparla-

menten verursacht.8 In allen Ländern hängt die Exe-
kutive vom Vertrauen einer sie tragenden Mehrheit
ab, wobei, von Variationen abgesehen,9 die Volks-
vertretungen vier Substrukturen umfassen:

– die für die Binnenorganisation und den Ablauf
betrauten Organe (Präsidenten, Präsidium, Ältes-
tenrat);

– die Fraktionen bzw. Gruppen und ihre Arbeits-
kreise;

– die ständigen oder speziellen Ausschüsse sowie

– das Plenum.

Die jeweilige Gestaltung der Beziehungen zwi-
schen sachorientierter Arbeit in den Ausschüssen,
den politischen Abstimmungsprozessen in den
Fraktionen und den öffentlichen Debatten im Ple-
num gibt dabei den Landesparlamenten ihre spezi-
fische Prägung und Kontur.

Folgerichtig variieren auch die Sitzungsfrequenzen.
So tagte das Plenum des saarländischen Landtages
zwischen 1965 und 1999 durchschnittlich 15-mal pro
Jahr, während der Bayerische Landtag zwischen
1970 und 1990 jährlich über 30-mal einberufen
wurde. Auch das Verhältnis von Plenar- zu Aus-
schusssitzungen zeigt landesspezifische Ausprägun-
gen: Die Ausschüsse in Rheinland-Pfalz wurden 7-
mal häufiger als das Plenum einberufen, in Berlin
war dies sogar fast 15-mal häufiger der Fall. Hinzu
kommt, dass sich im Zeitablauf ebenfalls Verände-
rungen zeigen. Denn die Zahl der Sitzungen (von
Plenum und Ausschüssen) hat sich in den Landes-
parlamenten keineswegs verringert. Im Gegenteil:
In Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Hessen
folgten den vergleichsweise hohen Sitzungsfrequen-
zen der ersten beiden Wahlperioden ein Rückgang
bis Mitte bzw. Ende der sechziger und ein leichter
Aufschwung Anfang/Mitte der siebziger Jahre, der
sich in den neunziger Jahren wiederholte. Diese
Entwicklungen bestätigen, dass die Landesparla-
mente – wie der Bundestag – im Wesentlichen als
Arbeitsparlamente fungieren und widersprechen
der immer wieder vorgebrachten These eines konti-
nuierlichen Kompetenz- und Bedeutungsverlustes.

3. Funktionen von Landes-
parlamenten

Welche Funktionen Parlamente in welcher Form
und in welchem Ausmaß erbringen sollen, lässt

6 Manfred Friedrich, Entwicklung und gegenwärtige Lage
des parlamentarischen Systems in den Ländern, in: Hans-Pe-
ter Schneider/Wolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und
Parlamentspraxis in der Bundesrepublik Deutschland. Ein
Handbuch, Berlin 1989, S. 1712 f.; vgl. Heiderose Kilper/Ro-
land Lhotta, Föderalismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Opladen 1996, S. 198–202.
7 Vgl. S. Mielke/W. Reutter (Anm. 3), S. 38–40.

8 Vgl. ebd., S. 38 f.
9 Vgl. Roland Lhotta/Jörn Ketelhut, Bremen: Parlamen-
tarismus im Zwei-Städte-Staat, in: S. Mielke/W. Reutter
(Anm. 1), S. 185; Julia von Blumenthal, Freie und Hansestadt
Hamburg: Das letzte Feierabendparlament, in: ebd., S. 212 f.
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sich zwar allgemein benennen, doch nicht objektiv
bestimmen, weil divergierende verfassungsrechtli-
che und politische Rahmenbedingungen berück-
sichtigt werden müssen. Der Verweis auf gängige
Funktionskataloge, die im Übrigen unterschiedlich
ausfallen, kann insoweit nur heuristischen Charak-
ter besitzen. Die folgende Analyse beschränkt sich
daher auf ausgewählte Aufgabenbereiche.

Wahlfunktionen

Sieht man von den in allen Ländern bestehenden
direktdemokratischen Möglichkeiten ab, die aller-
dings keine Personalplebiszite umfassen, sind
Landesparlamente die Institutionen, die Trägern
öffentlicher Herrschaft durch Wahl oder Bestel-
lung Legitimität verleihen. Dazu gehört die Wahl
von Datenschutzbeauftragen ebenso wie von Lan-
desverfassungsrichter/innen oder von Mitgliedern
der Landesrundfunkräte etc.10 Das ist eine Auf-
gabe, die Landesparlamente in der Regel ohne
großes Aufsehen erledigen; erst Konflikte pro-
vozieren mediale Aufmerksamkeit, wodurch das
öffentliche Bild einseitig von Negativbeispielen
geprägt wird.

Die nach Walter Bagehot wichtigste Funktion
eines Parlaments besteht dabei darin, eine Regie-
rung einzusetzen und im Amt zu halten.11 Verfas-
sungsrechtlich ist dies in den Bundesländern
unterschiedlich ausgestaltet: Zumeist ist eine
Wahl des Regierungschefs zu Beginn einer Legis-
laturperiode vorgeschrieben, in Berlin, Hamburg
(bis 1996) und Schleswig-Holstein (bis 1990) kann
bzw. konnte die Regierung über das Ende einer
Legislaturperiode hinaus im Amt bleiben.12 Alle
neuen Bundesländer sowie Schleswig-Holstein
haben die weitere Regierungsbildung dem Minis-
terpräsidenten allein überantwortet; häufig ist
jedoch eine Zustimmung des Landtages für die
Regierung vorgeschrieben (Baden-Württemberg,
Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland),13 in Bremen und Berlin sind
die Regierungsmitglieder sogar individuell vom
Landesparlament zu wählen.14 Das konstruktive

Misstrauensvotum ist keineswegs in allen Landes-
verfassungen verankert: In Bayern „muss“ der
Ministerpräsident zurücktreten, wenn „die politi-
schen Verhältnisse ein vertrauensvolles Zusam-
menarbeiten zwischen ihm und dem Landtag
unmöglich machen“ (Art. 44 Abs. 3 der Bayeri-
schen Verfassung), in Hessen, Rheinland-Pfalz
und im Saarland sind einfache Misstrauensvoten
zulässig. Abweichend vom Grundgesetz ist in
allen Landesverfassungen auch das Recht zur
Selbstauflösung vorgesehen, in nicht wenigen Fäl-
len kann der Regierungschef gescheiterte Vertrau-
ensfragen mit einer Auflösung des Parlaments
beantworten (vgl. Tabelle 1).

Diese verfassungsrechtlichen Unterschiede haben
die Gewaltenbalancierung und die Fähigkeit der
Parlamente zur Regierungsbestellung und -stabili-
sierung nicht wesentlich beeinflusst. Im Einzelfall
entfalteten sie sicherlich Wirkung (bspw. konnte
der Hamburger Senat 1986 als Minderheitsregie-
rung im Amt bleiben15). Doch die für die Regie-
rungsbildung maßgeblichen Akteure sind die Par-
teien. Nur dadurch lässt sich erklären, dass zum
Beispiel in Berlin seit 1951 bereits 13 und in Bre-
men seit 1947 lediglich fünf Regierungschefs
amtierten. Auch die Möglichkeit des einfachen
Misstrauensvotums hat in Bayern, Hessen, Rhein-
land-Pfalz und im Saarland keineswegs zu kurz-
lebigen Regierungen oder destruktiven Mehrheits-
bildungen geführt (vgl. Tabelle 2, S. 22).

Ebenso gibt es eine beachtliche Bandbreite betref-
fend die Zahl und die Amtsdauer von Regierun-
gen. Die Stabilität von Landesregierungen ist
dabei, wie erwähnt, nicht vorwiegend oder gar
alleine durch die Landesparlamente bestimmt.
Auch sind fehlende Bestätigungen von Regierun-
gen oder Misstrauensvoten – seien sie konstruktiv
oder negativ – seltene Ausnahmen.16 Regierungs-
wechsel nach Wahlen oder in laufenden Legislatur-
perioden setzen bei entsprechenden Wahlergebnis-
sen Parteiabsprachen voraus. Dies darf allerdings
nicht dazu verleiten, die Landesparlamente, d. h.
in diesem Fall die Mehrheitsfraktionen, als Rand-
figuren ohne Einfluss anzusehen. Informales Mit-
regieren von Mehrheitsfraktionen auch in Perso-
nalfragen erfolgt in der Regel nicht öffentlich;17

und eine Regierung muss relevante Interessen und
Stimmungen in den sie tragenden Fraktionen
berücksichtigen, will sie Abstimmungsniederlagen

10 Zu Wahlfunktionen von Landesparlamenten vgl. H.
Schneider (Anm. 3), S. 31–38; F. Greß/R. Huth (Anm. 3),
S. 36–40.
11 Vgl. Walter Bagehot, The English Constitution [zuerst
1867]. With an Introduction by Richard Crossman, London
1993, S. 153 f.
12 Auf Länderregierungen wird hier nicht eingegangen, vgl.
Sabine Kropp, Regieren in Koalitionen. Handlungsmuster
und Entscheidungsbildung in deutschen Länderregierungen,
Opladen 2001. Im Übrigen besteht in Bremen und Hamburg
Inkompatibilität zwischen Amt und Mandat; in NRW muss
der Ministerpräsident aus dem Parlament kommen.
13 In Einzelfällen bedürfen spätere Berufungen und Ent-
lassungen der Zustimmung der Landtage.
14 Vgl. S. Mielke/W. Reutter (Anm. 3), S. 40 f.

15 Vgl. J. von Blumenthal (Anm. 9), S. 198.
16 Vgl. Herbert Schneider, Ministerpräsidenten. Profil ei-
nes politischen Amtes im deutschen Föderalismus, Opladen
2001, S. 95–100.
17 Vgl. Manfred Schwarzmeier, Parlamentarische Mit-
steuerung. Strukturen und Prozesse informalen Einflusses im
Deutschen Bundestag, Wiesbaden 2001.
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oder gar „Palastrevolten“ vermeiden.18 Doch ins-
gesamt haben die Landesparlamente diese Funk-
tion im Rahmen des verfassungsrechtlich 18Mögli-
chen und vor dem Hintergrund des „neuen
Dualismus“ durchaus zufrieden stellend – jeden-

Tabelle 1: Parlament und Regierung in den Landesverfassungen (Stand 2003)
Misstrauensvotum /

konstruktives
Misstrauensvotum

Einfluss der
Landesparlamente auf

Ernennung / Entlassung
von Ministern

Auflösung des Landesparlaments

BW konstruktives
Misstrauensvotum

Bestätigung der Regierung Selbstauflösung, bei gescheiterter
Regierungsbildung; durch Volksabstimmung

BAY Rücktritt, wenn
vertrauensvolle

Zusammenarbeit unmöglich

Zustimmung zur Berufung und
Entlassung der Minister und

Staatssekretäre

Selbstauflösung, Auflösung bei gescheiterter
Regierungsbildung; Volksentscheid

BER Misstrauensvotum
(21 Tage gültig)

Einzelwahl der (oder
Abwahl einzelner) Senatoren

Selbstauflösung; Volksentscheid

BRB konstruktives
Misstrauensvotum

– Selbstauflösung, Auflösung möglich nach
gescheiterter Vertrauensfrage und bei

gescheiterter Regierungsbildung
HB konstruktives

Misstrauensvotum
Einzelwahl der (oder

Abwahl einzelner)
Senatoren

Selbstauflösung; Volksentscheid

HH konstruktives
Misstrauensvotum

Zustimmung für Senat
(später Einzelwahl)

Selbstauflösung, Auflösung möglich nach
gescheiterter Vertrauensfrage

HES Misstrauensvotum Vertrauen des Landtags
erforderlich; Zustimmung

zur Entlassung

Selbstauflösung, automatische Auflösung,
wenn Regierungsbildung nach

Misstrauensvotum scheitert
MV konstruktives

Misstrauensvotum
– Selbstauflösung, Auflösung möglich nach

gescheiterter Regierungsbildung und
automatisch nach gescheiterter Vertrauens-

frage (wenn Landtag keine neue
Regierung wählt)

NDS konstruktives
Misstrauensvotum

Bestätigung durch
Landtag, spätere Entlassung

und Berufung
Einzelbestätigung

Selbstauflösung, möglich nach
gescheiterter Regierungsbildung

NRW konstruktives
Misstrauensvotum

– Selbstauflösung, Auflösung möglich,
wenn vom Landtag abgelehntes Gesetz
per Volksentscheid angenommen wird

RP Misstrauensvotum Bestätigung durch
Landtag, Zustimmung bei

Entlassung

Selbstauflösung, per Volksentscheid

SLD Misstrauensvotum Entlassung und Ernennung
mit Zustimmung des Landtags

Selbstauflösung, bei gescheiterter
Regierungsbildung durch

Landtagsbeschluss
SN konstruktives

Misstrauensvotum
– Selbstauflösung, bei gescheiterter

Regierungsbildung
SAT konstruktives

Misstrauensvotum
– Selbstauflösung, bei gescheiterter

Regierungsbildung durch
Landtagsbeschluss; bei gescheiterter

Vertrauensfrage
SH konstruktives

Misstrauensvotum
– Selbstauflösung, bei gescheiterter

Vertrauensfrage
TH konstruktives

Misstrauensvotum
– Selbstauflösung, bei gescheiterter

Vertrauensfrage

BW = Baden-Württemberg, BAY = Bayern, BER = Berlin, BRB = Brandenburg, HB = Bremen, HH = Hamburg,
HES = Hessen, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NDS = Niedersachsen, NRW = Nordrhein-Westfalen, RP = Rhein-
land-Pfalz, SLD = Saarland, SAN = Sachsen, SAT = Sachsen-Anhalt, SH = Schleswig-Holstein, TH = Thüringen.
Quelle: Rainer Bovermann, Die Landesparlamente – Machtverlust, Funktionswandel und Reform, in: Politische Bil-

dung, 25 (2002) 4, S. 69; eigene Erganzungen und Aktualisierungen.

18 Vgl. Gisela Riescher/Bernt Gebauer, Der baden-würt-
tembergische Landtag, in: S. Mielke/W. Reutter (Anm. 1),
S. 71 f.; Werner Reutter, Das Abgeordnetenhaus von Berlin:
Ein Stadtstaatenparlament im Bundesstaat, in: ebd., S. 127;
Alf Mintzel/Barbara Wasner, Landesparlamentarismus in
Bayern, in: ebd., S. 95 f.
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falls nicht schlechter als der Bundestag – erfüllen
können.19

Gesetzgebung

Gesetzgebung gilt als „klassische“ Funktion von
Parlamenten.20 Umso gewichtiger ist, dass Landes-
parlamenten gerade in diesem Bereich der be-
deutendste Kompetenzverlust attestiert wird.21

Obschon im Grundgesetz die Kompetenzvermu-
tung bei dieser Staatsfunktion bei den Ländern
liegt (Art. 70 GG), wird Gesetzgebung ganz über-
wiegend vom Bund ausgeübt, was naturgemäß den
legislativen Gestaltungsspielraum der Gliedstaaten

eingrenzt. Insbesondere die Haushaltsplanung,
das parlamentarische „Königsrecht“, ist bis zu
geschätzten 95 Prozent im Vorhinein festgelegt
und einer landesparlamentarischen Entscheidung
entzogen.22 Hinzu kommt, dass Landesparlamente
vielfach nur noch als Notare fungieren; häufig
bleibt ihnen lediglich, die von der jeweiligen Lan-
desregierung mit dem Bund und anderen Ländern
ausgehandelten Kompromisse zu notifizieren.23

Dennoch sind Landesparlamente natürlich weiter-
hin gesetzgeberisch aktiv (vgl. Tabelle 3). So muss-
ten die ostdeutschen Länder Anfang der neunziger
Jahre die Grundlagen für die Landesstaatlichkeit
schaffen,24 auch wenn sich dieser legislative Akti-
vismus in der zweiten und dritten Wahlperiode
erschöpfte. Doch folgt diese Entwicklung den
Mustern der Landesparlamente der alten Bundes-
republik, in denen die Gesetzgebungstätigkeit kei-
neswegs kontinuierlich zurückgegangen ist. Im
Gegenteil: Die Landesparlamente in Rheinland-

Tabelle 2: Landesregierungen in Deutschland nach 1945 (Stand: Dez. 2003)
Wahl-

perioden
Regierungschefsa) Regierungenb) Koalitions-

wechselc)

Zeitraum Jahre Anzahl Anzahl Jahre im Amt
(Durchschnitt)

Anzahl Jahre im Amt
(Durchschnitt)

Anzahl

BW 1952–2003 51 13 6 8,5 18 2,8 7
BAY 1946–2003 57 15 8 7,1 13 4,4 6
BER 1951–2003 52 15 13 4,1 23 2,3 9
BRB 1990–2003 13 3 2 6,5 5 2,6 3
HB 1946–2003 57 15 5 11,2 15 3,7 5
HH 1946–2003 57 17 11 5,2 17 3,4 10
HES 1946–2003 57 16 8 7,1 17 3,4 9
MV 1990–2003 13 4 3 4,3 4 3,3 2
NDS 1947–2003 56 15 10 5,6 23 2,4 17
NRW 1947–2003 56 13 7 8,0 16 3,5 9

RP 1947–2003 56 14 6 9,3 19 2,9 5
SLD 1947–2003 56 13 9 6,2 22 2,5 14
SN 1990–2003 13 3 2 6,5 3 4,3 0

SAT 1990–2003 13 4 5 2,6 5 2,6 3
SH 1947–2003 56 15 11 5,1 19 2,9 11
TH 1990–2003 13 3 3 4,3 4 3,3 3

a) Gezählt wurden Personen (nicht Amtsperioden), d. h., wieder gewählte Regierungschefs wurden nur einmal
gezählt; amtierte derselbe Regierungschef nicht ununterbrochen, ging er zweimal in die Statistik ein (bspw. Eberhard
Diepgen, der 1989 von Walter Momper abgelöst und 1991 wieder gewählt wurde); b) Regierungen aufgrund von Neu-
bestellungen zu Beginn einer Legislaturperiode, aufgrund von Koalitionswechseln oder aufgrund von Wechseln des
Regierungschefs (bei gleicher Koalitionskonstellation); c) Wechsel in der Koalitionszusammensetzung.
Quelle: Meine Zusammenstellung aufgrund von: www.election.de (Stand: Juli 2004) sowie der Beiträge in S. Mielke/

W. Reutter (Anm. 1).

19 Selbstredend schließt das nicht Versuche von Bundes-
parteien aus, auf Koalitionsverhandlungen in den Ländern
Einfluss zu nehmen, doch scheinen sich auch diesbezüglich
Regionalisierungstendenzen zu verstärken, vgl. Roland
Sturm, Party Competition and the Federal System: The
Lehmbruch Hypothesis Revisited, in: Charlie Jeffery (Hrsg.),
Recasting German Federalism. The Legacies of Unification,
London 1999, S. 197–216.
20 Vgl. Klaus von Beyme, Der Gesetzgeber. Der Bundestag
als Entscheidungszentrum, Opladen 1997; Wolfgang Ismayr,
Der Deutsche Bundestag im politischen System der Bundes-
republik Deutschland, Opladen 2000, S. 216 ff.
21 Vgl. Uwe Jun, Landesparlamente, in: Jürgen Bellers/
Raban Graf von Westphalen (Hrsg.), Parlamentslehre. Das
parlamentarische Regierungssystem im technischen Zeitalter,
München 1993, S. 492–499; H. Schneider (Anm. 3), S. 47–53;
F. Greß/R. Huth (Anm. 3), S. 40–46; Manfred Friedrich,
Landesparlamente in der Bundesrepublik, Opladen 1975,
S. 51–66.

22 So H. Schneider (Anm. 3), S. 42; F. Greß/R. Huth
(Anm. 3), S. 46, nennen „lediglich“ 90 Prozent.
23 Vgl. z. B. A. Mintzel/B. Wasner (Anm. 18), S. 99–101.
24 Vgl. Werner J. Patzelt, Länderparlamentarismus in
Deutschland – Sachsen; Petra Dobner, Der Landtag von
Sachsen-Anhalt; Malte Lübker/Suzanne S. Schüttemeyer,
Der Brandenburgische Landtag; Viktoria Kaina/Sabine
Kropp, Der Thüringer Landtag; Stefan Ewert/Detlef Jahn/
Hubertus Buchstein. Landesparlamentarismus in Mecklen-
burg-Vorpommern, alle in: S. Mielke/W. Reutter (Anm. 1),
passim.
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Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein
und Hessen verzeichneten legislative Zyklen, teil-
weise verursacht von landes- (Regierungswechsel)
und von bundespolitischen Änderungen, die um
das bereits Mitte oder Ende der fünfziger Jahre
erreichte Niveau oszillierten oder später wieder zu
einem Anstieg führten. Wie für parlamentarische
Regierungssysteme üblich, wurde dabei die Mehr-
zahl der Gesetze von den Landesregierungen ins
Parlament eingebracht, was in aller Regel auch
erfolgreich war.25 Allerdings geht der bei wei-
tem größte Anteil der Landesgesetze auf Bundes-
regelungen zurück, die Ausführungs- oder An-
passungsgesetze erfordern. Gestaltungsorientierte
Neuschöpfungen sind eine Seltenheit.26 Insgesamt
heißt dies jedoch, dass die Landesparlamente ihre
Gesetzgebungsaufgaben so erfüllen, wie die ver-
fassungsrechtlichen und politischen Rahmenbedin-
gungen erwarten lassen. Damit verwandelt sich die
Klage über einen kontinuierlichen Kompetenz-
und Bedeutungsverlust in die theoretische Frage,
ob regionale Vertretungskörperschaften mit ihrem

limitierten legislativen Gestaltungsauftrag noch
der „Idee“ des Parlamentarismus entsprechen.

Kontrolle von Regierung und Exekutive

Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung umfasst ein ganzes Bündel von Maß-
nahmen und Möglichkeiten, die mit unterschiedli-
chen Wirkungen und Zielen ausgestattet sind.27

Das erschwert eine zusammenfassende Bewertung
der Kontrolltätigkeit von Landesparlamenten und
hat zu divergierenden Einschätzungen beigetra-
gen. Einerseits wird die Kontrolle der Exekutive
als die wichtigste Aufgabe von Landesparlamen-
ten überhaupt betrachtet.28 Tatsächlich verfügen
Landesparlamente über eine Vielzahl von Kon-
trollrechten und -instrumenten, wobei andererseits
das grundsätzliche Dilemma auftaucht, dass effek-
tive Kontrolle parlamentarische Mehrheiten erfor-
dert, daher zumeist informell und nicht öffentlich
stattfindet, während formale und öffentliche Kon-
trolle der parlamentarischen Minderheit häufig
ohne Wirkung bleibt. Das schließt ein, dass die
schärfsten Waffen zur Kontrolle der Regierung –
Haushaltsplanung und Abwahl bzw. Neuwahl
einer Regierung – den „geborenen Kontrollinstan-
zen“, d. h. den Oppositionsfraktionen, praktisch
nicht zur Verfügung stehen. Vor diesem Grunddi-

Tabelle 3: Verabschiedete Gesetze in ausgewählten Bundesländern und im Bundestag
(jeweils pro Wahlperiode)

HES MV NRW RP SN SH TH BTag
Periode (1946–

2003)
(1990–
2002)

(1947–
2000)

(1946–
2001)

(1990–
1999)

(1947–
2000)

(1990–
1999)

(1949–
2002)

1. WP 186 195 96 267 198 107 189 545
2. WP 134 95 105 112 154 106 135 507
3. WP 96 74 110 64 - 82 - 424
4. WP 83 - 92 78 - 72 - 427
5. WP 73 - 82 93 - 56 - 453
6. WP 121 - 154 127 - 96 - 335
7. WP 151 - 135 135 - 82 - 516
8. WP 111 - 108 79 - 68 - 354
9. WP 72 - 119 57 - 53 - 139

10. WP 15 - 108 70 - 65 - 320
11. WP 52 - 144 81 - 4 - 359
12. WP 94 - 97 122 - 85 - 507
13. WP 123 - - 115 - 107 - 566
14. WP 101 - - - - 99 - 559
15. WP 127 - - - - - - -

� pro WP 102,6 121,3 112,5 107,7 176,0 77,3 162,0 429,4
Pro Jahr 27,0 30,3 25,5 25,5 39,1 20,4 36,0 113,4

Quelle: S. Mielke/W. Reutter (Anm. 3), S. 42.

25 Die in den Landesverfassungen zwischenzeitlich vor-
handenen direktdemokratischen Möglichkeiten konnten bis-
her das Monopol der Parlamente zum Gesetzesbeschluss
nicht infrage stellen. Vgl. Otmar Jung, Daten zu Volks-
entscheiden auf Landesebene (1946–1992), in: Zeitschrift für
Parlamentsfragen (ZParl), 24 (1993) 1, S. 5–13.; Ralph
Kampwirth, Der ernüchterte Souverän. Bilanz und Per-
spektiven der direkten Demokratie in den 16 Bundesländern
und auf Kommunalebene, in: ZParl, 34 (2003) 4, S. 657–671.
26 Vgl. Uwe Andersen/Rainer Bovermann, Der Landtag
von Nordrhein-Westfalen, in: S. Mielke/W. Reutter (Anm. 1),
S. 322–324; W. J. Patzelt (Anm. 24), S. 410–412; S. Ewert u. a.
(Anm. 24), S. 269–270; A. Mintzel/B. Wasner (Anm. 18),
S. 100 f.; H. Schneider (Anm. 3), S. 49 f.

27 Vgl. Winfried Steffani, Formen, Verfahren und Wirkun-
gen parlamentarischer Kontrolle, in: Hans-Peter Schneider/
Wolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlaments-
praxis, Baden-Baden 1989, S. 1325–1367; M. Schwarzmeier
(Anm. 17).
28 Vgl. Uwe Jun (Anm. 21), S. 502; vgl. auch M. Friedrich
(Anm. 21) S. 11–41; F. Greß/R. Huth (Anm. 3), S. 46–51.
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lemma parlamentarischer Kontrolle stehen selbst-
redend auch die Landesparlamente.29

Eine rein formale Betrachtung weist den Landes-
parlamenten in diesem Bereich überraschender-
weise eher einen Kompetenzgewinn zu,30 wobei
natürlich zu berücksichtigen ist, dass informelle
Formen der Kontrolle, die vornehmlich durch
Regierungsfraktionen ausgeübt werden, unberück-
sichtigt bleiben. Doch immerhin setzen Landespar-
lamente ihre Kontrollmittel regelmäßig ein, auch
wenn zwischen den Landesparlamenten deutliche
Unterschiede existieren. Darüber hinaus zeigt
sich, dass die Kontrollmittel im Zeitablauf ver-
stärkt zum Einsatz kommen. Diese Unterschiede
und Änderungen haben diverse Ursachen: Neben
rechtlichen Änderungen lässt sich der generelle
Anstieg ab Ende der siebziger/Anfang der achtzi-
ger Jahre auf den Einzug der Grünen in die Parla-
mente zurückführen. Ihr Selbstverständnis als
Fundamentalopposition ließ sie Kontrollmittel
extensiv nutzen, was andere Parteien ebenfalls ver-
anlasste, sich in dieser Hinsicht zu profilieren.
Schließlich tragen das eher an einer klassischen
Gewaltenteilung orientierte Parlamentsverständ-
nis ostdeutscher Abgeordneter sowie große Koali-
tionen dazu bei, traditionelle Interorgan-Kontrol-
len zu reaktivieren,31 was Mechanismen des „alten
Dualismus“ mitunter aufscheinen lässt. Nicht ver-
gessen werden dürfen Untersuchungsausschüsse
und das gerade für die Sach- und Leistungskon-
trolle wichtige Petitionswesen. Untersuchungsaus-
schüsse können zur Aufklärung von Sachverhalten
beitragen und sogar zum Sturz von Regierungen
führen, so etwa in Berlin 1981 oder in Schleswig-
Holstein 1987/88. Doch sind sie keineswegs, wie
vielfach behauptet, die schärfste Waffe des Parla-
ments. Mit dem stetig anwachsenden Petitionswe-
sen haben sich die Landesparlamente darüber
hinaus eine unabhängige Informationsquelle ver-
schafft, die ihnen erlaubt, die Folgen und die Aus-
führung von Gesetzen zu prüfen.

Insgesamt bestätigt sich damit, dass die Kontrolle
der Exekutive zu den wichtigsten Aufgaben von
Landesparlamenten zählt. Doch sind diesem Kon-
trollpotenzial gleichzeitig Grenzen gesetzt, die
typisch für professionalisierte parlamentarische
Regierungssysteme sind: Eine politische Rich-
tungskontrolle der Regierungsarbeit ist nur einge-

schränkt und informell möglich, und das Verhalten
von Mitgliedern der Landesregierung im Bundes-
rat ist ebenso wenig effektiv durch Länderparla-
mente zu beeinflussen wie durch die im Rahmen
der Bund-Länder-Kooperation erfolgten Abspra-
chen und Vereinbarungen.

Bilanz und Ausblick

Diese Analyse relativiert einige der landläufigen
Auffassungen über den Länderparlamentarismus
in Deutschland. Zuerst: Landesparlamente verfü-
gen immer noch über relevante Kompetenzen und
sind für die Konstituierung eigenständiger Landes-
staatlichkeit unerlässlich. Diese zweifellos nicht
sonderlich aufregende Feststellung spricht die lan-
desparlamentarische Praxis von Kritik keineswegs
frei. Doch verweist sie immerhin darauf, dass ein
Bewertungsmaßtab verfehlt ist, der den landespar-
lamentarischen Alltag an idealisierten Vorstellun-
gen eines „alten Dualismus“ bemisst. Auf einer
solchen Grundlage transformiert sich das verfas-
sungsrechtlich ordnungsgemäße Funktionieren zu
einem Strukturproblem. Auch ist die Klage über
einen Einflussverlust von Regionalparlamenten
weder neu noch auf Deutschland beschränkt, wie
etwa die Debatte in den USA über „declining
state legislatures“ zeigt. Es scheint daher treffen-
der, die Landesparlamente als einen eigenständi-
gen Parlamentarismustyp zu verstehen, der durch
die Funktionsprinzipien des kooperativen Födera-
lismus und des party government doppelt
beschränkt wird. Auch haben die Landesparla-
mente keineswegs einen kontinuierlichen Macht-
und Einflussverlust erfahren, sondern unterliegen
vielmehr einem Funktionswandel. Die zweifellos
beschränkten legislativen Kompetenzen wurden
teilweise ergänzt und kompensiert durch Kompe-
tenzgewinne in anderen Bereichen.

Schließlich ist vor Hoffnungen zu warnen, eine
Übertragung von Kompetenzen auf die Länder –
wie etwa in der Lübecker Erklärung vom 31. März
2003 gefordert und gegenwärtig in der Bundes-
staatskommission diskutiert – zöge zwangsläufig
eine Stärkung der Landesparlamente nach sich.
Das muss – unter den Bedingungen von Politikver-
flechtung und Exekutivföderalismus – keineswegs
der Fall sein. Hinzu kommt: Eine damit ange-
strebte stärkere „Parlamentarisierung“ wäre wohl
nur auf Kosten einer weiteren Fragmentierung des
politischen Systems der Bundesrepublik Deutsch-
land zu realisieren.

29 Vgl. H. Schneider (Anm. 3), S. 38–47.
30 Peter Raschke/Jens Kalke, Quantitative Analyse der
Landtagstätigkeiten, in: ZParl, 25 (1994) 1, S. 32–48; Theo
Schiller, Der Hessische Landtag, S. 241, Sigrid Koch-Baum-
garten, Der Landtag von Rheinland Pfalz: Vom Ent-
scheidungsträger zum Politikvermittler?, S. 350, beide in:
S. Mielke/W. Reutter (Anm. 1).
31 Vgl. V. Kaina/S. Kropp (Anm. 24), S. 494–498; W. Reut-
ter (Anm. 18), S. 131.
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Klaus Stüwe

Konflikt und Konsens im Bundesrat
Eine Bilanz (1949–2004)

„Der Bundesrat ist das Langweiligste gewesen,
was man hat erfinden können, wo einen immer
gleich Müdigkeit überfiel, weil alles schon vorher
,ausgekocht‘ war.“1 So die Einschätzung von
Klaus Schütz, ehemals Regierender Bürgermeis-
ter von Berlin, anlässlich des 40. Gründungsjubi-
läums des Bundesrats im Jahr 1989. In der Tat
führte der Bundesrat über viele Jahre hinweg ein
relativ beschauliches Dasein. Helmut Herles hat
die Atmosphäre einmal folgendermaßen beschrie-
ben: „Im Bundesrat dominiert leises Kammer-
spiel. (. . .) Selten nur wird ein Zwischenruf
gemacht, Beifall wird kaum gespendet, in der
Regel nicht. Der größte Gefühlsausbruch ist die
Heiterkeit.“2

Am 22. März 2002 konnte von Langeweile keine
Rede sein. Fünf Stunden lang wurde unter dem
Vorsitz des damaligen Bundesratspräsidenten
Klaus Wowereit (SPD) lebhaft über die Vor- und
Nachteile des Einwanderungsgesetzes der rot-grü-
nen Koalition debattiert. Wegen der parteipoliti-
schen Pattsituation im Bundesrat kam es auf die
Stimmen des von einer Großen Koalition aus SPD
und CDU regierten Landes Brandenburg an.
Brandenburgs Innenminister Jörg Schönbohm
(CDU) hatte angekündigt, das Gesetz abzulehnen.
Ministerpräsident Manfred Stolpe (SPD) wollte
dagegen für den Entwurf stimmen. Im Saal konnte
man buchstäblich eine Stecknadel fallen hören, als
Wowereit das Land Brandenburg zur Stimmab-
gabe aufrief: „Ja“ – „Nein“. Wowereit fragte nach,
wertete dann das „Ja“ des brandenburgischen
Ministerpräsidenten als Zustimmung. Nun brach
ein Tumult los. „Das ist unmöglich!“, „Verfas-
sungsbruch!“3, tönte es aus den Reihen der unions-
regierten Länder. Der Bundesratspräsident hatte
Mühe, sich unter den lautstarken Zurufen wieder
Gehör zu verschaffen. Kurz darauf verließen die
Vertreter der CDU/CSU-regierten Länder unter
Protest den Saal.4

In der Geschichte des Bundesrats war dieser Vor-
fall ein einzigartiges Spektakel. Neu war freilich
nicht die parteipolitische Konfrontation – im
Gegenteil: Die parteipolitische Durchdringung des
Bundesrats ist seit langem üblich. Vor 1998 klagte
Helmut Kohl (CDU), dass die SPD seine Refor-
men im Bundesrat verhindere. Jetzt – der Bundes-
kanzler heißt mittlerweile Gerhard Schröder
(SPD) und die Union hat die Mehrheit im Bundes-
rat – sieht die rot-grüne Koalition die „Länder-
kammer“ als Ursache von Politikblockaden. Ob
Zuwanderung, Renten-, Steuer- oder Gesundheits-
reform – wer nach Gründen für den allseits beklag-
ten „Reformstau“ in Deutschland sucht, landet
früher oder später auch beim Bundesrat. Die Poli-
tik reagiert auf diese Gemengelage derzeit in zwei-
erlei Hinsicht: Zum einen sucht die Regierung das
Gespräch mit der Opposition, um im Wege einer
informellen „Großen Koalition“ die Zustimmung
der Bundesratsmehrheit für notwendige Reform-
projekte zu sichern. Zum anderen wird immer
öfter über eine Verringerung der Kompetenzen
oder sogar über eine strukturelle Reform des
„Veto-Organs“5 Bundesrat selbst nachgedacht.

Im Folgenden soll untersucht werden, warum der
Bundesrat immer stärker parteipolitisch funktio-
nalisiert wird und welche Folgen dies für den poli-
tischen Prozess hat.

Die besondere Architektur
des Bundesrats

Der Bundesrat ist eine weltweit einzigartige Insti-
tution und insofern ein besonderes Strukturmerk-
mal des politischen Systems der Bundesrepublik
Deutschland. Zwar haben alle föderalistisch ver-
fassten Staaten ein Zwei-Kammer-Parlament, aber
nirgendwo sonst sind die zweiten Kammern nach
jenem Prinzip konstruiert, für das sich der Parla-
mentarische Rat im Jahr 1949 entschieden hat:
nach dem so genannten „Bundesratsprinzip“.
Danach besteht der Bundesrat aus Mitgliedern der

1 Klaus Schütz, zit. in: Heiderose Kilper/Roland Lhotta,
Föderalismus in der Bundesrepublik Deutschland, Opladen
1996, S. 112.
2 Helmut Herles, Typisch deutsch: Der Bundesrat, Bonn
1981, S. 231.
3 Dokumentiert in: Frankfurter Allgemeinen Zeitung
(FAZ) vom 19. 12. 2002, S. 2.
4 Das Bundesverfassungsgericht erklärte Wowereits Ent-
scheidung später für verfassungswidrig. Vgl. 2 BvF 1/02.

5 Volker Kauder, Mehr Macht für die Bundesländer, in:
Focus, 25 (2003), S. 54.
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Regierungen der Länder, die sie bestellen und
abberufen (Art. 51 I GG). Im Gegensatz etwa zum
Senat der USA, der sich aus direkt gewählten
Abgeordneten mit freiem Mandat zusammensetzt,
sind die 69 Mitglieder des Bundesrats weisungsge-
bunden. Und im Unterschied zum österreichischen
Modell wird der deutsche Bundesrat eben nicht
von den Länderparlamenten beschickt, sondern
von den Regierungen der Länder.

Aus gutem Grund ist diese besondere Struktur des
Bundesrats immer wieder gelobt worden. Durch
die Landesregierungen findet die Verwaltungser-
fahrung der Länder Eingang in den Gesetzgebungs-
prozess des Bundes. Außerdem verkörpert der
Bundesrat, anders als der Deutsche Bundestag, der
innerhalb der Ausschüsse und besonders innerhalb
der Fraktionen stark hierarchisiert ist, eine relativ
abgeschlossene, kollegial arbeitende „Oligarchie“6.

Das Bundesratssystem hat aber auch potenziell pro-
blematische Folgen für den politischen Prozess.
Denn auf den Bundesrat wirkt sich unmittelbar ein
weiteres Strukturmerkmal der Bundesrepublik aus:
die Kombination des Bundesstaats mit der über
Art. 21 Grundgesetz gesicherten Mitwirkung der
Parteien an der politischen Willensbildung.7 Durch
die Kombination von Parteiendemokratie und
Föderalismus kommt es in Deutschland faktisch zu
einem Dauerwahlkampf. Bekanntlich muss ja nicht
nur der Bundestag, sondern müssen auch die Land-
tage und Kommunalorgane durch periodisch statt-
findende Wahlen demokratisch legitimiert werden.
Allein in den Jahren 2002 und 2003, also in nur 24
Monaten, wurden insgesamt elf Wahlen durchge-
führt. Darunter waren eine Bundestags-, sechs
Landtags- und vier Kommunalwahlen. Mit anderen
Worten: Fast immer befinden sich die politischen
Parteien irgendwo im Bundesgebiet im Wahlkampf.

Die Häufung von Wahlen hat einige Folgen, die
sich nicht unbedingt positiv auf das Gemeinwesen
auswirken. So ruft der Dauerwahlkampf „den für
Wahlkampfzeiten typischen Zustand fieberhafter
Erregung hervor und bekräftigt die Neigung zu
relativ kurzfristiger Politik, vor allem die Neigung
zu einer am nächsten Wahltermin ausgerichteten
Politik. Das aber erschwert die Planung und
Durchführung langfristiger Vorhaben.“8

Eine weitere Folge ergibt sich aus der Tatsache,
dass das Grundgesetz die politische Partizipation
im Bund auf die nur alle vier Jahre stattfindenden
Bundestagswahlen beschränkt hat. Während dieser
vier Jahre sind deshalb die Landtagswahlen, neben
der Europawahl, die einzige Möglichkeit, Zufrie-
denheit oder Unzufriedenheit mit der Bundesregie-
rung zu artikulieren. Landtagswahlen haben aus
diesem Grunde immer mehr den Charakter von
„Testwahlen“ angenommen und fungieren als
Stimmungsbarometer für die Bundespolitik. Sie
begünstigen insofern ein Sanktionsverhalten des
Wählers. In der Regel kommt es bei Landtagswah-
len zu Stimmenverlusten für die im Bund regieren-
den Parteien. Seit dem Amtsantritt von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder im Jahr 1998 musste sich
seine rot-grüne Regierung bis Ende 2004 insgesamt
24 Mal dem Test in den Ländern stellen. Dabei hat-
ten SPD und Bündnis 90/Die Grünen – von weni-
gen Ausnahmen abgesehen – zum Teil drastische
Stimmeneinbußen hinzunehmen.

Nach der Bundestagswahl von 2002, welche die
rot-grüne Koalition knapp gewann, setzte sich die-
ser Trend noch dramatischer fort. Vor allem die
SPD musste im Zuge einschneidender Reformpro-
jekte (Stichwort: „Hartz IV“) deutliche Stimmen-
verluste in den Ländern verkraften. Alles in allem
hat sie seit 1998 in fünf Ländern (Hamburg, Hes-
sen, Niedersachsen, Saarland, Sachsen-Anhalt) die
Regierung an die CDU verloren. Dem stand ledig-
lich der Wechsel in Berlin von einer CDU/SPD-
Koalition zu einem Bündnis aus SPD und PDS
gegenüber. Dadurch büßte das rot-grüne Lager
insgesamt 21 Stimmen im Bundesrat ein. CDU/
CSU und FDP erging es übrigens nach dem Amts-
antritt Helmut Kohls im Jahr 1982 nicht anders.
Auch sie erlitten im Verlauf ihrer Regierungszeit
Stimmeneinbußen in den Ländern. Allerdings ver-
lief dieser Prozess damals längerfristiger und weni-
ger dramatisch als später bei Rot-Grün.

Die Folgen der Sanktionswahl können beträchtlich
sein. „Indem sie nämlich Gelegenheit bieten, die
jeweilige Bundesregierung schon während der
Legislaturperiode abzumahnen, vermindern die
Landtagswahlen anscheinend den Sanktionsanreiz
bei der nachfolgenden Bundestagswahl. Mit Blick
auf den rechtsextremen Protest hatte das bislang
den erfreulichen Effekt, dass dessen Vertreter aus
dem Bundestag herausgehalten werden konnten.“9

Allerdings war das Sanktionswahlverhalten wohl
mit ein Grund dafür, dass die Bundesregierungen
bis 1998 immer wieder im Amt bestätigt wurden.

6 Klaus von Beyme, Die Funktionen des Bundesrates, in:
Bundesrat (Hrsg.), Der Bundesrat als Verfassungsorgan und
politische Kraft, Bad Honnef 1974, S. 386.
7 Vgl. Konrad Hesse, Der unitarische Bundesstaat, Karls-
ruhe 1962; Gerhard Lehmbruch, Parteienwettbewerb im
Bundesstaat, Stuttgart 1976 (Wiesbaden 2000); Fritz W.
Scharpf, Der Bundesrat und die Kooperation auf dritter
Ebene, in: Bundesrat (Hrsg.), Vierzig Jahre Bundesrat, Ba-
den-Baden 1989, S. 121–162.
8 Manfred G. Schmidt, Thesen zur Reformpolitik im Föde-
ralismus der Bundesrepublik Deutschland, ZeS-Arbeits-
papier Nr. 4/2000, Bremen 2000.

9 Frank Decker/Julia von Blumenthal, Die bundes-
politische Durchdringung der Landtagswahlen. Eine em-
pirische Analyse von 1970 bis 2001, in: Zeitschrift für Parla-
mentsfragen (ZParl), (2002) 1, S. 145.
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Ein zweiter Effekt der Sanktionswahl ist, dass es in
den vergangenen Jahren immer öfter zum Phäno-
men unterschiedlicher parteipolitischer Mehrhei-
ten in Bundestag und Bundesrat gekommen ist.
Denn der Ausgang von Landtagswahlen entschei-
det ja nicht nur über die Zusammensetzung der
betreffenden Landesregierung, sondern auch über
die Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat.10

Zwischen 1949 und 1969 waren die parteipoliti-
schen Mehrheitsverhältnisse in Bundesrat und
Bundestag noch weitgehend identisch. Die Bun-
deskanzler Adenauer, Erhard und Kiesinger muss-
ten sich zu keiner Zeit mit opponierenden Mehr-
heiten im Bundesrat auseinander setzen.
Unterschiedliche Mehrheiten in Bundestag und
Bundesrat gab es dann erstmals während der
Regierungszeit der sozialliberalen Koalition 1969
bis 1982.11 Mit dem Amtsantritt Kohls 1982 waren
die Mehrheiten zunächst wieder identisch, bis im
Juni 1990 die Regierungswechsel in Berlin und
Niedersachsen erstmals der SPD-Opposition für
fünf Monate eine Mehrheit im Bundesrat ein-
brachten. Schon im November 1990 führte der
Beitritt der ostdeutschen, überwiegend CDU-
geführten Bundesländer wieder zu einem Wechsel
der Mehrheitsverhältnisse zugunsten der Union.
Auch diese Mehrheit hielt nur kurze Zeit, denn
weitere Regierungswechsel in Hessen, Rheinland-
Pfalz und Hamburg führten Anfang 1991 erneut
für sechs Monate zu einer Mehrheit der SPD-
Opposition. Die Mehrheit der Stimmen bekamen
die SPD-regierten Länder erst wieder im Januar
1996 bis zum Ende der Regierung Kohl.

Nach dem Regierungswechsel von 1998 konnte
Bundeskanzler Schröder anfangs mit einer eigenen
SPD-Mehrheit im Bundesrat rechnen. Diese Phase
dauerte allerdings nur knappe drei Jahre. Seit den
Regierungswechseln in Hessen, Hamburg, Sach-
sen-Anhalt und Niedersachsen verfügen die CDU/
CSU-geführten Landesregierungen wieder über
eine absolute Stimmenmehrheit.12 Dazu kommen
die Großen Koalitionen in Bremen, Brandenburg
und Sachsen mit insgesamt elf Stimmen. Große
Koalitionen enthalten sich üblicherweise bei strit-
tigen Entscheidungen. Da aber Enthaltungen wie
Gegenstimmen wirken, kann die Union momen-
tan das Blockadepotenzial des Bundesrates voll
nutzen.

Es bleibt somit zweierlei festzuhalten: Das Bun-
desratssystem, also die über den Bundesrat gesi-
cherte Mitwirkung der Länderregierungen an der
Gesetzgebung des Bundes, hat zum einen dazu
geführt, dass jede Landtagswahl auch beträchtli-
ches bundespolitisches Gewicht hat. Zum ande-
ren ist das Auseinanderfallen von Bundestag-
und Bundesratsmehrheit seit 1969 fast schon zu
einem Regelfall geworden. Eine solche Analyse
kann für den politischen Prozess komplizierte
Konstellationen ergeben, insbesondere dann,
wenn die Bundesregierung bei ihren Politikvor-
haben auf die Zustimmung der Länderkammer
angewiesen ist.

Das Gewicht der
Zustimmungsgesetze

Nicht alle Gesetze sind von der Vetomacht der
Länderkammer gleichermaßen betroffen. Bei ein-
fachen Gesetzen kann der Bundesrat das Zustan-
dekommen zwar verzögern, aber nicht endgültig
verhindern. Der Bundestag ist hier in der Lage,
das Veto der Länderkammer zu überstimmen. Das
politische Gewicht des Bundesrates ergibt sich
hauptsächlich aus dem Mitwirkungsrecht bei einer
zweiten Gruppe von Gesetzen, den so genannten
Zustimmungsgesetzen. Gesetze, durch welche die
Interessen der Länder in besonderer Weise
berührt werden, können nämlich nur in Kraft
treten, wenn ihnen der Bundesrat ausdrücklich
zustimmt. Bei einem endgültigen Nein des Bun-
desrates sind solche Gesetze gescheitert. Die
Ablehnung durch den Bundesrat kann vom Bun-
destag nicht überstimmt werden. Bundestag und
Bundesregierung können lediglich durch Anru-
fung des Vermittlungsausschusses einen Einigungs-
versuch unternehmen.

Wann ein Gesetz die Zustimmung des Bundesrates
benötigt, ist zu einem großen Teil im Grundgesetz
geregelt. Nach Art. 79 II GG gehören dazu
zunächst die Änderungen des Grundgesetzes
selbst. Die meisten Zustimmungsgesetze ergeben
sich jedoch aus Art. 84 I GG. Denn jedes Bundes-
gesetz, das in die Verwaltungshoheit der Länder
eingreift – und sei es nur durch eine einzige Rege-
lung dieser Art –, bedarf danach insgesamt der
Zustimmung des Bundesrats. Das gilt z. B. schon
dann, wenn den Länderbehörden bestimmte
Zuständigkeitsregelungen, Vordrucke, Fristen
oder Verwaltungsgebühren vorgeschrieben wer-
den. Wegen solcher Einzelbestimmungen können
dann auch Gesetze zustimmungsbedürftig sein, die
in ihrem Kernbereich keine Länderinteressen

10 Zu den Mehrheitsverhältnissen im Bundesrat aus-
führlich Roland Sturm, Föderalismus in Deutschland, Berlin
1999, S. 64 f.
11 Allenfalls zwischen Oktober 1969 und Juni 1972 konnte
die Regierung Brandt mit der Unterstützung so genannter
„M-Länder“ rechnen, also von Landesregierungen, die auf
Bundesebene sowohl der Regierung als auch der Opposition
angehörten.
12 Vgl. F. Decker/J. v. Blumenthal (Anm. 9).
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berühren. Eine dritte größere Gruppe von Zustim-
mungsgesetzen bilden die Gesetze, die das Finanz-
aufkommen der Länder berühren, z. B. zur Lohn-
und Einkommensteuer. Und viertens schließlich
sind auch die so genannten Gemeinschaftsaufgaben
Zustimmungsgesetze. Diese wurden erst 1969 ein-
geführt und ermöglichten eine Mitwirkung des
Bundes in bestimmten Länderangelegenheiten,
wenn diese Aufgaben von den Ländern nicht
alleine erfüllt werden konnten. Dazu gehört der
Neubau und Ausbau von Hochschulen, die Ver-
besserung der regionalen Agrar- oder Wirtschafts-
struktur sowie der Küstenschutz.

Vor allem durch die Einführung dieser Gemein-
schaftsaufgaben wurde die Zahl der Zustimmungs-
gesetze erheblich erweitert. Denn durch sie erhielt
der Bund ein Mitspracherecht in ursprünglichen
Länderangelegenheiten, und die Eigenständigkeit
der Länder wurde erheblich eingeschränkt. Die
Länder haben auf derartige Kompetenzverschie-
bungen zugunsten des Bundes immer mit der glei-
chen defensiven Strategie geantwortet: Ist die Not-
wendigkeit von Kompetenzverlagerungen nach
oben nicht abzuweisen – etwa aus Geldmangel bei
den Ländern –, dann drängen die Länder darauf,
dass wenigstens ihre Mitwirkung an der Bundes-
gesetzgebung gewährleistet bleibt.13 Und dies
geschieht über den Bundesrat. Das stellt zwar kei-
nen ebenbürtigen Ersatz für eine eigenständige
Landesgesetzgebung dar, aber zumindest bietet
der Bundesrat für die Landesregierungen in ihrer
Gesamtheit eine gewisse Kompensation.

Mit den Kompetenzverlagerungen von den Län-
dern auf den Bund nahm also fast automatisch
auch die Zahl der zustimmungsbedürftigen
Gesetze zu. Zählt man die Gesetzesbeschlüsse seit
1949, dann ergibt sich ein Gesamtanteil von
Zustimmungsgesetzen von genau 53,2 Prozent.14

Das heißt, dass der Bundesrat im Schnitt bei über
der Hälfte aller Gesetzesvorhaben ein absolutes
Vetorecht besitzt. Weitere zehn Prozent blieben
übrigens in dieser Hinsicht umstritten. Seit langem
herrscht zwischen Bundestag und Bundesrat ein
„verfassungsrechtlicher Grabenkrieg“15 um die
Grenzen der Zustimmungsbedürftigkeit.

Alles in allem reicht daher die potenzielle Veto-
macht des Bundesrats so weit, dass gegen ihn das
Land kaum regierbar scheint. Bei den Zustim-

mungsgesetzen ist der Bundesregierung als dem
politischen Machtzentrum im parlamentarischen
System ein starkes Machtkorrektiv zur Seite
gestellt. Die klassische horizontale Gewaltentei-
lung wird um ein zusätzliches Moment erweitert.16

Mit Recht wurde von einem „überragenden Ein-
fluß“17 des Bundesrates auf die Gesetzgebung des
Bundes gesprochen.

Dessen sind sich natürlich auch die politischen
Akteure bewusst. Spätestens seit dem Machtwech-
sel von 1969, als in Bundesrat und Bundestag erst-
mals unterschiedliche parteipolitische Mehrheiten
existierten, wirkte sich die Machtposition des Bun-
desrates auf die Gestaltungsmöglichkeiten der
Bundesregierung aus. Denn von nun an konnte
der Bundesrat nicht mehr nur zur Durchsetzung
von Länderinteressen gegenüber dem Bund, son-
dern auch in einer parteipolitischen Dimension
als „institutioneller Vetospieler“18 funktionalisiert
werden.

Schon 1969 hatte der ehemalige Kanzler Kiesinger
gedroht, der Bundesrat werde „ein wichtiges Instru-
ment für die Opposition“19 sein. Tatsächlich verla-
gerte sich die Oppositionspolitik von CDU und
CSU in der Folgezeit nicht selten auf den Bundes-
rat, über den sich Vorhaben der Regierungen
Brandt und Schmidt aufhalten, verändern oder end-
gültig verhindern ließen. Im Streit um den Ab-
treibungsparagraphen, die Ostverträge oder das
Kriegsdienstverweigerungsgesetz trugen die unter-
schiedlichen Mehrheiten in Bundestag und Bundes-
rat einen parteipolitischen Großkonflikt aus. Der
Vermittlungsausschuss tagte immer häufiger. War er
bis dahin nur zu höchstens zehn Prozent aller Geset-
zesbeschlüsse angerufen worden, so stieg die Ver-
mittlungsquote zwischen der 7. und 9. Legislaturpe-
riode (1972–1980) auf über 20 Prozent an.20

Noch konsequenter hat später die SPD die Veto-
macht des Bundesrats genutzt. Zwischen 1996 und
1998 war die Regierung Kohl zur wirtschaftspoliti-
schen Handlungsunfähigkeit verurteilt, weil ihr die
oppositionelle SPD mit Blick auf die Bundestags-
wahl von 1998 zu keinen politischen Erfolgen
mehr verhelfen wollte. Der damalige sozialdemo-

13 Vgl. Dieter Grimm, Das Grundgesetz nach 50 Jahren –
Versuch einer staatsrechtlichen Würdigung, in: Bundes-
ministerium des Innern (Hrsg.), Bewährung und Heraus-
forderung. Die Verfassung vor der Zukunft, Opladen 1999,
S. 53.
14 Vgl. Bundesrat (Hrsg.), Handbuch für das Geschäftsjahr
2003/2004, Baden-Baden 2004, S. 307.
15 Friedrich Karl Fromme, Gesetzgebung im Widerstreit,
Stuttgart 1976, S. 154.

16 Vgl. Heiderose Kilper/Roland Lhotta, Föderalismus in
der Bundesrepublik Deutschland, Opladen 1996, S. 124.
17 Uwe Thaysen, Mehrheitsfindung im Föderalismus. The-
sen zum Konsensualismus der westdeutschen Politik, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte (APuZ), B 35/85, S. 4.
18 Vgl. George Tsebelis, Decision Making in Political
Systems: Veto-Players in Presidentialism, Parliamentarism,
Multi-Cameralism and Multi-Partyism, in: British Journal of
Political Science (BJPS), 25 (1995), S. 289–325.
19 Zit. in: Gerhard Lehmbruch, Parteienwettbewerb im
Bundesstaat, Stuttgart u. a. 1976, S. 133.
20 Vgl. Gebhard Ziller, Auch bei unterschiedlichen Kon-
stellationen funktioniert alles ziemlich reibungslos, in: Das
Parlament vom 18. 9. 1998, S. 14.
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kratische Parteivorsitzende Oskar Lafontaine
schwor die Ministerpräsidenten der SPD-regierten
Länder darauf ein, mit ihrer Bundesratsmehrheit
gegen die Steuerreform der Regierung Kohl zu
stimmen. Die christlich-liberale Koalition sollte
den Wählern in Ohnmacht und Schwäche vorge-
führt werden. Dieses Kalkül ging bekanntlich auf.

Auch gegenüber der rot-grünen Koalition unter
Bundeskanzler Schröder zeigt die CDU/CSU-
Opposition mittlerweile mit ihrer Bundesratsmehr-
heit die Krallen. Die oben beschriebene Abstim-
mung um das Zuwanderungsgesetz bildete gewis-
sermaßen den Auftakt. Wenig später gewann die
CDU die Wahlen in Sachsen-Anhalt und erhielt
endgültig die Stimmenmehrheit im Bundesrat.
Allein am 31. Mai 2002 stoppten die unionsgeführ-
ten Länder 14 Gesetze der rot-grünen Koalition.21

Die Blockadebilanz

Parteipolitisch motivierte Blockadesituationen
gibt es im Bundesrat also seit langem. Glaubt man
den Schlagzeilen der Zeitungen, so gewinnt man
den Eindruck, als ob eine solche Blockadepolitik
zum politischen Alltag gehöre, sobald die Opposi-
tion über eine Mehrheit im Bundesrat verfügt. Wie
aber sieht die tatsächliche Blockadebilanz des
Bundesrats seit 1949 aus? Kann man wirklich von
einer dauernden Vetohaltung des Bundesrats spre-
chen oder blieben die Blockaden begrenzt?

Als Ergebnis der statistischen Bestandsaufnahme
ist zunächst festzuhalten, dass der Deutsche Bun-
destag von 1949 bis September 2003 insgesamt
6 107 Gesetzesbeschlüsse an den Bundesrat weiter-
geleitet hat. Davon gehörten 3 184 (53,2 Prozent)
zur Gruppe der Zustimmungsgesetze, bei denen
der Bundesrat ein absolutes Vetorecht hat. Zählt
man nun die Gesetzesbeschlüsse des Bundestags,
die aufgrund eines Vetos des Bundesrats endgültig
gescheitert sind, so kommt man auf 66. Mit anderen
Worten: Der Bundesrat hat in den 54 Jahren seines
Bestehens gerade einmal 1,08 Prozent der Geset-
zesbeschlüsse endgültig blockiert. Fast 99 Prozent
aller bisher ergangenen Gesetze hat der Bundesrat
im Sinne der Bundestagsmehrheit passieren lassen.
Selbst wenn man nur die Zustimmungsgesetze
berücksichtigt, bleibt es bei einem niedrigen Anteil
der Vetoaktionen im Umfang von nur 2,1 Prozent.
Ein ähnliches Bild ergibt sich bei den dem Bundes-
rat zugeleiteten Rechtsverordnungen.22

Geht man der Frage nach, ob es in Zeiten diver-
gierender Mehrheiten in Bundesrat und Bundes-
tag zu höheren Blockadequoten gekommen ist,
ergibt sich kein so eindeutiges Bild, wie man viel-
leicht erwartet hätte. Tatsächlich hat es in einigen
Legislaturperioden mehr Vetosituationen gegeben
als in anderen. So wurde die sozialliberale Koali-
tion unter Bundeskanzler Schmidt in der achten
Legislaturperiode von dem CDU/CSU-dominier-
ten Bundesrat etwas öfter blockiert. Die Veto-
quote blieb mit 2,5 Prozent aber dennoch relativ
niedrig. Die Regierung Kohl wurde nach 1990
ebenfalls etwas häufiger von einer SPD-dominier-
ten Länderkammer gestoppt. Aber auch hier
betrug der höchste Vetoanteil in der 12. Legisla-
turperiode lediglich 1,8 Prozent. Selbst in Zeiten
unterschiedlicher parteipolitischer Mehrheiten
stieg die Ablehnungsquote nie über 2,5 Prozent.
Von einer andauernden Blockadehaltung der Län-
derkammer kann somit keine Rede sein, ebenso
wenig von einer tendenziellen Zunahme der Blo-
ckaden.

Wie aber erklärt sich eine solche Bilanz? Alles in
allem haben wohl fünf Gründe dazu geführt, dass
die Zahl der am Bundesrat gescheiterten Gesetze
so niedrig geblieben ist. Erstens war in der Ver-
gangenheit häufig ein Einlenken der Regierungs-
mehrheit gegenüber der Bundesratsmehrheit zu
registrieren, entweder schon im Vorfeld des
Gesetzgebungsprozesses oder später im Vermitt-
lungsverfahren. Jede Bundesregierung, die unbe-
dingt ein wichtiges Gesetz durchsetzen will, wird
auf akzeptable Änderungsvorschläge der Länder-
mehrheit eingehen. Dies war bisher bei den meis-
ten Verfassungsänderungen der Fall.

Zweitens war in der Vergangenheit vielfach das
Bemühen der Regierungsmehrheit zu beobachten,
in Gesetzen möglichst auf Regelungen zu verzich-
ten, die eine Zustimmungsbedürftigkeit begrün-
den könnten. Eine derartige Strategie konnte
man z. B. 1996 bei der Behandlung einer Reform
des Bundessozialhilferechts einerseits und der
Arbeitslosenhilfe andererseits feststellen. Die
Regierung Kohl entschied sich damals für die
Aufspaltung beider sozialpolitischen Materien in
zwei Gesetzentwürfe. Auch die rot-grüne Bundes-
regierung konstruierte im Frühjahr 2001 ein recht
kunstvolles Gesetzgebungspaket, um das „Le-
benspartnerschaftsgesetz“ ohne Konsens mit den
unionsgeführten Ländern durch den Bundesrat zu
bringen.

In einigen Fällen ist es der Bundesregierung drit-
tens gelungen, durch bestimmte Zusagen an ein-
zelne Länder die Phalanx der Oppositionsländer
zu durchbrechen oder neutrale Stimmen für sich
zu gewinnen. So stimmte Berlins Regierender Bür-

21 Vgl. Das Parlament vom 14. 6. 2002, S. 9.
22 Zwischen 1949 und September 2003 wurden dem Bun-
desrat 7 425 Rechtsverordnungen zugeleitet; in 53 Fällen (0,7
Prozent) hat der Bundesrat seine Zustimmung versagt.
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germeister Diepgen (CDU) 1999 der rot-grünen
Steuerreform zu, weil ihm im Gegenzug Finanzie-
rungszusagen für den Berliner Landeshaushalt
gemacht wurden.

Viertens sind Gesetzesvorhaben, die eine Bundes-
ratsmehrheit eigentlich ablehnen möchte, nicht
selten mit anderen, für sie akzeptablen, populären
oder dringlichen Inhalten verkettet. Dies war z. B.
das Problem der CDU/CSU-Bundesratsmehrheit
in den siebziger Jahren, als sie ein strukturell
unliebsames Steuerreformgesetz der soziallibera-
len Koalition hinnehmen musste, um sich nicht
dem Vorwurf auszusetzen, sie blockiere damit ver-
bundene populäre Steuersenkungen.23

Fünftens schließlich kann eine opponierende Bun-
desratsmehrheit nicht immer blockieren, wenn sie
dies eigentlich möchte. „Allzu peinlich“, so Wolf-
gang Rudzio, würde bei einer permanenten Blo-
ckade das „demokratische Legitimationsdefizit“24

des Bundesrats wirken.

Der Bundesrat hat sich also in den vergangenen 55
Jahren eher als Konkordanz- denn als Konflikt-
organ erwiesen. Die Vetomacht des Bundesrats
führte weniger zu Blockaden als vielmehr zu poli-
tischen Prozessen, die stark in eine konkordanz-
demokratische Richtung tendierten. Wenn der
Opposition die Möglichkeit gegeben ist, über den
Bundesrat in der Bundespolitik mitzuregieren,
werden zur Konfliktregelung regelmäßig Wege des
Aushandelns beschritten, an deren Ende meist ein
Kompromiss der maßgeblichen politischen Kräfte
steht.25 Parteiorientierte Konflikte zwischen Bun-
destag und Bundesrat engten insofern zwar oft-
mals die Gestaltungsmöglichkeiten der Regierung
ein, jedoch führten selbst unterschiedliche Mehr-
heiten nicht notwendig zu einer Blockade in der
Bundespolitik.

Probleme

Die statistische Bilanz verdeckt indessen eine
Reihe von Problemen, die sich mit quantitativen
Methoden allein nicht erfassen lassen. Das erste
Problem hängt mit der konkordanzdemokrati-
schen Seite des Bundesrates zusammen. Anhänger
konkordanzdemokratischer Traditionen führen an,
dass Verhandlung und Einigung in der Regel
gemeinwohlförderliche Politikentscheidungen pro-

duzierten.26 Eine Garantie dafür gibt es allerdings
nicht. Vielmehr führen hohe Konsensbildungser-
fordernisse nicht selten dazu, dass bestimmte
Reformen nicht oder nur unzureichend angepackt
werden und dass eine nicht unerhebliche Anzahl
von Reformvorhaben schon im Vorfeld des Wil-
lensbildungsprozesses scheitert. Verstärkt wird
dies durch das Verhalten der politischen Parteien.
Diese neigen bei ihrem Streben nach Stimmen-
maximierung dazu, den Konflikt gegenüber der
Kooperation zu betonen. Akteurserwartungen
über etwaige langfristige Implikationen für die
eigene Wiederwahl können zu einer „strategischen
Nichteinigung“ führen. Gemeinsam erreichbare
Problemlösungspotenziale werden somit oftmals
nur unzureichend genutzt.

Selbst wenn die Konkordanzmechanismen funk-
tionieren, führt ein Ausgleich zwischen zwei
Akteuren nicht automatisch zu einem guten
Ergebnis. Gerade dann, wenn die Regierungs-
mehrheit und eine opponierende Bundesratsmehr-
heit sich bei einem wichtigen Gesetz auf einen
kleinsten gemeinsamen Nenner einigen, bleibt von
der Substanz eines möglicherweise sinnvollen Vor-
habens manchmal nur noch wenig übrig. Solche
Gesetze zeichnen sich dann durch ein komplizier-
tes Regelwerk und die Berücksichtigung vieler
Ausnahmetatbestände aus. Konkordanzmechanis-
men führen also mitunter zu einer Verwässerung
von Normen, was sich nicht unbedingt günstig auf
notwendige Innovationen auswirkt.

Zum anderen kann natürlich auch die Blockade
von Gesetzen zum Problem werden. Die Statistik
sagt ja nichts darüber, welche Qualität die von
einem Bundesratsveto verhinderten Gesetze hat-
ten. Noch weniger sagt sie etwas darüber aus, ob
Blockaden aus echtem Gemeinwohlinteresse oder
aus parteitaktischen Motiven heraus erfolgen.
Gerade über den letzten Punkt lässt sich trefflich
streiten, denn keiner wird bei einer Bundesrats-
mehrheit zugeben, ein Gesetz lediglich aus Wahl-
kampfgründen abzulehnen.

Ein Blick in die Drucksachen des Bundesrates
offenbart, dass es sich seit Anfang der siebziger
Jahre bei vielen blockierten Gesetzen um zentrale
Politikvorhaben der jeweiligen Regierung han-
delte. So waren unter den zehn Gesetzen, welche
die SPD unter der Ägide Lafontaines in der letz-
ten Amtsperiode Helmut Kohls blockierte, so
wichtige Reformprojekte wie die Renten-, die
Steuer- und die Gesundheitsreform. Ungeachtet
der Tatsache, dass es sich in jedem Fall um not-
wendige und längst überfällige Reformvorhaben23 Vgl. Heinz Laufer, Der Bundesrat als Instrument der

Opposition?, in: ZParl, (1970), S. 334 f.
24 Wolfgang Rudzio, Das politische System der Bundes-
republik Deutschland, Opladen 2000, S. 327.
25 Vgl. G. Lehmbruch (Anm. 19), S. 133 ff.

26 Vgl. Arend Lijphart, Patterns of Democracy. Govern-
ment Forms amd Performance in Thirty-Six Countries, New
Haven–London 1999, S. 160–284.
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handelte, kam eine Einigung nicht zustande. Und
dieselben zentralen Politikbereiche sind es – frei-
lich unter umgekehrten parteipolitischen Vorzei-
chen –, in denen derzeit die Regierung Schröder
auf die Zustimmung des Bundesrats angewiesen
ist.

Nicht nur für den Gesetzgebungsprozess und
damit für die Politikfähigkeit der Bundesrepublik,
sondern auch für die beteiligten Akteure haben
die Konsens- und Konfliktmechanismen des Bun-
desrates Folgen. Die Opposition scheint auf den
ersten Blick zu den Nutznießern der Bundesrats-
macht zu gehören. Schließlich gibt ihr die Verfas-
sung damit ein effektives Kontrollinstrument in
die Hand. Auf den zweiten Blick offenbaren sich
jedoch auch einige Risiken. Denn die Einbindung
via Bundesrat in das materielle Regierungsgesche-
hen verschafft den Oppositionsparteien zwar Ein-
fluss und Entscheidungsteilhabe – dies aber um
den Preis der politischen Mitverantwortung. Wenn
die Opposition – gewissermaßen in einer informel-
len Großen Koalition – für Korrekturen sorgt,
trägt sie dazu bei, dass die Regierung in den
Augen der Wähler keine allzu großen Fehler
macht. Damit gibt die Opposition jedoch ihre
Alternativfunktion zum Teil auf und steht vor dem
Problem, den Wählern zu vermitteln, wozu über-
haupt ein Regierungswechsel notwendig sein
sollte.

Nicht weniger problematisch sind die Folgen der
Bundesratsmacht allerdings für die Regierungs-
koalition. Wie groß der Anteil der Opposition an
einem Gesetzesvorhaben auch sein mag – es bleibt
die Regierung, die für das Ergebnis in erster Linie
geradestehen muss. Die Oppositionsmehrheit im
Bundesrat hat demgegenüber den strategischen
Vorteil, dass sie ihre faktische Mitwirkung – falls
erforderlich – hinter dem breiten Rücken der
Regierung verstecken kann.27

Reform des Bundesrats?

Rechtfertigt diese Bilanz eine Reform des Bundes-
rats? Darüber, dass der deutsche Föderalismus ins-
gesamt reformbedürftig ist, besteht in Wissen-
schaft und Politik Übereinstimmung. SPD und
CDU/CSU befassen sich seit Herbst 2003 in einer
„Gemeinsamen Kommission zur Modernisierung
der bundesstaatlichen Ordnung“ mit der Frage der
Föderalismusreform. Ende 2004 will die Kommis-
sion ihre Vorschläge vorlegen. Welche Folgen die

Reformdiskussion für den Bundesrat haben wird,
ist derzeit noch offen.28

Noch in den siebziger Jahren galt der Bundesrat
als durchaus effizientes Element eines Bund-Län-
der-Verhandlungssystems. Dagegen wurden in den
neunziger Jahren Stimmen laut, die das Blockade-
potenzial des Bundesrats beklagten. Konkordanz
und „Verhandeln“ galten nunmehr als Gegenpol
zu effizientem Regieren. Stattdessen wurde für die
Wahrnehmung echter Regierungsverantwortung
nach dem Vorbild etwa des angelsächsischen kon-
kurrenzdemokratischen Regierungssystems plä-
diert.29

Hans-Olaf Henkel, der frühere Präsident des BDI,
forderte 1998 die Abschaffung der Zustimmungs-
gesetze.30 Die Bertelsmann-Kommission „Verfas-
sungspolitik und Regierungsfähigkeit“ machte im
Jahr 2000 den Vorschlag, für Abstimmungen im
Bundesrat von dem Erfordernis der absoluten Mehr-
heit aller Bundesratsstimmen (Art. 52 III GG) abzu-
gehen und Entscheidungen im Bundesrat künftig
mit relativer Mehrheit zu treffen.31 Die Regierung
Schröder schloss sich diesem Vorschlag an. Im Jahr
2002 regte eine Expertenkommission unter der Lei-
tung des Liberalen Otto Graf Lambsdorff an, die
Mitglieder des Bundesrates künftig von den Landta-
gen wählen zu lassen und ihnen bei der Abstimmung
die freie Stimmenabgabe zu gewähren.32

Derartige Reformmaßnahmen hätten erhebliche
Konsequenzen für die politische Stellung des Bun-
desrats. So würde ihn z. B. die völlige Abschaffung
der Zustimmungsgesetze auf ein bloß suspensives
Veto beschränken. Der Bundestag könnte alle Ein-
sprüche der Länderkammer zurückweisen. Die Kor-
rektivfunktion des Bundesrates wäre faktisch besei-
tigt, so dass man sich gerade unter Effizienzaspekten
fragen müsste, wozu man dieses Staatsorgan dann
überhaupt noch braucht. Man denke nur an das
Schicksal des Bayerischen Senats, der 1999 als
Ergebnis eines Volksentscheids abgeschafft wurde.

27 Vgl. F. Decker/J. von Blumenthal (Anm. 9), S. 145.

28 Vgl. Roland Sturm, Vorbilder für eine Bundesratsre-
form? Lehren aus den Erfahrungen der Verfassungspraxis
Zweiter Kammern, in: ZParl, (2002) 1, S. 166–179.
29 Vgl. Hartmut Klatt, Plädoyer für einen Wettbewerbs-
föderalismus, in: Rainhard C. Meier-Walser/Gerhard Hir-
scher (Hrsg.), Krise und Reform des Föderalismus, München
1999, S. 64–78; Rainer-Olaf Schultze, Föderalismusreform in
Deutschland. Widersprüche–Ansätze– Hoffnungen, in: Zeit-
schrift für Politikwissenschaft (ZfP), (1999) 2, S. 173–194.
30 Vgl. Olaf Henkel, in: FAZ vom 2. 1. 1998, S. 13.
31 Vgl. Bertelsmann-Kommission „Verfassungspolitik und
Regierungsfähigkeit“, Entflechtung 2005, Gütersloh 2000,
S. 30.
32 Vgl. Friedrich-Naumann-Stiftung, Für einen reformfä-
higen Bundesstaat: Landtage stärken, Bundesrat erneuern.
Vorschläge einer Expertenkommission unter Vorsitz von Dr.
Otto Graf Lambsdorff, Berlin 2002.
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Ein Reformmodell, das eine indirekte Wahl und
ein freies Mandat der Bundesratsmitglieder
anstrebt, schafft den Bundesrat in seiner bisheri-
gen Form ab und ersetzt ihn faktisch durch einen
Senat nach amerikanischem Vorbild. Eine Senats-
lösung würde aber leicht dazu führen, dass die
zweite Kammer ein bloß verkleinertes Abbild des
Bundestages darstellt. Es käme zu genau densel-
ben parteipolitischen Konflikten, die bereits pri-
mär die Arbeit des Bundestages kennzeichnen.

Bevor man daher über eine institutionelle Reform
des Bundesrats nachdenkt, sollten zunächst dieje-
nigen Entwicklungen gebremst werden, die über-
haupt erst zu der derzeitigen Situation geführt
haben. Dazu gehört zum einen die Vielzahl der
Landtagswahltermine. Seit der Wiedervereinigung
gibt es in Deutschland nicht mehr 11, sondern 16
Landtagswahlen, die faktisch einen Dauerwahl-
kampf verursachen. Eine Reduzierung der Zahl
der Bundesländer durch die Fusion einiger kleine-
rer Länder ergibt also nicht nur aus ökonomischer
Sicht Sinn. Da es in der Frage der Länderneuglie-
derung allerdings kaum überwindbare Wider-
stände gibt, könnte man zumindest darüber nach-
denken, die Wahltermine so zu koordinieren, dass
sich Landtagswahlkämpfe auf ein paar Termine in
der Legislaturperiode des Bundestags beschrän-
ken. Der FDP-Vorsitzende Guido Westerwelle hat
bereits den Vorschlag gemacht, nach US-amerika-
nischem Vorbild einen einzigen, für Bund, Länder
und Kommunen gemeinsamen Wahltag im Jahr
festzulegen. Die Parteien müssten dann nicht stän-
dig Wahlkampf betreiben, und sie bräuchten auch
nicht permanent den Wettbewerb mit dem politi-
schen Gegner betonen. Dabei wäre freilich die
Gefahr in Kauf zu nehmen, dass dann die Land-
tagswahlen verstärkt durch bundespolitische Fak-
toren bestimmt würden.

Zum anderen sollte die im Jahr 1969 begonnene
Fehlentwicklung rückgängig gemacht werden, die
den Ländern eigenständige Kompetenzen genom-
men und sie vordergründig durch Zustimmungsge-
setze im Bundesrat kompensiert hat. Die Aushöh-
lung der Gesetzgebungskompetenzen der Länder
ist eine der Hauptursachen für die Zunahme der
Zustimmungsgesetze und damit zugleich für die

Stärkung der Vetomacht des Bundesrats. Wün-
schenswert wäre daher nicht unbedingt eine
Abmagerungskur für den Bundesrat, sondern eine
Stärkung der Länderparlamente. Die Gesetzge-
bungskompetenzen der Länder könnten auf vielen
Gebieten verbessert werden, z. B. im Bereich der
konkurrierenden Gesetzgebung. Die fraktions-
übergreifende Enquete-Kommission „Föderalis-
mus“ des Bayerischen Landtags hat hierzu bereits
im Jahr 2002 eine Reihe von Vorschlägen unter-
breitet.33 Freilich ist eine solche Stärkung der Län-
derparlamente nicht einfach. Viele kleine, finanz-
schwache Länder sind an einer Stärkung ihrer
legislativen Kompetenzen gar nicht wirklich inte-
ressiert.

Der Grundwiderspruch zwischen parlamentari-
schem Mehrheitsentscheid und föderativer Kon-
sensfindung, den Gerhard Lehmbruch im Bundes-
rat diagnostizierte,34 wird sich ohnehin nicht
aufheben lassen. Trotz seiner föderal angelegten
Struktur bleibt der Bundesrat ein politisches
Organ, in dem sich eben föderale und parteien-
staatliche Elemente überlagern. Nach Art. 21 GG
wirken die politischen Parteien an der politischen
Willensbildung des Volkes mit. Das Engagement
der Parteien ist deshalb auch im Bundesrat legitim.
Unterhalb der Schwelle der hochpolitischen Fra-
gen erlebt man im Bundesrat ohnehin „gemischte
Mehrheiten“. Insbesondere wird die parteipoliti-
sche Orientierung oft von landespolitischen oder
regionalen Interessen in den Hintergrund ge-
drängt. Angesichts dieser zusätzlichen Konflikt-
linien ist es eigentlich erstaunlich, dass es im
Bundesrat in den vergangenen 55 Jahren nur aus-
nahmsweise zu Blockaden gekommen ist. Alles in
allem haben sich die Konsensmechanismen offen-
sichtlich besser bewährt, als dies in der Öffentlich-
keit wahrgenommen wird. Das mag daran liegen,
dass Streit und Blockade in der Mediendemokratie
weit mehr Aufsehen erregen als Einigung und
Kompromiss. Aber der Alltag im Bundesrat ist
eben wenig spektakulär. Er ist eher langweilig.

33 Vgl. Bayerischer Landtag (Hrsg.), Reform des Födera-
lismus – Stärkung der Landesparlamente. Bericht der En-
quete-Kommission des Bayerischen Landtags, Stamsried
2002.
34 Vgl. G. Lehmbruch (Anm. 19).
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Sven Leunig

Länder- versus Parteiinteressen im Bundesrat
Realer Dualismus oder fiktive Differenzierung?

Der Streit um die „Parteipolitisierung“ des Bun-
desrates ist, auch wenn die gegenwärtigen Mehr-
heitsverhältnisse im Bundesrat ihn wieder einmal
auf die politische Agenda bringen, nicht neu.
Bereits zu Zeiten der sozial-liberalen Regierung
Schmidt/Genscher Mitte der siebziger Jahre haben
es die von den Oppositionsparteien im Bund
regierten Länder mit ihrer Stimmenmehrheit im
Bundesrat erfolgreich verstanden, eine Reihe von
hochpolitischen Gesetzen im Sinne ihrer (Bun-
des-)Parteien zu verändern. Dabei stand zunächst
die Frage im Mittelpunkt der Diskussion, ob die
Landesregierungen ihr Stimmverhalten im Bun-
desrat überhaupt parteipolitisch begründen dürf-
ten und sich nicht vielmehr auf „Landesinteres-
sen“ zu beschränken hätten.1 In der zweiten und
dritten Phase divergierender Mehrheiten von
1990/91 bis 1998 und sodann seit 1999 schien diese
Frage grundsätzlich zugunsten eines – auch – par-
teipolitisch agierenden Bundesrats entschieden,
jedenfalls soweit es die Staatsrechtslehre betraf.2

Erstaunlicherweise wurde diese Wende von Teilen
der Politikwissenschaft und der „veröffentlichten
Meinung“ nicht mitvollzogen. So finden sich noch
in aktuellen Beiträgen in Fachzeitschriften Aussa-
gen wie „Während der Bundesrat Länderinteres-
sen vertreten und sich seine Vetomacht auf Fra-
gen, die den Kernbereich der Länderinteressen
berühren, beschränken soll, vertritt er zumindest
in wichtigen Sachfragen regelmäßig Parteiinteres-
sen“3, und Sätze wie „Länderinteressen, die zu
wahren der Bundesrat eigentlich die Aufgabe hat,

stehen bei dessen Arbeit selten im Vordergrund –
sondern Parteibeschlüsse“4 sind bei Medienvertre-
tern nicht selten anzutreffen. Zwar geht es in der
seit Mitte der neunziger Jahre andauernden Dis-
kussion vor allem um die drohende „Blockade“
der Bundesgesetzgebung durch einen „oppositio-
nellen“ Bundesrat.5 Kennzeichen beider Debatten
ist aber nach wie vor, dass von der Existenz quasi
„objektiver“ Länderinteressen ausgegangen wird,
die von (bundes)parteipolitischen Interessen der
Landesregierungen verdrängt zu werden drohen.6

Angesichts dessen, dass sich in den Landesverfas-
sungen naturgemäß keinerlei Aussagen über die
jeweiligen Interessen eines Landes finden lassen,
verbleibt die Definitionshoheit über diese bei den
Landesregierungen. Damit stellt sich die Frage, ob
sich aus der Perspektive der ihrerseits aus Parteien
zusammengesetzten Landesregierungen nicht auch
solche Entscheidungen als dem Landesinteresse
gemäß definieren lassen, die dem ersten Augen-
schein nach (bundes)parteipolitischer Natur sind.
Diese Frage steht im Mittelpunkt der folgenden
Überlegungen.

Die Beteiligung des Bundesrates
an der Gesetzgebung

Über den Bundesrat „wirken die Länder bei der
Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes (. . .)
mit“7. Unter den „Ländern“ sind, wie aus Art. 51 I
1 GG hervorgeht, wiederum die Landesregierun-
gen zu verstehen. Die beiden Elemente ihrer Mit-
wirkung sind in den Artikeln 76 ff. (Gesetzgebung)
bzw. 84 II und IV, 114 und vor allem Art. 80 (Ver-
waltung) konkretisiert. Relevant in unserem

Professor Stefan Immerfall und Dr. Gudrun Heinrich sei
herzlich für hilfreiche Anmerkungen und Anregungen ge-
dankt.
1 Der Diskurs findet sich pointiert in den Beiträgen des da-
maligen Parlamentarischen Geschäftsführers der SPD-Bun-
destagsfraktion, Gerhard Jahn, und des damaligen Beauf-
tragen des Landes Rheinland-Pfalz, Roman Herzog, wieder,
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZParl), 7 (1976) 3,
S. 293.
2 So der Tenor der überwiegenden Zahl aller Ver-
öffentlichungen zum Staatsrecht der Bundesrepublik
Deutschland, vgl. z. B. Ulrich Battis/Christoph Gusy, Ein-
führung in das Staatsrecht, Heidelberg 19913, § 4 Rdnr. 166;
Roman Herzog, Stellung des Bundesrates im demokratischen
Bundesstaat, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Hand-
buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Hei-
delberg 1987, Bd. II, § 44 Rdnr. 16 ff.
3 Gerd Andreas Strohmeier, Zwischen Gewaltenteilung
und Reformstau: Wie viele Vetospieler braucht das Land?, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte (APuZ), B 51/2003, S. 20.

4 Sebastian Lovenz, Einen New Deal denken, in: Freitag
vom 4. 10. 2002.
5 Vgl. Henning Böhne, Die blockierte Republik, Hamburg
1998.
6 Vgl. Alfred Rührmair, Der Bundesrat zwischen Verfas-
sungsauftrag, Politik und Länderinteressen, Reihe: Beiträge
zum Parlamentsrecht, Band 50, Berlin 2001; Uwe Jun, § 14
Der Bundesrat, in: Raban Graf von Westphalen (Hrsg.),
Deutsches Regierungssystem, München–Wien 2001, S. 339 –
362.
7 Art. 50 GG.
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Zusammenhang ist vor allem die Beteiligung des
Bundesrates an der Gesetzgebung.

Der Bundesrat verfügt über ein Initiativrecht und ist
zu allen Gesetzesinitiativen der Bundesregierung zu
hören (Art. 76 GG). Hat der Bundestag einen
Gesetzesbeschluss gefasst, so ist dieser dem Bundes-
rat vorzulegen, der – je nach Charakter des Gesetzes
– entweder Einspruch einlegen oder die Zustim-
mung verweigern kann. In letzterem Fall ist ein sol-
ches Gesetz endgültig gescheitert (Art. 77 GG).

Die Entscheidung, ob eine Initiative in den Bun-
desrat eingebracht, Einspruch gegen einen Geset-
zesbeschluss eingelegt oder einem Beschluss die
Zustimmung verweigert werden soll, wird – wie
alle Beschlüsse des Bundesrates – mit der Mehr-
heit seiner Stimmen gefällt, wobei die Stimmen
eines Landes einheitlich abgegeben werden müs-
sen (Art. 52 III GG).8 Das heißt, es obliegt der ein-
zelnen Landesregierung, sich im Vorfeld der
Abstimmung intern darüber zu verständigen, wel-
ches Votum sie im Plenum des Bundesrates abge-
ben will. Der Streit über die Parteipolitisierung
des Bundesrates entzündete sich daran, inwieweit
eine Landesregierung sich bei dieser Entschei-
dungsfindung allein von so genannten „Landesin-
teressen“ leiten lassen müsse oder ob sie (auch)
die (bundes)politischen Interessen der sie bilden-
den Parteien berücksichtigen dürfe.

Das Grundgesetz selbst schweigt sich über die
Motive, die die Landesregierungen zu ihren jeweili-
gen Entscheidungen bewegen können, wohlweislich
aus. Einmal abgesehen davon, dass eine solche Fest-
legung verfassungsstrukturell nicht üblich wäre,
würde sich darüber hinaus die Frage stellen, ob und
inwieweit diese Motive abstrakt zu definieren wären.

Der Bundesrat als Hüter der
Länderinteressen

Dass ein Staatsorgan, das sich aus Vertretern der
Landesregierungen zusammensetzt, primär die
Interessen dieser Länder in die Bundesgesetzge-
bung einbringen soll, war und ist unbestritten.
Gleichwohl ist der Bundesrat kein „Gemein-
schaftsorgan der Länder zur Vertretung ihrer Län-
derinteressen“; er soll vielmehr „Bundes- und Län-
derinteressen in möglichste Übereinstimmung“
bringen.9 Die Länder müssen also sowohl ihre
eigenen Interessen als auch die des Bundes „im

Blick“ haben. In jedem Fall stellt sich die Frage,
welches diese „Landesinteressen“ sind, und vor
allem, wer darüber entscheidet, was im Interesse
eines Landes liegt, und was nicht.

Verfolgt man die Diskussion der letzten 30 Jahre,
so kann man den Eindruck gewinnen, es gäbe tat-
sächlich quasi „objektive“ Landesinteressen.
Danach lassen sich zwei Arten von Landesinteres-
sen unterscheiden:

– landesspezifische Interessen: Diese werden zum
einen im Wesentlichen an den wirtschaftsgeogra-
phischen Bedingungen eines Landes festgemacht.
Handelt es sich um ein Küstenland, so wird es
Interesse an der Förderung des Schiffbaues durch
den Bund haben. Ist der Weinbau ein besonderer
Wirtschaftsfaktor, so sind beispielsweise umwelt-
politische Maßnahmen, die diesen möglicherweise
einschränken, nicht im Sinne des Landes, und so
weiter.10 Zum anderen ist die finanzielle Situation
eines Landes ein wesentlicher Bestimmungsfaktor
seines Interesses: Sind die Landeskassen leer, wird
es sich verstärkt um Bundesmittel bemühen. Ein
„reiches“ Land hingegen wird eher darauf achten
(können), den „goldenen Zügeln“ des Bundes zu
entgehen, die ihm die Annahme der häufig mit
konkreten wirtschafts- oder fiskalpolitischen Auf-
lagen verbundenen Mittel anlegen würde. Auf-
grund dieser – im wörtlichen Sinne – in der
„Natur“ des Landes oder aber seiner Wirtschafts-
struktur liegenden Gründe kam und kommt es
auch immer wieder zu Interessenkoalitionen zwi-
schen den Ländern.

– föderale Interessen: Damit sind diejenigen
Interessen gemeint, die allen Ländern im Verhält-
nis zum Bund gemein sind. Da ist zunächst das
Interesse aller Länder, Bundesgesetze mit finan-
ziellen Auswirkungen – sprich: Ausgabenerhöhun-
gen – für ihre Landeskassen oder die ihrer Kom-
munen zu vermeiden. Hier stehen sie zumeist
geschlossen dem Bund gegenüber. Sodann sind
alle Konflikte über die Auslegung der jeweiligen
Kompetenzen von Bund und Ländern zu nennen,
die, werden sie nicht politisch entschieden, letzt-
lich als klassische Bund-Länder-Konflikte vor dem
Bundesverfassungsgericht enden. Auch Konflikte
über die Ausdehnung von Bundeskompetenzen zu
Lasten der Länder wären denkbar, sind in der Pra-
xis allerdings überraschend selten – bekanntlich
hat ja nicht zuletzt die bereitwillige Überantwor-
tung legislativer Kompetenzen der Länder an den
Bund zur Ausdehnung der Zustimmungsgesetze
geführt.

Gleichwohl bleiben diese Kriterien zum einen not-
wendigerweise abstrakt, sie bedürfen der steten

8 Die einzelnen Länder verfügen – je nach Bevölkerungs-
zahl – über drei bis sechs Stimmen, Art. 51 II GG.
9 Karl-Heinz Seifert/Dieter Hömig, Grundgesetz für die
Bundesrepublik Deutschland. Taschenkommentar, Baden-
Baden 19945, Artikel 50, Rdnr. 2. 10 Vgl. in diesem Sinne R. Herzog (Anm. 1), S. 300.
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Konkretisierung dessen, was im jeweiligen Einzel-
fall als Landesinteresse zu verstehen ist. Hinzu
kommt, dass nicht selten Kollisionen zwischen ein-
zelnen Landesinteressen denkbar sind, die gelöst
werden müssen. Insofern muss es zwangsläufig der
jeweiligen Landesregierung und den sie stützenden
Fraktionen überlassen bleiben, die „abstrakten
Hülsen“ der Landesinteressen auszufüllen und
einen Ausgleich im jeweils aktuellen Fall ihrer
Stellungnahme zu einem Bundesgesetz herzu-
stellen.

Parteipolitik im Bundesrat

Ungeachtet dessen, dass letztendlich die Landesre-
gierungen allein darüber entscheiden, was das
Landesinteresse im konkreten Fall ist, wird dieses
in der Diskussion doch stets klar von so genannten
„parteipolitischen Interessen“ unterschieden. Was
aber sind „parteipolitische Interessen“?

Angesichts dessen, dass sich der Vorwurf, im Bun-
desrat Parteipolitik zu betreiben, naturgemäß an
die Landesregierungen richten muss, können
damit nur die Interessen der jeweiligen Landespar-
teien gemeint sein, die diese Regierungen stellen.
Aufgrund des auf Bundes- und Landesebene weit-
gehend kongruenten Parteiensystems in Deutsch-
land11 und der engen Verzahnung der jeweiligen
Bundes- und Landesparteiorganisationen wird die-
sen tatsächlich aber nicht etwa vorgeworfen, „Lan-
desparteipolitik“ zu betreiben. Eine solche scheint
es weder in der Vorstellungswelt vieler Publizisten
und Politiker, Staatsrechtler und Politologen noch
in der Praxis zu geben, worüber noch zu reden sein
wird.12 Insofern ist beim Vorwurf der „Parteipoli-
tik“ vielmehr stets unausgesprochen die „Bundes“-
Parteipolitik gemeint. Diese zu betreiben, so der
Vorwurf der Kritiker, sei nicht Sache der Landesre-
gierungen bzw. ihrer Parteien. Ebenso wenig legi-

tim sei es, wenn die Bundeszentralen der Parteien
versuchten, ihre Landesparteien im Sinne ihrer
politischen Vorstellungen zu instrumentalisieren.

Gleichwohl scheint mit dieser Kritik, obgleich
stets allgemein formuliert, keineswegs die gesamte
„Parteipolitik“ gemeint zu sein, wie man bei
genauer Betrachtung der Debatten der siebziger
und neunziger Jahren feststellen kann. Verwerf-
lich, so gewinnt man den Eindruck, ist nur der
Versuch der jeweiligen Bundestagsopposition, bei
divergierenden Mehrheiten13 „die politischen Vor-
stellungen, für die sie einen Mehrheitsauftrag in
den Wahlen nicht erlangen konnte, auf dem
Umweg über den Bundesrat durchzusetzen“14.
Schon die Begründung von der Mehrheitsmeinung
des Bundestags abweichender Positionen durch
den Bundesrat mit anderen parteipolitischen
Grundauffassungen missfiel den Kritikern.15 Dass
natürlich auch die jeweilige Bundestagsmehrheit
versucht, „ihre“ Länder hinter sich zu scharen,
scheint weitaus weniger anrüchig und wird höchs-
tens dann kritisiert, wenn die „R-Länder“ (also
diejenigen, deren Regierungen ausschließlich aus
Parteien bestehen, die im Bund die Regierung stel-
len) dabei eigene „Landesinteressen“ im oben
definierten Sinne außer Acht lassen. Dabei spielt
es auch keine Rolle, welche Mehrheitsverhältnisse
vorherrschen – dass die SPD/FDP-Koalition in
den siebziger Jahren versucht hat, die R-Länder
auf ihre Seite zu ziehen, wurde ebenso selten kriti-
siert wie das „regierungsfreundliche“ Verhalten
der R-Länder während der ersten beiden Amtszei-
ten Bundeskanzler Helmut Kohls, als von 1983 bis
1990 gleichgerichtete Mehrheiten in Bundestag
und Bundesrat herrschten.16

Auf der anderen Seite scheint auch die Orientie-
rung der O-Länder (also jener Länder, in denen
die Regierung ausschließlich von Parteien gestellt
wird, die sich in der Bundestagsopposition befin-
den) dann nicht problematisch zu sein, wenn sie

11 Regionalparteien mit konstanter Vertretung in den Län-
derparlamenten ohne – zumindest angestrebte – Repräsen-
tanz im Bundestag gibt es mit Ausnahme des Süd-
schleswigschen Wählerverbandes (SSW), der die dänische
Minderheit in Schleswig-Holstein vertritt, in Deutschland
praktisch nicht. Anderen Gruppen, wie der STATT-Partei in
Hamburg oder dem Bündnis „Arbeit für Bremen“, war bis-
lang nur ein kurzes parlamentarisches Leben beschieden.
CSU und PDS dagegen sind im hier verstandenen Sinne keine
Regionalparteien, da sie dezidiert bundespolitischen Einfluss
anstreben und auch nicht ausschließlich die Interessen einer
bestimmten Region vertreten wollen.
12 So ist es wohl geradezu symptomatisch, dass sich dieser
Begriff nicht im Duden finden lässt und auch eine willkür-
liche Internet-Recherche nur ein einziges (!) Suchergebnis
zutage fördert.

13 Zwischen 1972 und 1982 besaßen die von den damaligen
Oppositionsparteien CDU und CSU geführten Landesregie-
rungen eine absolute bzw. relative (1. 3. 1977 – 21. 6. 1978)
Mehrheit. Eine fortlaufend aktualisierte Darstellung der
Mehrheitsverhältnisse seit 1949 findet sich auf http://
de.geocities.com/svenleunig/.
14 So der ehemalige SPD-Justizminister G. Jahn (Anm. 1),
293.
15 Vgl. ebd., S. 294.
16 Dass diese parteiinterne Koordination im Übrigen kei-
neswegs immer gelingt, steht auf einem anderen Blatt und soll
in diesem Zusammenhang nicht eingehender diskutiert wer-
den. Verwiesen sei hier nur auf die ausführlichen Fallstudien
in Sven Leunig, Föderale Verhandlungen. Bundesrat, Bun-
destag und Bundesregierung im Gesetzgebungsprozess,
Frankfurt/M.–New York 2003, sowie zusammenfassend ders.,
Öl oder Sand im Getriebe? Der Einfluss der Parteipolitik auf
den Bundesrat als Veto-Player im Gesetzgebungsverfahren,
in: ZParl, 34 (2003) 4, S. 778 – 791.
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sich aus eben diesen Gründen für eine Gesetzes-
vorlage der Bundesregierung aussprechen. Dies
mag auf den ersten Blick unwahrscheinlich sein,
geht man von einem konfrontativen Oppositions-
stil aus. Entsprechende Untersuchungen haben
allerdings gezeigt, dass in der Bundesrepublik
ein kooperativer Politikstil der Opposition – und
damit häufig auch der O-Länder – überwiegt,
bei dem eine Unterstützung der Bundesregie-
rung, zumal in weitgehend unstrittigen und
wenig öffentlichkeitswirksamen Fällen, nicht sel-
ten ist.17

Das Verhältnis von Parteipolitik und
Länderinteressen

Wie bereits ausgeführt, wurde den Ländern im
Verlauf der Diskussion zumindest in der staats-
rechtlichen Literatur und ebenso in Teilen der
Politikwissenschaft durchaus zugestanden, ihre
Entscheidungen auch parteipolitisch begründen zu
dürfen. Hieß es zu Beginn der Debatte noch,
Grundlage der Entscheidungen im Bundesrat
müssten „die besonderen Erfahrungen, Einsichten,
Bedürfnisse der Verwaltung“ sowie „das beson-
dere Verhältnis zwischen Bund und Ländern“
sein18 und der Bundesrat habe als „Hüter der
partikularistischen Länderinteressen“19 zu wirken,
argumentierte die Gegenseite mit der – bereits
erwähnten – Realität des kongruenten Parteien-
staats, in dem sich der Parteienwettbewerb im
Bund naturgemäß auch auf die Entscheidungsfin-
dung im Bundesrat auswirken müsse.20 „Eine Ver-
fassung“, so der damalige Beauftragte des Landes
Rheinland-Pfalz im Bundesrat, Roman Herzog,
„die ein Verfassungsorgan wie den Bundesrat aus
Landesministern, d. h. aus hohen Landespolitikern
(. . .), zusammensetzt (. . .), nimmt zumindest in
Kauf (. . .), dass dieses Organ dann in bestimmten
Bereichen (. . .) politisch entscheidet“21, wobei
unter „politischen“ Entscheidungen hier parteipo-
litische zu verstehen sind. Überdies sei der Bun-
desrat zwar aus Ländern zusammengesetzt, gleich-
wohl aber ein „Bundesorgan“, das – bei aller
Berücksichtigung landespolitischer Interessen –
immer auch die Auswirkungen seiner Beschlüsse

auf den Bund im Auge haben müsse. Diese Posi-
tion setzte sich in der Staatsrechtslehre schließlich
durch.22

Parteipolitik im Landesinteresse

Obwohl also das Verhältnis zwischen Landesinte-
ressen und Parteipolitik etwas „entspannter“
wurde, hielten Forschung, Politik und öffentliche
Meinung weiter an der grundsätzlichen Unterschei-
dung von beidem fest – und das, obwohl es nicht an
Stimmen gefehlt hatte, die schon früh auf das Pro-
blem dieser Differenzierung hingewiesen hatten.23

Zum einen muss man sich vor Augen führen, dass
in vielen Fällen, in denen den Ländern parteipoliti-
sche Positionierungen vorgeworfen werden, zumin-
dest auch originäre Landesinteressen im oben defi-
nierten Sinn vorliegen. So gibt es kaum ein Gesetz,
dass nicht direkt oder indirekt Kosten für die Län-
der erzeugt. Dies wird zum Beispiel beim jüngst
verabschiedeten und zuvor parteipolitisch umstrit-
tenen Zuwanderungsgesetz deutlich. Zwar wurde
die ablehnende Haltung der CDU- bzw. CSU-
geführten Länder gegenüber dem Gesetzentwurf
tatsächlich überwiegend mit grundsätzlichen pro-
grammatischen Positionen ihrer Parteien begrün-
det. Gleichwohl lassen sich bei genauer Betrach-
tung auch bei diesem scheinbar eindeutig
bundespolitischen Thema originäre Landesinteres-
sen erkennen, die auch deutlich gemacht wurden:
So wies der saarländische Ministerpräsident Mül-
ler (CDU) in seiner Rede im Bundestag anlässlich
der Verabschiedung des Gesetzes darauf hin, dass
auch die Frage, in welchem Maße sich Bund und
Länder die Kosten der Integration teilen, eine
Rolle bei den Verhandlungen gespielt habe.24

Aber selbst wenn man diesem Punkt im Rahmen
der gesamten Debatte einen eher marginalen Stel-
lenwert zumisst, bildet der Aspekt der finanziellen
Betroffenheit der Länder doch eine Brücke zur
generellen Legitimierung parteipolitischer Be-
gründungen von Länderpositionen. Die Beachtung
der finanziellen Interessen des Landes resultiert
schließlich aus der Verpflichtung jeder Landes-
regierung, die Bedürfnisse seiner Bevölkerung in

17 Vgl. Klaus von Beyme, Das politische System der
Bundesrepublik Deutschland, Opladen– Wiesbaden 2001,
S. 299 ff.
18 G. Jahn (Anm. 1), S. 294.
19 Hans Hugo Klein, Parteipolitik im Bundesrat, in: Die
öffentliche Verwaltung (DÖV), (1971), S. 325 ff.
20 Vgl. Heidrun Abromeit, Die Funktion des Bundesrates
und der Streit um seine Politisierung, in: ZParl, 13 (1982) 4,
S. 465.
21 R. Herzog (Anm. 1), S. 302.

22 Vgl. Frank Borchardt, Die Zulässigkeit parteipolitischen
Verhaltens im Bundesrat, Münster–Hamburg–London 2002.
23 Vgl. dazu. die Argumentation von R. Herzog (Anm. 1),
S. 300 f.
24 Vgl. Peter Müller, Es ist ein Zuwanderungsbe-
grenzungsgesetz. Dokumentation der Debatte zum Abschluss
der Verhandlungen über das Zuwanderungsgesetz. 118. Sit-
zung des 15. Deutschen Bundestages am 1. Juli 2004, in: Das
Parlament vom 5. 7. 2004, S. 23.
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ihrer Gesamtheit zu berücksichtigen. Dies weist
auf die Verantwortlichkeit der Landesregierung
zunächst gegenüber den sie stützenden Fraktionen
bzw. Parteien im Landtag und dieser wiederum
gegenüber ihren Wählern hin. Auch hier ist eine
Argumentation im Rahmen der Zuwanderungsde-
batte von Interesse: In der Begründung seines
Stimmverhaltens im Bundesrat am 22. März 2002
wies der Innenminister des Landes Brandenburg,
Jörg Schönbohm (CDU), darauf hin, das Land sei
auch insofern von den Regelungen des Zuwande-
rungsgesetzes betroffen, als dieses Auswirkungen
auf „die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, Krimi-
nalität und Ausländerextremismus“25 habe. Die
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit kann man
gewiss nicht als „spezifisches“, originäres Interes-
sen des Landes Brandenburg oder auch nur allge-
meines, föderales Landesinteresse verstehen. Die
Betroffenheit des Landes wird vielmehr nur ver-
ständlich, wenn man die Gesamtverantwortung
einer Landesregierung für die Bedürfnisse ihrer
Bevölkerung als Bestimmungsfaktor des Landesin-
teresses betrachtet.26 Dies bestätigte auch Schön-
bohm mit seiner Schlussbemerkung, es ginge „bei
diesem Gesetz (. . .) nicht um spezifische Landes-
interessen Brandenburgs, aus denen sich eine
Abstimmung in der einen oder anderen Weise
begründen ließe; es geht um die Frage, wie über
ein Gesetz, das auf Bundesebene und für unser
Land Bedeutung hat, abgestimmt wird“27.

Woran kann, woran muss sich die Landesregierung
bei der Bewertung der positiven oder negativen
Folgen eines Gesetzes auf ihre Bürger orientieren?
Im Sinne einer konsistenten Regierungspolitik
kann dies hier sinnvollerweise nur ihre generelle
Programmatik sein, niedergelegt in ihrer Regie-
rungserklärung, basierend auf dem Programm
bzw. den Programmen der sie bildenden Par-
tei(en). Zwar trifft es zu, dass speziell die Regie-
rungserklärungen der Landesregierungen sich im
Wesentlichen auf die Bereiche beziehen, die in die
Kompetenz der Länder fallen. Gleichwohl lassen
sich daraus aber auch Konsequenzen für die Posi-
tionierung der Landesregierungen im Bundesrat

ziehen: Eine Landesregierung, die ihre Wirt-
schaftspolitik an liberalen Grundsätzen orientiert,
wird dirigistischen Maßnahmen in einem Bundes-
gesetz kaum zustimmen können. Eine Partei, die
in ihrem Land durch entsprechende Maßnahmen
beispielsweise der Integration der dort lebenden
ausländischen Mitbürger den Vorzug vor der Auf-
nahme neuer Immigranten gibt, kann im Bundes-
rat schlechterdings einem weiteren Zuzug von
Ausländern nicht zustimmen, ohne bei ihren Wäh-
lern unglaubwürdig zu werden. Hinzu kommt, dass
aufgrund der proaktiv gestellten Frage bei Zustim-
mungsgesetzen die Enthaltung eines Landes bei
vermeintlich die Länder nicht betreffenden Geset-
zen faktisch die Zustimmung zu dem betreffenden
Gesetz bedeuten würde.28 Die O-Länder müssten
also einem Gesetz zustimmen, das ihre Regie-
rungsmitglieder als Parteivertreter ablehnen bzw.
damit auch die Mehrheit ihrer Landeswählerschaft
nicht wollen kann!

Schließlich enthalten die Wahlprogramme der Par-
teien zu Landtagswahlen nicht selten dezidiert
bundespolitische Forderungen, die – unabhängig
davon, ob der Wähler diesen Unterschied nun
erkennt oder nicht – durch die Landesregierung
selbst bei einem Wahlerfolg nicht umsetzbar
wären, weil sie in die Kompetenz des Bundes fal-
len. Ein Beispiel dafür sind die in allen Wahlpro-
grammen der niedersächsischen Grünen seit 1978
erhobenen atompolitischen Forderungen (Stopp
der Wiederaufbereitungspläne, Kein Endlager in
Schacht Konrad etc.). Die Landesparteien formu-
lieren also schon in ihren Wahlprogrammen bun-
despolitische Positionen, nicht zuletzt, um ihren
Wählern das Vorgehen einer von ihnen gebildeten
Regierung im Bundesrat bereits vor der Wahl zu
verdeutlichen. Auch an diesen Festlegungen wird
eine Landespartei und die von ihr gegebenenfalls
gebildete Regierung gemessen; hinter diese kann
sie nicht zurück.

Dass die in diesen Landeswahlprogrammen erho-
benen Forderungen und formulierten Positionen
mit denen ihrer jeweiligen Bundesparteien, jeden-
falls soweit sie sich auf bundespolitische Themen
beziehen, weitgehend identisch sein werden, wird
niemanden erstaunen. Daraus nun den Schluss zu
ziehen, die Landesregierungen betrieben Bundes-
politik, ist nach dem bisher Gesagten nicht über-

25 Rede des Innenministers des Landes Brandenburg Jörg
Schönbohm (CDU) zum Gesetz zur Steuerung und Begren-
zung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts
und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern
(Zuwanderungsgesetz) im Bundesrat (22. 3. 2002), in:
(www.documentArchivd.de/brd/2002/rede_schoenbohm_zu
wanderungsgesetz.html).
26 Roman Herzog drückte dies in seinem Beitrag 1976 un-
ter Bezug auf die damals diskutierte Frage des Schwanger-
schaftsabbruchs noch anschaulicher aus, indem er feststellte:
„Keiner von uns hätte sich etwa in der Frage des § 218 oder in
anderen hochpolitischen Fragen als Ministerpräsident eines
Landes vor seinen Wählern sehen lassen können, wenn er ja
gesagt hätte.“ (Anm. 1), S. 203.
27 Anm. 25.

28 Vgl. in diesem Sinne auch Everhardt Franßen, der fest-
stellt: „Mit seiner Zustimmung zu einem zustimmungs-
bedürftigen Gesetzesbeschluss des Bundestages übernimmt
der Bundesrat die politische Mitverantwortung für den ge-
samten Inhalt des so zustande gekommenen Gesetzes.“ Ders.,
Der Vermittlungsausschuss – politischer Schlichter zwischen
Bundestag und Bundesrat?, in: Hans Jochen/Helmut Simon
(Hrsg.), Die Freiheit des Anderen. Festschrift für Martin
Hirsch, Baden-Baden 1981, S. 275.
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zeugend.29 Damit wird zugleich der Argumenta-
tion der Gegner einer parteipolitischen Ausrich-
tung der Landesregierungen im Bundesrat der
Wind aus den Segeln genommen: Landesregierun-
gen betreiben, wenn sie sich an der Programmatik
ihrer Landesparteien orientieren, Landes- und
nicht „Bundesparteipolitik“. Die Ausrichtung an
landesparteipolitischen Interessen kann aber sehr
wohl als notwendiger und legitimer Teil der
Bestimmung der Landesinteressen betrachtet wer-
den. Damit fällt die bisherige Differenzierung zwi-
schen „Landes“- und „Parteiinteressen“ praktisch
weg – es sei denn, eine Landesregierung würde
sich tatsächlich ihren eigenen programmatischen
Erklärungen widersprechend im Sinne ihrer Bun-
despartei verhalten. Ob und wie oft dies der Fall
(gewesen) ist, bliebe anhand von Fallstudien zu
klären.

Fazit

Natürlich soll das bisher Dargestellte nicht ver-
schleiern, dass es sehr wohl stets Versuche seitens
der Bundesparteien von SPD und CDU gegeben
hat, ihre jeweilige parteipolitische Mehrheit im
Bundesrat zur Durchsetzung von Zielen einzuset-
zen, die sie als Bundestagsopposition nicht errei-
chen konnten. Dies war unter Helmut Kohl in den
siebziger Jahren ebenso der Fall wie in den neunzi-
ger Jahren bei Oskar Lafontaine. Auch Angela
Merkel bemüht sich immer wieder um einen
„Schulterschluss“ der CDU/CSU-geführten Län-
der zur Beeinflussung von Gesetzen der rot-grünen
Bundesregierung. Dass dies freilich nur dann
erfolgversprechend ist, wenn keine strukturellen
oder föderalen Landesinteressen dagegen spre-
chen, zeigt zuletzt der gescheiterte Versuch, eine
geschlossene Front der Oppositionsländer gegen-

über der Steuerreform 2000 zu Stande zu bringen.
Andererseits belegt das gemeinsame Vorgehen der
O-Länder bei der Gesundheitsreform 2003 und den
Arbeitsmarktreformen 2003/04 ebenso wie beim
bereits genannten Zuwanderungsgesetz, dass es
durchaus möglich ist, das Verhalten von Bundes-
tagsopposition und O-Ländern zu koordinieren.
Dass darf aber nicht zu dem Schluss verleiten, man
habe es – auch in Fällen, in denen keine strukturel-
len oder föderalen Landesinteressen vorliegen –
mit der systemwidrigen Übernahme bundespoliti-
scher Forderungen durch die Landesparteien zu
tun. Vielmehr ist hier von einer – wenig überra-
schenden – Übereinstimmung der Ziele von Bun-
des- und Landespartei auszugehen. Der immer
noch vielfach postulierte Dualismus zwischen Lan-
des- und Parteiinteressen beruht also in dieser Hin-
sicht auf einer im Grunde fiktiven Differenzierung,
die sich bei genauerer Betrachtung aufgrund der
Definitionshoheit der Landesregierungen über
„ihr“ Landesinteresse als nicht haltbar erweist. Es
gibt keine „objektive“ Unterscheidbarkeit von
Landes- und Parteiinteressen – vielmehr sind es die
Landesregierungen selbst, die in jedem Einzelfall
abwägen müssen, was im Interesse ihres Landes
liegt. Dies kann aus spezifischen oder föderalen
Faktoren resultieren, aber ebenso auch aus der Pro-
grammatik der Landesparteien. Damit bleibt die
Beachtung der Landesinteressen im bisherigen Ver-
ständnis gewahrt, wie auch die langjährige Praxis
im Bundesrat gezeigt hat. Wissenschaft, Publizistik
und Parteien sollten sich aber von dem lange
gepflegten und – soweit es die Parteien betrifft –
aus strategischen Überlegungen heraus von Zeit zu
Zeit immer wieder gern gezeichneten Bild eines
Interessendualismus zwischen Landes- und Partei-
interessen verabschieden. Dies würde vor allem der
politischen Kultur unseres Landes zugute kommen:
Es wäre ein Schritt dahin, die Bürger mit der Reali-
tät unseres politischen Systems wieder etwas zu ver-
söhnen und könnte den von Werner Patzelt so
anschaulich dargestellten „latenten Verfassungs-
konflikt“30 auflösen helfen – die Vorstellung eines
ständig von Parteien missbrauchten Verfassungsor-
gans ist dazu gewiss nicht angetan.

29 Dies gilt umso mehr, als Landesparteien in einzelnen
Bereichen durchaus andere Positionen als ihre Bundespartei
einnehmen können. Ein gutes Beispiel lässt sich – wiederum
in der Atompolitik – in den Beschlüssen der baden-württem-
bergischen SPD Ende der siebziger Jahre sehen, die – anders
als die damalige SPD-Bundesregierung – bereits dezidiert
den Ausstieg aus der Atomenergie forderte, eine Position, die
sich in der Bundes-SPD erst nach dem Regierungswechsel
1982 durchsetzen konnte.

30 Vgl. Werner J. Patzelt, Politikverdrossenheit, populäres
Parlamentsverständnis und die Aufgaben der politischen Bil-
dung, in: APuZ, B 7–8/99, S. 31–38.
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Uwe Kranenpohl

Funktionen des Bundesverfassungsgerichts
Eine politikwissenschaftliche Analyse

Dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wird in
Meinungsumfragen – und nahezu unbeeinflusst
von der öffentlichen Diskussion um kontroverse
Entscheidungen des Gerichts – unter den staatli-
chen Institutionen stets das höchste Vertrauen
entgegengebracht.1 Doch nicht allein durch diese
außergewöhnliche Legitimation ist das BVerfG
als Verfassungsorgan ein so bedeutsamer Akteur
im zentralen politischen Entscheidungssystem der
Bundesrepublik Deutschland, dass – etwas pro-
vokant – bereits die „Karlsruher Republik“
beschworen wurde.2

Trotz dieser zutreffenden Beschreibung des zen-
tralen Stellenwerts der Verfassungsgerichtsbarkeit
in der Bundesrepublik Deutschland bleiben die
eigentlichen Aufgaben des BVerfG im politischen
System seltsam schemenhaft. Auch ein Blick über
die Grenzen offenbart, dass zwar die Verfassungs-
rechtsprechung inzwischen in den meisten libera-
len Demokratien ein potenter politischer Akteur
ist,3 doch konstatieren Martin Shapiro und Alec
Stone – beide auf diesem Gebiet als führend aus-
gewiesen – lakonisch: „Indeed, comparativists
rarely know anything about law and courts.“4

Es ist also zu klären, welche Funktionen der
Verfassungsgerichtsbarkeit im politischen System
Deutschlands zuzuschreiben sind. In der folgenden
Untersuchung wird ein politikwissenschaftlicher
Ansatz vertreten. Aus staatsrechtlicher Perspek-
tive wird man manchen Befund möglicherweise
anders bewerten.

Aufgabenbereiche des BVerfG

Ein erster Ansatzpunkt, die Funktionen des
BVerfG zutreffend zu beschreiben, besteht darin,
Karlsruhe zwischen den Polen „Recht“ und „Poli-
tik“ zu verorten. Dabei wird in der Staatsrechts-
lehre zwar die politische Beschaffenheit der zu
entscheidenden Fragen eingeräumt, aber zugleich
der „unpolitische“ Gerichtscharakter der Institu-
tion – und daraus folgend das „unpolitische“
Wesen der Entscheidungsverfahren selbst – betont.
In ähnliche Richtungen weisen auch Funktionszu-
schreibungen wie „Hüter der Verfassung“.

Doch verdeutlichen zahlreiche Studien zur „Ver-
rechtlichung“, „Justizialisierung“ und „Juridifizie-
rung“ von Politik sowie zum Problem der „Politi-
sierung der Justiz“,5 dass der Ort des BVerfG
durch eine Trennung der Sphären „Recht“ und
„Politik“ nicht empirisch zutreffend beschrieben
werden kann. Dieser Versuch ist zum Scheitern
verurteilt: Einerseits versuchen politische Akteure
(z. B. die im Gesetzgebungsverfahren unterlegene
Opposition) oftmals, politische Streitfragen im
Gewande der Verfassungsstreitigkeit weiterzufüh-
ren.6 Andererseits schieben diese Akteure mitun-
ter unpopuläre Entscheidungen „vor sich her“ und
warten auf „Programmformulierungen“ durch das
BVerfG.7

Schlüssig hat Konrad Hesse postuliert, das BVerfG
habe „Anteil an der Staatsleitung“8, was in der
Staatsrechtslehre heftig kritisiert wurde. Aber die
Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit ist gerade
nicht mit der einer Fachgerichtsbarkeit für ein1 Vgl. Hans Vorländer/Gary S. Schaal, Integration durch

Institutionenvertrauen?, in: Hans Vorländer (Hrsg.), Integra-
tion durch Verfassung, Wiesbaden 2002, S. 357–364.
2 Gary S. Schaal u. a., Die Karlsruher Republik, Bonn
2000.
3 Vgl. Alexander von Brünneck, Verfassungsgerichtsbar-
keit in den westlichen Demokratien, Baden-Baden 1992. Dies
gilt auch für solche Systeme, die sich eher in der Traditions-
linie einer Volkssouveränität Rousseau’scher Prägung sehen.
Vgl. Uwe Kranenpohl, Rousseau vs. Hamilton? Volksgesetz-
gebung und Verfassungsgerichtsbarkeit im Widerstreit, in:
Karl Schmitt (Hrsg.), Herausforderungen der repräsentativen
Demokratie, Baden-Baden 2003, S. 160 f.
4 Martin Shapiro/Alec Stone, The New Constitutional Po-
litics of Europe, in: Comparative Political Studies, 26 (1993/
94), S. 397.

5 Vgl. Axel Görlitz (Hrsg.), Politische Justiz, Baden-Baden
1996; Christoph Gusy, Parlamentarischer Gesetzgeber und
Bundesverfassungsgericht, Berlin 1985; Christine Landfried,
Bundesverfassungsgericht und Gesetzgeber, Baden-Baden
1984.
6 Vgl. Klaus Stüwe, Die Opposition im Bundestag und das
Bundesverfassungsgericht, Baden-Baden 1997; Anmerkung
der Redaktion: Siehe auch den Beitrag von K. Stüwe in die-
sem Heft.
7 Vgl. Rüdiger Voigt, Recht – Spielball der Politik?, Baden-
Baden 20004, S. 139–181.
8 Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der
Bundesrepublik Deutschland, Heidelberg 199520, S. 278
(Rn. 669).
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spezifisches Rechtsgebiet gleichzusetzen, da es im
verfassungsprozessualen Verfahren letztlich ums
„große Ganze“, den Rahmen allen staatlichen
Handelns, die Steuerung des gesamten Gemein-
wesens geht. Die im Begriff „Staatsleitung“
angesprochene Mitsteuerungsfunktion der Verfas-
sungsrechtsprechung ist somit auch empirisch fest-
zustellen. Sogar die mitunter anzutreffende Kritik,
Karlsruhe drohe seinen institutionellen Charakter
als Gericht zu „sprengen“, verweist implizit auf
diese „Mitsteuerungsfunktion“. Ein politikwissen-
schaftlicher Funktionenkatalog für die Verfas-
sungsrechtsprechung vermag deshalb durchaus
Anleihen bei anderen Strukturen des politischen
Systems und den ihnen zugeschriebenen Aufgaben
zu nehmen.

Kontrolle

Kontrolle ist die offensichtliche Funktion der Ver-
fassungsrechtsprechung. Sie hat als „Hüter der Ver-
fassung“ die Aufgabe, die Einhaltung derselben zu
kontrollieren. Primärer Adressat der Kontrolle
sind die politischen Akteure. Deutlich ist dies bei
den Verfahrensarten des Organstreits oder der
föderativen Streitigkeiten, in denen Verfassungsor-
gane bzw. Bund und Länder miteinander über die
Verletzung ihrer Rechte streiten. Politische
Akteure sind aber auch bei den Normenkontrollen
sowie bei den direkt oder indirekt gegen ein Gesetz
gerichteten Verfassungsbeschwerden Hauptadres-
saten der Kontrolle, wenn die Verfassungsgerichts-
barkeit das Handeln des Gesetzgebers auf seine
Verfassungsmäßigkeit untersucht.

Angesichts ihrer umfassenden Kontrollkompeten-
zen – insbesondere in Form der Normverwerfung –
lässt sich die Verfassungsrechtsprechung unschwer
als mächtiger Vetospieler identifizieren.9 Aller-
dings widerlegen die meisten Studien zum BVerfG
die These einer über den Einzelfall hinausgehen-
den „Politisierung“ und erklären die „reformkriti-
sche“ Entscheidungspraxis der siebziger Jahre pri-
mär als Resultante der von Karlsruhe verwandten
Interpretationsmethoden und seiner vorhergehen-
den Entscheidungspraxis, an der es aus „organisa-
torischem Konservativismus“ festhielt.10

Allerdings beschränkt sich die Kontrollfunktion
des BVerfG nicht auf die Kontrolle des Gesetzge-
bers. Ähnliches erfolgt – trotz der unablässig
wiederholten Formel, das BVerfG sei keine
„Superrevisionsinstanz“11 – auch gegenüber der
Rechtsprechung der Fachgerichte. Daneben wer-
den auch gesellschaftliche Akteure einer Kontrolle
ihres Handelns unterzogen (etwa durch die „Dritt-
wirkung der Grundrechte“). Der Zugriff erfolgt
hier aber üblicherweise durch das Handeln bzw.
Unterlassen staatlicher Organe (d. h. der Verwal-
tung, v. a. aber der Gerichtsbarkeit).

Dabei ist die Kontrollfunktion aber kein Zweck an
sich, sondern dient dazu, unangemessene Eingriffe
in individuelle Freiheiten zu unterbinden. Ihr
Zweck ist damit primär das Offenhalten des politi-
schen Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zesses und der Schutz der Verfassungsordnung.
Dabei beschränkt sich die Erfüllung der Funktion
nicht auf Kontrolle durch nachträgliche Aufsicht,
sondern erfolgt auch antizipativ durch die bloße
Existenz der Verfassungsrechtsprechung und die in
der Vergangenheit dokumentierte Bereitschaft,
ihre Kompetenzen auch auszuschöpfen.

Normbezogene Funktionen

Die bereits angesprochene Normenkontrolle ist
differenziert zu betrachten. Einerseits ist zwischen
der Kontrolle einfachen Gesetzesrechts am Maß-
stab der Konstitution und der Auslegung der oft
höchst interpretationsbedürftigen Verfassungsnor-
men zu unterscheiden. Andererseits ist zu beach-
ten, dass sich das BVerfG keineswegs auf die Kon-
trolle von Normen beschränkt, sondern mitunter
auch aktiv an der Fortentwicklung der Rechts- und
Verfassungsordnung mitwirkt.

Normkontrolle und -formulierung

Im Verfahren der abstrakten und konkreten Nor-
menkontrolle, aber auch im Zuge zahlreicher Ver-
fassungsbeschwerden prüft das BVerfG formal, ob
eine Norm mit dem Grundgesetz vereinbar ist.
Eine umfangreiche Kritik am „Ersatzgesetzgeber“

9 So ging auch die deutsche Forschung früh der Frage nach,
ob das BVerfG eine „Gegenmacht“ zum Gesetzgeber sei.
Vgl. Ludger Helms, Entwicklungslinien der Verfassungsge-
richtsbarkeit in der parlamentarischen Demokratie der Bun-
desrepublik Deutschland, in: Eckhard Jesse/Konrad Löw
(Hrsg.), 50 Jahre Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1999,
S. 155–157.
10 Vgl. Ingwer Ebsen, Das Bundesverfassungsgericht als
Element gesellschaftlicher Selbstregulierung, Berlin 1985;

Göttrik Wewer, Das Bundesverfassungsgericht – eine Ge-
genregierung?, in: Bernhard Blanke/Hellmut Wollmann
(Hrsg.), Die alte Bundesrepublik, Opladen 1991, S. 310–335.
Deutlich kritischer lediglich: Gerhard Biehler, Sozialliberale
Reformgesetzgebung und Bundesverfassungsgericht, Baden-
Baden 1990. Einen Sonderfall bildet: Hans Lietzmann, Das
Bundesverfassungsgericht, Opladen 1988, der der Verfassung
– und somit auch der Verfassungsgerichtsbarkeit – die Auf-
gabe einer Verschleierung und Pazifizierung gesellschaft-
licher Antagonismen zuschreibt.
11 BVerfGE 7, 198 (207) (Lüth).
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in Karlsruhe, der anstelle der eigentlich zuständi-
gen Institutionen normformulierend tätig werde,
verweist aber auch auf die normsetzende Funktion
der Verfassungsrechtsprechung.

In wenigen, dafür aber meist aufsehenerregenden
Einzelfällen geschieht dies explizit durch Installie-
rung einer Ersatznorm.12 Oft macht das BVerfG
aber von seiner Normverwerfungskompetenz gar
keinen Gebrauch, sondern erklärt im Zuge der
„verfassungskonformen Auslegung“ eine spezifi-
sche Interpretation der Norm für verbindlich.
Damit wird es letztlich rechtssetzend tätig. Denn
Justiz und Verwaltung ist damit vorgegeben, wie
die Norm anzuwenden ist, und dem Gesetzgeber
ist der mögliche Gestaltungsspielraum, den eine
bloße Nichtigerklärung geboten hätte, entzogen.
Eine Variante stellen Unvereinbarkeitserklärun-
gen dar, die mit einem Appell an den Gesetzgeber
versehen sind, bestimmte Regelungen alsbald
zu verabschieden, um einen verfassungsgemäßen
Zustand herzustellen. Diese werden in jüngster
Zeit mit immer kürzeren Fristen an den Gesetzge-
ber verbunden.13 Normformulierend wird Karls-
ruhe schließlich auch dann tätig, wenn es lediglich
einen Vorschlag zur Schlichtung macht.14

Dabei sind Normverwerfung und Normformulie-
rung im Bereich der einfachen Gesetzgebung kom-
plementäre Erscheinungsformen der gleichen
Funktion. Der rechtssetzende Charakter der ver-
fassungskonformen Auslegung unterstreicht diese
Janusköpfigkeit. Aber selbst wenn die Verfas-
sungsrechtsprechung sich darauf beschränkt zu
prüfen, ob der Gesetzgeber bei der Verabschie-
dung der Norm gegen die Verfassung verstoßen
bzw. die Bedeutung ihrer Normen „verkannt“ hat,
vollzieht sie mitunter die Anpassung der Rechts-
ordnung an einen inzwischen eingetretenen Wan-
del des Rechtsverständnisses in Gesellschaft,
Rechtswissenschaft oder auch im BVerfG selbst.15

Verfassungsanpassung

Die Verfassungsgerichtsbarkeit erfüllt neben der
bloßen Normenkontrolle auch die Funktion der
Verfassungsanpassung, denn jede Verfassung, so
kodifiziert und rigide sie auch sein mag, weist eine
gewisse Inkohärenz auf:

– Viele ihrer Rechtsbegriffe sind relativ allge-
mein und deutungsoffen.

– Manche Fragen konnten angesichts der Mehr-
heitsverhältnisse in den verfassunggebenden Orga-
nen nicht entschieden werden, sondern wurden
lediglich durch „dilatorische Formelkompromis-
se“16 überbrückt.

– Nicht selten ergeben sich zwischen einzelnen
Verfassungsnormen logische Inkonsistenzen oder
gar Widersprüche.

– Mitunter sind auch ganze Problembereiche
nicht geregelt, weil die Fragen bei der Verabschie-
dung der Verfassung noch gar nicht bekannt waren
oder sie bewusst „ausgeklammert“ wurden.

Im politischen Prozess können somit Situationen
eintreten, in denen solche offen gebliebenen Fra-
gen entschieden, d. h. Normkonkurrenzen geklärt
bzw. Verfassungslücken geschlossen werden müs-
sen. Eine Anpassungsbedürftigkeit der Verfassung
kann sich darüber hinaus auch durch sozialen
Wandel, also veränderte Konstellationen in
Gesellschaft, Politik oder Rechtssystem, ergeben.
Dies kann sowohl in der Änderung von „objekti-
ven“ Problemlagen als auch in der Modifikation
von Werturteilen der Akteure begründet sein.17

Politische Systeme mit kodifizierter Verfassung
können dies nur begrenzt durch veränderte Staats-
praxis, stattdessen bietet sich üblicherweise der
Weg einer formellen Verfassungsänderung an. Je
nach Rigidität der Verfassung ist dieser aber mit-
unter kaum praktikabel (so etwa in den USA, wo
die Hürden so hoch sind, dass die Verfassung seit
1791 lediglich 19-mal geändert wurde). Der hier-
durch verursachte Druck, andere Wege der Verfas-
sungsanpassung zu entwickeln, mag dazu beigetra-
gen haben, dem Supreme Court die Rolle eines
„immerwährenden Verfassungskonvents“ als Re-
präsentationsorgan „aufgeklärter Präferenzen“
zuzuschreiben.18

Für das relativ rigide Grundgesetz19 übernimmt
neben dem verfassungsändernden Gesetzgeber vor
allem das BVerfG die Funktion der Verfassungsan-
passung.20 Diese erfolgt auf vierfachem Wege:

– Durch die Konkretisierung von Verfassungsnor-
men werden Lücken geschlossen und die Bedeu-

12 Vgl. BVerfGE 39,1 (Schwangerschaftsabbruch I) oder
BVerfGE 84, 9 (Ehenamen).
13 Vgl. BVerfGE 101, 158 (Finanzausgleich III) oder
BVerfGE 105, 73 (Pensionsbesteuerung).
14 Vgl. BVerfGE 104, 305 („LER“-Schlichtungsvorschlag).
15 Vgl. Manfred Schwarzmeier, Parlamentarische Mit-
steuerung, Wiesbaden 2001.

16 Carl Schmitt, Verfassungslehre, Berlin 1928, S. 31.
17 Vgl. Brun-Otto Bryde, Verfassungsentwicklung, Baden-
Baden 1982, S. 285–289.
18 Ulrich R. Haltern, Verfassungsgerichtsbarkeit, Demo-
kratie und Mißtrauen, Berlin 1998, S. 253–256.
19 Vgl. B-O. Bryde (Anm. 17), S. 42–58.
20 Die relativ hohen formalen Hürden der Verfassungsän-
derung in der Bundesrepublik Deutschland gehen allerdings
mit einer relativ großen Zahl von erfolgten Änderungen ein-
her. So wurde das GG seit 1949 51-mal geändert, wovon
knapp 200 Regelungen betroffen waren. Vgl. Andreas Busch,
Das oft geänderte Grundgesetz, in: Wolfgang Merkel/ders.
(Hrsg.), Demokratie in Ost und West, Frankfurt/M., S. 553 f.
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tungsvariabilität eingeschränkt. Dies ist insbeson-
dere bei Kompetenz- und Verfahrensvorschriften
der Staatsorgane der Fall, etwa beim „Wesentlich-
keitsgrundsatz“21.

– Fortbildung im Sinne einer Öffnung von Nor-
men für neue Bedeutungen praktiziert das BVerfG
dagegen besonders bei Regelungen, die das gesell-
schaftliche Leben betreffen,22 etwa bei der Herlei-
tung eines Grundrechts auf „informationelle
Selbstbestimmung“ aus dem Schutz der Menschen-
würde.23

– Eine Variante ist die Aktualisierung von Nor-
men im Sinne der Wiederbelebung ihrer Bedeu-
tung durch neue Problemlagen, wenn etwa Fragen
der Religionsfreiheit durch (in dieser Deutlich-
keit) neu auftretende Glaubensbekundungen oder
auch die Minderheitsposition der etablierten Kir-
chen in Ostdeutschland neue Relevanz gewin-
nen.24

– Nicht übersehen werden darf schließlich die
Neuinterpretation von Normen, die den bisher
„gültigen“ Sinn wegen eingetretener Veränderun-
gen modifiziert und bisweilen in sein Gegenteil
verwandelt.25 Dabei wird ein Wandel meist mit tat-
sächlichen Änderungen begründet, obwohl ihm
eigentlich eine Wertungsänderung durch Gesell-
schaft und BVerfG zugrunde liegt.26

Aus den vielfältigen Reaktionsmöglichkeiten
erklärt sich auch ein gewisser „Vorteil“, den die
Verfassungsgerichtsbarkeit auf Grund der Verfas-
sungsanpassung gegenüber dem verfassungsän-
dernden Gesetzgeber genießt: Im Zuge der Ak-
tualisierung oder Neuinterpretation kann sie
„geschmeidiger“ auf Veränderungen reagieren, als
es Bundestag und Bundesrat angesichts hoher for-
maler Hürden oft möglich ist.

Gesellschaftspolitische Funktionen

Schon die Funktion der Verfassungsrechtspre-
chung, Normen angesichts eingetretener Verände-
rungen anzupassen, weist deutlich darauf hin, dass
ihre Aufgaben über den engeren staatlichen
Bereich hinausweisen und in die Gesellschaft hin-

einwirken. In ihrer Entscheidungspraxis sind des-
halb zahlreiche Elemente festzustellen, die sich
über den engeren Bereich der Politik hinaus auf
das soziale Leben richten.

Integration

Gerade im Gefolge einiger sehr umstrittener Ent-
scheidungen ist dem BVerfG seit Mitte der neunzi-
ger Jahre wieder verstärkt die Aufgabe zugewie-
sen worden, für den „sozialen Kitt“ der
Gesellschaft Sorge zu tragen.27 Damit wurde eine
ältere, bis auf Rudolf Smend zurückgehende Dis-
kussion über die Absicherung der gesellschaftli-
chen Wertordnung durch Verfassung und Verfas-
sungsrechtsprechung aufgenommen. In dieser
Perspektive hat die Verfassungsgerichtsbarkeit pri-
mär die Aufgabe, Wertentscheidungen der Verfas-
sung anhand konkreter Fälle zu „aktualisieren“.28

Rudolf Smends Formel, „das Grundgesetz gilt, wie
das BVerfG es auslegt“29, verweist das Gericht
damit auf eine aktive implementierende Rolle.

Dieses „enge“ Integrationskonzept hat aber viel-
fältige Kritik erfahren. Nach Gary S. Schaal ist es
deshalb erforderlich, den Integrationsbegriff aus
der engen Smend’schen Bedeutung zu lösen und
insgesamt vier Integrationsmodi zu unterschei-
den:30

– Integration qua Wertekonsens: Das auf Smend
zurückgehende Wertaktualisierungsmodell sieht
gesellschaftliches Zusammenleben in einer Demo-
kratie nur dann als möglich an, wenn durch die
Verfassung eine vorkonstitutionelle Wertordnung
„kodifiziert“ wird.31 Aufgabe der Verfassung – und
der Verfassungsrechtsprechung als ausführender
Instanz – ist es, diese Wertentscheidungen durch
Aktualisierung in ihrem Wesensbestand zu stabili-
sieren. Damit bindet sie den politischen Prozess an
die normative Basis des Systems, also seine Legiti-
mationsgrundlage, zurück. Die Verfassungsge-
richtsbarkeit ist in dieser Perspektive primär als
„Hüter des (vorkonstitutionellen) Wertekonsen-
ses“ anzusehen.

21 BVerfGE 49, 89 (Kalkar I).
22 Vgl. B.-O. Bryde (Anm. 17), S. 279.
23 BVerfGE 65, 1 (Volkszählung).
24 Vgl. BVerfGE 108, 282 (Kopftuch Ludin) oder BVerfGE
104, 305 („LER“-Schlichtungsvorschlag).
25 Vgl. BVerfGE 90, 145 (Cannabis) oder BVerfGE 92, 1
(Sitzblockaden II).
26 Vgl. B.-O. Bryde (Anm. 17), S. 285 f.

27 Vgl. Gunnar Folke Schuppert/Christian Bumke (Hrsg.),
Bundesverfassungsgericht und gesellschaftlicher Grundkon-
sens, Baden-Baden 2000.
28 Vgl. Gary S. Schaal, Integration durch Verfassung und
Verfassungsrechtsprechung?, Berlin 2000, S. 108–135.
29 Rudolf Smend, Festvortrag zur Feier des zehnjährigen
Bestehens des Bundesverfassungsgerichts am 26. Januar
1962, in: Bundesverfassungsgericht (Hrsg.), Das Bundes-
verfassungsgericht 1951 – 1971, Karlsruhe 1971, S. 16.
30 Vgl. Gary S. Schaal, Vier normative Konzepte von In-
tegration qua Verfassung, in: H. Vorländer/ders. (Anm. 1),
S. 71–99.
31 Vgl. Rudolf Smend, Verfassung und Verfassungsrecht,
München 1928.
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– Integration qua Neutralität: Demgegenüber
geht die (klassisch-)liberale Perspektive davon
aus, die Wertvorstellungen in einer Gesellschaft
seien so plural, dass ein gesellschaftlicher Konsens
gleichsam nur über einige „Basis-Spielregeln“ pro-
zeduraler Art hergestellt werden könne. Diese
sichern allein die Offenheit des pluralistischen
Willensbildungsprozesses und definieren einige
zentrale, nicht entziehbare Individualrechte zum
Schutz der individuellen Freiheit. Der Verfas-
sungsrechtsprechung ist hier die Rolle eines
„Schiedsrichters“ zugewiesen, der – um eine
Anleihe beim Fußball zu nehmen –, das Spiel lau-
fen lässt, d. h. mitunter auch kleinere Regelver-
stöße hinnimmt und nur eingreift, wenn es zu „ent-
gleisen“ droht.

– Integration qua Diskurs: Dieser Modus ver-
sucht eine Verbindung zwischen den beiden ersten
Grundgedanken, indem er die Verfassungsrecht-
sprechung als Teil eines deliberativen Verfahrens
zur (konsensualen) Verständigung über die Wert-
grundlagen des Systems versteht. Diese ist somit
„Forum“ eines konsensorientierten Verständi-
gungsprozesses.

– Integration qua Konflikt: Dieser Modus betont
vor allem, dass der vom Diskursmodell unterstellte
Konsens bei unüberbrückbaren Differenzen nicht
zu erreichen ist. So verbindet er das Diskurs- und
das Neutralitätsmodell auf einer zweiten Ebene
gleichsam erneut: Zum einen wacht die Verfas-
sungsgerichtsbarkeit über die Einhaltung der Ver-
fahrensregeln, wodurch der Willensbildungspro-
zess einerseits offen gehalten, andererseits aber
auch zum Zwecke der friedlichen Einhegung des
Wertekonflikts verregelt wird. Zum anderen ist die
Verfassungsrechtsprechung auch ein Forum für
den Austrag und die Darstellung jener Wertkon-
flikte, die nicht konsensfähig und deshalb von
Gesellschaft und politischem System „auszuhal-
ten“ sind. Die Verfassungsgerichtsbarkeit ist in
dieser Perspektive somit einerseits Schiedsrichter,
andererseits stellt sie durch ihre Verfahren auch
das Spielfeld bereit.

Alle vier Integrationsmodi können keinen Aus-
schließlichkeitsanspruch erheben. Sie sind in der
Realität kaum analytisch sauber voneinander zu
trennen, denn stets ergänzen sich mehrere, wenn
nicht alle Modi gegenseitig: So sind die Regeln,
die den politischen Prozess offen halten, Kern des
Modus „Neutralität“, Voraussetzung für die Modi
„Diskurs“ und „Konflikt“, schließlich aber auch
als Teil der Legitimationsgrundlage Gegenstand
des Modus „Wertekonsens“. Diese Vielschichtig-
keit erlaubt es dem BVerfG, an der Förderung des
Werte- und Verfassungskonsenses mitzuwirken,
indem es „integrationsgefährdende“ Normen kas-

siert bzw. „integrationsfördernde“ neu oder fort-
entwickelt.

Zudem kann die Verfassungsrechtsprechung als
Institution autoritativer Verfassungsinterpretation
durch ihre Entscheidungen integrieren, indem sie
Rechtssicherheit herstellt, wenn sie eine mögliche
Interpretation als – zumindest vorläufig – „gel-
tend“ verbindlich macht. Damit schließt sie den
Diskurs aber nicht ab, denn es kann weiterhin kon-
trovers erörtert werden, ob ihre Entscheidung
„richtig“ gewesen ist.

Integrativ kann das BVerfG zudem durch den
Inhalt seiner Entscheidungen wirken. Besonders
deutlich wird dies, wenn es Vermittlungsvorschläge
vorlegt.32 Meist bleibt die vermittelnde Funktion
der Entscheidungspraxis dagegen hinter dem kon-
tradiktorischen Charakter der Verfahren verbor-
gen, doch kann eine „ausgleichende“ Wirkung auch
in vielen Entscheidungen der konfliktreichen sieb-
ziger Jahre nachgewiesen werden, da die Position
der letztlich unterlegenen Seite oftmals angemes-
sen gewürdigt wurde.33 Insofern verweist Karlsruhe
in seiner Entscheidungspraxis auch auf die im poli-
tisch-sozialen Diskurs „auszuhaltenden“ Differen-
zen. Das BVerfG setzt die Integrationsfunktion
somit in vielfältiger Weise unter Ansprechung ver-
schiedener Integrationsmodi um, so dass diese
unterschiedlichen „Integrationskonzepte“ nicht als
einander ausschließend betrachtet werden dürfen.

Legitimation

Eher prozedural ist dagegen die Legitimations-
funktion der Verfassungsrechtsprechung angelegt.
Denn die Verfassungsgerichtsbarkeit verdeutlicht
durch ihre bloße Existenz und Spruchpraxis den
rechtsstaatlichen Charakter der Verfassung, deren
Vorrang gegenüber den Gesetzen sowie die Einhe-
gung politischer Macht. Auch die allgemeine Mei-
nung in der Bevölkerung, im Falle einer vermeint-
lichen Ungerechtigkeit immer noch „nach
Karlsruhe gehen“ zu können, versinnbildlicht die-
ses Prinzip und dokumentiert zudem eine gewal-
tige soziale Entlastungsfunktion als gesellschaft-
liche „Klagemauer“34. So ist das BVerfG auch
Seismograph für soziale Missstände, signalisiert
durch seine Verfahren und die Gegenstände, die
an es herangetragen werden.

32 Vgl. Hans-Peter Schneider, Richter oder Schlichter?, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte (APuZ), B 49/99, S. 9–19;
Roland Lhotta, Vermitteln statt Richten, in: Zeitschrift für
Politikwissenschaft, 12 (2002), S. 1073–1098.
33 Vgl. I. Ebsen (Anm. 10); ders., Der Beitrag des Bundes-
verfassungsgerichts zum politischen Grundkonsens, in: G. F.
Schuppert/Chr. Bumke (Anm. 27), S. 83–109.
34 Erhard Blankenburg, Die Verfassungsbeschwerde – Ne-
benbühne der Politik und Klagemauer von Bürgern, in: Kri-
tische Justiz, 31 (1998), S. 203–218.
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Thematisierung

Schließlich darf nicht übersehen werden, dass die
Verfassungsrechtsprechung in starkem Maße die
politische und gesellschaftliche Tagesordnung
bestimmt. Als Agenda-Setter fungiert das BVerfG
gegenüber der Politik z. B. durch die Folgen seiner
Entscheidungen, wenn es ein Gesetz aufhebt oder
Gesetzgebungsaufträge erteilt. Die politische
Tagesordnung vermag es aber auch über Appell-
entscheidungen, Entscheidungsbegründungen und
Sondervoten zu beeinflussen. Schließlich signali-
siert es über seine Annahmepraxis auch die Rele-
vanz einer Frage, denn wenn Karlsruhe eine Ver-
fassungsbeschwerde annimmt oder sogar eine
mündliche Verhandlung anberaumt, unterstreicht
es die Bedeutung des Gegenstandes – unabhängig
von der letztendlichen Entscheidung. So vermag
das BVerfG dazu beizutragen, dass ein Anliegen
die „Aufmerksamkeitsschwelle“ des öffentlichen
Diskurses überwindet.

Thematisierend wirkt die Verfassungsrechtspre-
chung aber auch gegenüber dem Rechtssystem
und der Verwaltung: nicht allein durch die direk-
ten Folgen seiner Entscheidung, sondern vor allem
durch seine Argumentation und damit die Struktu-
rierung des rechtswissenschaftlichen Diskurses bis
hin zur Beeinflussung der „herrschenden Mei-
nung“ – sogar das Wort vom „Bundesverfassungs-
gerichtspositivismus“35 ist schon gefallen. Schließ-
lich kann Karlsruhe durch seine Spruchpraxis auch
gegenüber der Gesellschaft die Virulenz eines Pro-
blems verdeutlichen. Dies kann bis zu einer verfas-
sungsrechtlichen bzw. -politischen Staatsbürger-
kunde reichen, wenn Bürger auch in Phasen

allgemeiner Erregung vom Gericht auf die Ziele
und Garantien einer freiheitlichen Demokratie
hingewiesen werden.

„Intrakonstitutionelle Prärogative“
als Reservefunktion

In der Kontroverse um das BVerfG als „Ersatzge-
setzgeber“ wird mitunter darauf hingewiesen, dass
die Verfassungsrechtsprechung bisweilen nur für
die eigentlich zum Handeln aufgerufenen Institu-
tionen „in die Bresche“ springe und längst überfäl-
lige Reformen initiiere.36 In Anlehnung an John
Lockes Charakterisierung der Prärogative als
„Power of doing public good without a Rule“37 soll
diese Funktion einer (zumindest perzipierten bzw.
behaupteten) Notwendigkeit von „Ersatzgesetz-
gebung“ als „intrakonstitutionelle Prärogative“
bezeichnet werden. Es könnte eingewandt werden,
die Benennung sei irreführend, da das BVerfG
nicht außerhalb der Verfassung handle und diese
Funktion – wenn überhaupt – lediglich substitutiv
ausgeübt wird. Allerdings ist zu bedenken:

– Einen Ersatzcharakter im Sinne einer Aktivi-
tät, wenn die zuständigen Institutionen nicht han-
deln, hat die Prärogative schon bei Locke, so dass
„Substitution“ für Prärogative konstitutiv ist –
andernfalls handelt es sich um eine absolute Herr-
schaft. Sie greift ein, wenn andere Organe nicht
handeln können oder wollen. Das gilt selbstver-
ständlich erst recht für das BVerfG, denn ohne die

Tabelle: Funktionen der Verfassungsrechtsprechung im politischen System Deutschlands
Funktion Umsetzung
Kontrolle � Kontrolle politischer und gesellschaftlicher Akteure (insbesondere des Gesetzgebers)
Normkontrolle
und -formulierung

� restriktive Verwerfung verfassungswidriger Normen
� aktive Anpassung der Rechtsordnung an die Verfassung

Verfassungsanpassung � Konkretisierung, Aktualisierung, Neuinterpretation und Fortbildung der Verfassung
Integration � Rechtssicherheit durch autoritative Interpretation der Verfassung

� Offenhalten des politischen Prozesses
� Aktualisierung der Wertentscheidungen der Verfassung
� Konfliktregelung (Befriedung oder Feststellung von Differenzen)

Legitimation � Verdeutlichung des Vorrangs der Verfassung
� „Seismograph“ für soziale Missstände

Thematisierung � Agenda-Setter für Politik, Gerichte und Rechtswissenschaft
� Strukturierung des rechtswissenschaftlichen Diskurses
� Signalfunktion gegenüber Politik, Recht und Gesellschaft

intrakonstitutionelle
Prärogative

� „Ersatzgesetzgebung“, wenn die eigentlich zuständigen Institutionen
nicht agieren (dabei „Entschärfung“ durch Notwendigkeit von Folgebereitschaft)

Kommunikation � Verknüpfung und „Übersetzung“ der Diskurse von Politik, Recht und Gesellschaft

Quelle: Eigene Darstellung.

35 Bernhard Schlink, Die Entthronung der Staats-
rechtswissenschaft durch die Verfassungsgerichtsbarkeit, in:
Der Staat, 28 (1989), S. 162.

36 Vgl. A. v. Brünneck (Anm. 3), S. 177 f.
37 John Locke, Two Treatises of Government, hrsg. von
Peter Laslett, Cambridge 1960, S. 396 (II/ § 166).

44Aus Politik und Zeitgeschichte B 50– 51 / 2004



Passivität anderer Institutionen ergäbe sich gar
kein Gelegenheitsfenster für sein Handeln.

– Wenn das BVerfG entsprechend agiert, handelt
es innerhalb der Verfassungsordnung „unbe-
schränkt“. Denn seine Aktivitäten können inner-
halb des von der Verfassung konstituierten Institu-
tionengefüges nicht zurückgewiesen, blockiert
oder aufgehoben – sehr wohl aber kritisiert – wer-
den.

– Neben der Kritikmöglichkeit begründet eine
weitere Tatsache den relativ unproblematischen
Charakter dieser intrakonstitutionellen Präroga-
tivgewalt. Da das BVerfG über keinerlei Mittel
verfügt, seine Entscheidungen bei fehlender Folge-
bereitschaft der politischen und gesellschaftlichen
Akteure durchzusetzen, ist sie deutlich eingehegt.
Insofern muss die Verfassungsrechtsprechung,
wenn sie zur Prärogative greift, überzeugen und
den Diskurs suchen. Denn ihre einzige, in einem
tief greifenden Konflikt aktivierbare und relevante
Machtressource besteht – anders als bei Locke –
lediglich in der Bereitschaft der der Entscheidung
direkt oder indirekt Unterworfenen, dieser Folge
zu leisten.

Verknüpfung unterschiedlicher
Arenen

Die Kommunikationsfunktion ist eine „Meta-
Funktion“, denn sie sichert das grundlegende
Funktionieren des politischen Systems. Ausgangs-
punkt ist die Tatsache, dass moderne Gesellschaf-
ten hochgradig arbeitsteilig ausdifferenziert sind
und sich in ihren Subsystemen eigenständige Kom-
munikationscodes ausgebildet haben, die sich ten-
denziell gegeneinander abschotten.38 Gerade weil
die Verfassungsrechtsprechung im „Graubereich“
zwischen Recht und Politik agiert, ist es ihre Auf-
gabe, die beiden Bereiche effizient zu verbinden.
Es sorgt für eine sachgerechte „Übersetzung“
wechselseitig relevanter Probleme und ermöglicht
so erst eine sinnvolle Abstimmung39 – insofern ist
eine strikte Trennung von Recht und Politik auch
nicht wünschenswert. Das BVerfG bildet gleich-
sam eine hocheffiziente Schnittstelle, die politische
Konflikte in (verfassungs)rechtliche Diskurse
„transkribiert“, durch seine Entscheidungen aber
auch Inhalte der rechtswissenschaftlichen Debatte

in die politische Arena „überspielt“40. Dabei
besitzt die Verfassungsgerichtsbarkeit freilich kein
„Übersetzungsmonopol“, sondern garantiert nur
eine, allerdings hoch effiziente, Kopplung.

Die Verfassungsrechtsprechung verbindet aber
nicht allein Recht und Politik, sondern auch das
Rechtssystem (Rechtswissenschaft und Gerichts-
barkeit) mit der Gesellschaft. Dagegen tritt die
Verfassungsgerichtsbarkeit in der Kommunikation
zwischen Gesellschaft und Politik deutlich zurück,
da Parteien, organisierte Interessen und Massen-
medien, aber auch die lokal verankerten Parla-
mentarier diese Übermittlungsleistungen insge-
samt erfolgreich bewerkstelligen können. Hier
wirkt Karlsruhe vor allem substitutiv als „Dolmet-
scher“ kaum organisierbarer Anliegen ohne
Lobby (z. B. von Strafgefangenen) und durch seine
gesellschaftliche Seismographenfunktion. So kom-
muniziert das BVerfG mit der Gesellschaft nur
exemplarisch und fast immer medial vermittelt.

Das BVerfG als Mittler zwischen
„Recht“ und „Politik“

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass das BVerfG
im politischen System Deutschlands vielfältige
Funktionen einnimmt (vgl. die Tabelle auf S. 44).

Schaubild: Das BVerfG als „Schnittstelle“ zwi-
schen politischem, juristischem und
gesellschaftlichem Diskurs

Die Stärke der Pfeile entspricht der Bedeutung und
Intensität der Kommunikationsflüsse.
Quelle: Eigene Darstellung.

38 Vgl. Niklas Luhmann, Soziale Systeme, Frankfurt/M.
1984, S. 197 f.
39 Vgl. Thomas Gawron/Ralf Rogowski, Drei Seiten des
Bundesverfassungsgerichts, in: B. Blanke/H. Wollmann
(Anm. 10), S. 341–345. 40 Vgl. R. Voigt (Anm. 7), S. 20.
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Diese beschränken sich nicht allein auf die rechtli-
che Kontrolle politischen Handelns, sondern wir-
ken über den Bereich des zentralen politischen
Entscheidungssystems hinaus auf die Gesellschaft.

So überprüft das BVerfG im Rahmen der Kon-
trollfunktion zwar primär das Handeln politischer
Institutionen (insbesondere im Bereich der
Gesetzgebung), verzichtet aber nicht prinzipiell
auf die Kontrolle gesellschaftlicher Akteure. Es
beschränkt sich auch nicht auf die Überprüfung
von Normen auf ihre Verfassungskonformität, son-
dern wirkt durch ein differenziertes Entschei-
dungsinstrumentarium aktiv an der Fortbildung
der Rechtsordnung mit. Gar nicht zu überschätzen
ist – trotz der zahlreichen Änderungen des Grund-
gesetzes – die Bedeutung des BVerfG bei der
Anpassung der Verfassung an veränderte Problem-
lagen. Zudem übernimmt die Verfassungsrecht-
sprechung auch eine gesamtgesellschaftliche Inte-
grationsfunktion, indem sie die Offenheit des
politischen Prozesses sichert, den Wertekonsens
gegebenenfalls reaktualisiert und ein Forum für
verfassungspolitische Diskurse bereitstellt. Nicht
übersehen werden darf auch die „Entlastungsfunk-
tion“, die das BVerfG durch seine Existenz und
sein Renommee für das politische System erfüllt.
Andererseits vermag es durch seine Thematisie-
rungsfunktion auch Probleme auf die politische,
juristische und gesellschaftliche Tagesordnung zu
setzen, die bis dahin nicht die Aufmerksamkeits-
schwelle des öffentlichen Diskurses zu überwinden
vermochten. Mitunter agiert das BVerfG auch als
„Ersatzgesetzgeber“, wobei aber zu beachten ist,
dass es sich dabei nur durchsetzen kann, wenn
zwei Bedingungen erfüllt sind: Einerseits muss
Untätigkeit oder Entscheidungsunfähigkeit der
eigentlich zuständigen Institutionen Karlsruhe ein
„Gelegenheitsfenster“ geöffnet haben, anderer-
seits ist es noch mehr als andere Institutionen für
seine Entscheidungen auf ausreichende Folgebe-
reitschaft in Staat und Gesellschaft angewiesen.

Dieser Funktionenkatalog weist dabei eindeutig
über den Bereich des „Rechts“ und damit den
Charakter der Institution als Gericht hinaus, so
dass zu kurz griffe, wer das BVerfG lediglich als
„Rechtsprechungsautomaten“ für Verfassungsfra-

gen ansähe. Es gehört aber nicht in den Bereich
der „Politik“, wie dies etwa der Begriff der „Drit-
ten Kammer“41 suggeriert: Das BVerfG streift den
Charakter einer Institution des rechtswissenschaft-
lichen Diskurses nicht vollständig ab, denn auch
weiterhin sind in seinen Verfahren lediglich Argu-
mente „gültig“, die auch im rechtswissenschaftli-
chen Diskurs zulässig sind. Somit besteht die zen-
trale Funktion der Verfassungsrechtsprechung
gerade darin, die in hochdifferenzierten Gesell-
schaften stets prekäre Kommunikation zwischen
den in eigentümlichen Codes kommunizierenden
Subsystemen aufrechtzuerhalten und zu intensivie-
ren. Dabei verknüpft sie insbesondere Politik und
Rechtssystem (Fachgerichtsbarkeiten und rechts-
wissenschaftliche Diskurse), aber auch Gesell-
schaft und Rechtssystem miteinander.

Diese Übersetzungsfunktion kann nur gelingen,
wenn die Verfassungsrechtsprechung selbst über
ausreichende Legitimation in den Subsystemen
verfügt, d. h. als „Vermittlungsinstitution“ an- und
ernst genommen wird. Das BVerfG hat sich in fünf
Jahrzehnten zwar ein großes Renommee erarbei-
tet, doch haben die Kontroversen der neunziger
Jahre auch gezeigt, dass diese Legitimation durch
die Spruchpraxis selbst stets latent gefährdet ist.
Schon die Erörterungen zur Integrationsfunktion
verdeutlichen, dass es sich gleichsam um ein multi-
dimensionales Optimierungsprogramm handelt,
dessen Output sich angesichts der sich in ihrer
Zielsetzung teilweise gegenseitig ausschließenden
Einzelprogramme stets aufs Neue in der sozialen
Realität bewähren muss. Jedoch ist es gerade diese
„Schwäche“, die den Charme und letztlich auch
die Stärke der Verfassungsrechtsprechung aus-
macht: Denn das BVerfG kann nur dadurch Folge-
bereitschaft finden, dass es seine Entscheidungen
in die unterschiedlichen Diskurse einpasst, d. h.
sich „Legitimation durch Kommunikation“42 ver-
schafft.

41 Rüdiger Zuck, Das Bundesverfassungsgericht als Dritte
Kammer, in: Zeitschrift für Rechtspolitik, 11 (1978), S. 189–
195.
42 Heinrich Oberreuter, Legitimation durch Kommunika-
tion, in: Jürgen W. Falter u. a. (Hrsg.), Politische Willens-
bildung und Interessenvermittlung, Opladen 1984, S. 238–
253.
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